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Anlage: Stellungnahme zur hydrogeologischen Situation am Standort Heideweg Nr. 2, 09.02.2016 

1. Einleitung, Stand des Verfahrens 
Die Aufstellung des Bebauungsplanes wurde durch den Stadtrat am 10.07.2013 be-
schlossen (Beschluss-Nr. IV/2013/11569). Mit dem Vorentwurf erfolgte die frühzeitige 
Beteiligung der Öffentlichkeit vom 09.10.2013 bis zum 11.11.2013. Eine Bürgerver-
sammlung wurde am 28.10.2013 durchgeführt. Zusätzlich wurde die Planung am 
21.10.2013 dem Gestaltungsbeirat vorgestellt.  

Mit den dabei vorgebrachten Anregungen und Hinweisen aus der frühzeitigen Beteili-
gung und den Hinweisen des Gestaltungsbeirates wurde die Planung zum Entwurf über-
arbeitet.  

Der Stadtrat hat am 24.06.2015 den Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 162 „Dölau, 
Wohngebiet am Heideweg“ beschlossen und ihn nach Bekanntmachung im Amtsblatt 
zur Offenlage bestimmt (Beschluss-Nr. VI/2014/00265). Der Entwurf des Bebauungspla-
nes Nr. 162 mit der Begründung einschließlich Umweltbericht und den wesentlichen, 
bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen hat vom 10.08.2015 bis zum 
16.09.2015 in der Stadtverwaltung öffentlich ausgelegen. Die Bekanntmachung zur öf-
fentlichen Auslegung ist vorbehaltlich des Offenlagebeschlusses im Amtsblatt der Stadt 
Halle am 30.06.2015 erfolgt. 

Am 02.09.2015 wurde während der Offenlage eine Bürgerversammlung durchgeführt. 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 
29.07.2015 zur Abgabe einer Stellungnahme bis 04.09.2015 aufgefordert. 

Diese Vorlage enthält den Beschlussvorschlag zu den abwägungsrelevanten Anregun-
gen, die in der Beteiligung der Behörden und in der öffentlichen Auslegung eingegangen 
sind.  

 

Neben den Stellungnahmen der Behörden und TÖBs wurden im Rahmen der Offenlage 
insgesamt 582 Stellungnahmen der Öffentlichkeit vorgebracht.  

Diese umfassen 388 Stellungnahmen mit identischem Wortlaut eines Formblattes einer 
vor Ort aktiven Bürgerinitiative. Weitere ebenfalls identische 16 Stellungnahmen sind zu 
diesem Text leicht abweichend. 130 Stellungnahmen in Form von Ergänzungen zum 
genannten Formblatt weiteren Inhalt. 48 Stellungnahmen sind komplett individuell ver-
fasst.  

Zwei dieser Stellungnahmen beinhalten ausschließlich Aussagen, welche der Planung 
zustimmen und somit nicht inhaltlich abgewogen werden müssen (siehe 2.1). 

 

Die drei am meisten vorgetragenen Hauptthemenkomplexe waren das vermeintliche 
Nicht-Einfügen der Planung in das vorhandene Ortsbild aufgrund ihrer Größe, Dichte 
und Gestalt, Sorgen um die hydrologische Situation in Dölau und Bedenken hinsichtlich 
der verkehrlichen Auswirkungen der Planung. 

Des Weiteren wurden Bedenken wegen der Auswirkungen auf Natur und Umwelt, Eigen-
tumswertverlusten, der Nichtbeachtung gesetzlicher Grundlagen und städtischer Fach-
pläne sowie einer mit der Planung geschaffenen negativen Vorbildfunktion für Dölau 
vorgebracht. 
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Die Stellungnahmen mit abwägungsrelevantem Inhalt wurden ausgewertet und die vor-
gebrachten abwägungsrelevanten Belange herausgearbeitet. Da es eine Vielzahl inhalt-
lich ähnlich oder gleichlautender Aussagen gibt, wurden diese in Themengruppen einge-
ordnet und nach inhaltlichen Kriterien logisch zusammengefasst. Die Themengruppen 
wurden mit einem Buchstaben versehen.  

Im Folgenden sind diese Belange in der Übersicht aufgelistet und mit der Stellungnahme 
der Verwaltung und dem Abwägungsvorschlag versehen. Im Sinne der Nachvollziehbar-
keit der Abwägung sind die Stellungnahmen der Bürger angefügt und die geäußerten 
Belange mit dem entsprechenden Buchstaben der Themengruppe laut Übersicht verse-
hen. 

Einzelne Argumente der Einwender wurden jeweils beispielhaft zum gleichen Inhalt kur-
siv wiedergegeben. Dies kann themenbezogen jedoch unterschiedlich sein. Zu manchen 
Themen wurden mehr dezidierte Unteraspekte vorgebracht, welche auch einzeln be-
trachtet werden, aber zur Übersichtlichkeit unter dem Hauptthema zusammengefasst 
sind. Zu anderen Themen wurde der gleiche allgemeine Sachverhalt in verschiedenen 
Formulierungen vorgebracht, welche aber keine neuen Unteraspekte ergaben und somit 
nicht einzeln behandelt werden müssen. 

Als zusätzliches Abwägungsmaterial ist dieser Abwägung in der Anlage eine gutachterli-
che Stellungnahme über die hydrologische Situation beigefügt. 

 

Zur Erläuterung des Umgangs mit den Sachverhalten der Stellungnahmen sind die vier 
verschieden Möglichkeiten der die Sachverhalte jeweils betreffenden Beschlussvor-
schläge in Folge erklärt: 

„Wird berücksichtigt“ 

Der vorgebrachte Sachverhalt wird durch eine Änderung oder Ergänzung von Planinhal-
ten (Textliche und Zeichnerische Festsetzungen) und/oder in der Begründung des Be-
bauungsplanes ganz oder teilweise berücksichtigt. 

Auf die Art und Weise und Verortung der vorgeschlagenen Berücksichtigung wird in der 
Begründung des Beschlussvorschlags hingewiesen. 

 

„Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen“ 

Der vorgebrachte Sachverhalt wird nicht berücksichtigt und führt somit nicht zur Ände-
rung oder Ergänzung von Planinhalten und /oder der Begründung des Bebauungspla-
nes.  

Die maßgeblichen Gründe der Nichtberücksichtigung sind in der Begründung des Be-
schlussvorschlages dargelegt. 

„Ist bereits berücksichtigt“ 

Der vorgebrachte Sachverhalt führt nicht zu Änderungen oder Ergänzungen von Planin-
halten und/oder der Begründung des Bebauungsplanes, weil der jeweilige Sachverhalt 
darin bereits ausreichend berücksichtigt ist. 

Auf die Art und Weise und Verortung der gegebenen Berücksichtigung wird in der Be-
gründung des Beschlussvorschlags hingewiesen. 

„Ist nicht Gegenstand dieses Planverfahrens“ 

Der vorgebrachte Sachverhalt ist nicht Gegenstand des Bauleitplanverfahrens, sondern 
bezieht sich auf Sachverhalte außerhalb des räumlichen Geltungsbereiches und sind 
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auch nicht von der Planung betroffen, ist inhaltlich nicht relevant oder widersprüchlich für 
das vorliegende Bauleitplanverfahren, ist Sache anderer oder späterer Genehmigungs- 
oder Planverfahren, oder dieser Bauleitplan steht einer entsprechenden Realisierung 
nicht entgegen. 

Die maßgeblichen Gründe sind – soweit erforderlich – in der Begründung des Be-
schlussvorschlags dargelegt. 

Alle Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie 
der Öffentlichkeit, die zum Entwurf des Bebauungsplans eingegangen sind, werden 
während der Ausschuss- und Stadtratssitzungen zu diesem Abwägungsbeschluss 
im Sitzungsraum im Original zur Einsichtnahme vorgehalten. Sie können auf Anfrage 
eingesehen werden.  

Gemäß § 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB sind die Ergebnisse der Abwägung den einzelnen 
Einwendern nach dem Abwägungsbeschluss mitzuteilen. 

 

2. Abwägung 
 

2.1 Stellungnahmen, über die eine Abwägung nicht erforderlich ist 

2.1.1 Nachfolgende Behörden/sonstige Träger öffentlicher Belange haben keine 
Stellungnahme abgegeben 
Es sind auch sonst keine Belange dieser Behörden, sonstiger Träger öffentlicher 
Belange und Gemeinden bekannt, die für die Rechtmäßigkeit der Abwägung von 
Bedeutung sind und entscheidenden Einfluss auf die Weiterbearbeitung haben 
könnten. 

 

− Telekom AG 

 

2.1.2 Folgende Behörden/ sonstige Träger öffentlicher Belange haben eine Stel-
lungnahme abgegeben, in der Zustimmung geäußert wurde, keine Einwän-
de oder Anregungen gegeben wurden oder die Behörden/ Träger öffentli-
cher Belange und Gemeinden von dem Vorhaben nicht betroffen sind. 
Die in den Stellungnahmen abgegebenen Hinweise, die nicht abwägungsrelevant 
sind, sind bei der Realisierung des Bauvorhabens durch die ausführenden Fir-
men zu berücksichtigen.  

  

TöB 

− Landesamt für Verbraucherschutz, vom 05.08.2015 

− Untere Raumordnungsbehörde, vom 11.08.2015 

− Polizeidirektion Sachsen-Anhalt Süd, vom 12.08.2015 

− Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie, vom 19.08.2015 

− FB Sicherheit (Unt. Verkehrsbehörde), vom 20.08.2015 

− Landesamt für Vermessung und Geoinformationen, vom 25.08.2015 
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− Energieversorgung Halle Netz GmbH, vom 25.08.2015 

− IHK Halle-Dessau, 26.08.2015 

− Kreiskirchenamt Halle, vom 26.08.2015 

− Fachbereich Sicherheit (Feuerwehr), vom 28.08.2015 

− Regionale Planungsgemeinschaft Halle, vom 01.09.2015 

− Landesamt für Geologie, vom 02.09.2015 

− Landesverwaltungsamt, vom 03.09.2015 

− Ministerium für Landesentwicklung und Verkehr, vom 04.09.2015 

− Hallesche Wasser und Stadtwirtschaft GmbH, vom 14.09.2015 

− FB Soziales, 09.10.2015 

− Havag, 20.10.2015 

 

 

Die Stadt nimmt die Zustimmung der Behörden/Träger öffentlicher Belange zur 
Kenntnis. 

 

2.1.3 Folgende weitere Beteiligte haben eine Stellungnahme abgegeben, in der 
Zustimmung geäußert wurde. 

 

− Stellungnahme 581 vom 16.09.2015 

− Stellungnahme 582 vom 02.09.2015 
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2.2 Abwägung von Anregungen der Behörden und sonstigen Träger öffentli-
cher Belange, der Nachbargemeinden und von weiteren Beteiligten mit ab-
wägungsrelevanten Hinweisen in Ihrer Stellungnahme 

 

2.2.1 Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange 

2.2.1.1 Stellungnahme des Unterhaltungsverbandes „Untere Saale“ vom 11.08.2015  
Es wurde eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben. 

 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Entlang des Hechtgrabens, auf diesen sich die Stellungnahme bezieht, ist in der Breite 
von 5m ein Gewässerrandstreifen ausgewiesen, welcher von der Bebauung grundsätz-
lich freizuhalten ist. Es sind anliegend auch keine überbaubaren Flächen festgesetzt. 
Somit ist die Zugänglichkeit zum Hechtgraben auf dem Grundstück möglich.  

Vom Heideweg ist die Zugänglichkeit über den geplanten Parkplatz direkt neben dem 
Hechtgraben gewährleistet. 

Die Übernahme der Mehrkosten für die Pflegearbeiten wurde vom Investor während des 
Verfahrens bereits bestätigt. 

 

Entscheidungsvorschlag: Ist bereits berücksichtigt 

 

2.2.1.2 Stellungnahme des FB Gesundheit vom 01.09.2015  
Es wurde eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben. 

 

Stellungnahme der Verwaltung:  

Erlen sind für den Hechtgraben und für Uferrandbereiche im Allgemeinen standortty-
pisch. Sie sind die charakteristische Baumart des Auwalds. Im Bereich des B-Plans und 
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unmittelbar angrenzend befinden sich Erlen im Uferbereich und stellen landschafts- und 
ortsbildprägende Bestandsbäume dar. Durch die Wahl der Schwarzerle als neu zu er-
gänzende Baumart am Hechtgraben, ist ihre Eignung für die besonderen (wechselfeuch-
ten) Standortverhältnisse sicher gestellt. Darüber hinaus fügen sich - durch die gleiche 
Baumart - die neu zu pflanzenden Bäume auch gestalterisch besser in die Umgebung 
ein. Damit wird die Schwarzerle sowohl den ökologischen, als auch den gestalterischen 
Anforderungen des Standortes am besten gerecht. 

Das Anpflanzen von Birke und Hasel ist nicht explizit im Bebauungsplan festgesetzt. 
Allerdings befinden sich im näheren Umfeld des Plangebiets bereits vermehrt Bäume 
dieser Arten. Da das Plangebiet in Bezug auf die Umgebung nur eine sehr kleine Fläche 
(ca. 8.000 m²) einnimmt, hat ein Ausschluss innerhalb des Plangebietes gegenüber der 
Wirkung der vorhandenen Bäume der Umgebung kaum einen Effekt. 

Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen 

 

2.2.1.3 Stellungnahme des FB Bauen vom 02.09.2015 
Es wurde eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgegeben. 

 

 

Stellungnahme der Verwaltung: 

1. Mit der Ergänzung der Festsetzung „Die Festsetzung gilt nicht für Garagen nach §12 
BauNVO und Nebenanlagen nach §14 BauNVO.“ wird klargestellt, dass diese Anforde-
rungen nicht für bauliche Anlagen gelten sollen, die als untergeordnete Nebenanlagen 
errichtet werden. Gründächer auch für diese baulichen Anlagen würden massivere Kon-
struktionen und insgesamt massiver wirkende Nebenanlagen bedeuten, was für das Er-
scheinungsbild auf den Außenflächen des Wohngebietes so nicht beabsichtigt ist. 

2. Nicht nur für die Beleuchtung, auch für die Errichtung und den Erhalt der kompletten 
privaten Verkehrswege ist der Investor selber verantwortlich. 

Dieser Sachverhalt ist somit nicht festsetzungsrelevant. 

 

Entscheidungsvorschlag: 1. Wird berücksichtigt / 2. Ist bereits berücksichtigt 
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2.2.1.4 Stellungnahme des FB Umwelt vom 12.02.2016 

Untere Naturschutzbehörde: 

 

Stellungnahme der Verwaltung: 

Der Sachverhalt wird in der Begründung unter Punkt 5.4.2 klargestellt und im  zweiten 
Absatz, unter Streichung des letzten Absatzes, wie folgt neu formuliert: 

„Die Bäume, die aufgrund des vorgesehenen Bebauungskonzeptes voraussichtlich nicht 
erhalten werden können, fließen als wegfallende Bäume in die Ausgleichsbilanz mit ein. 
Bäume außerhalb der Baufelder unterliegen der Baumschutzsatzung der Stadt Halle und 
sind nicht in das Ausgleichskonzept aufgenommen. Bei Abgang gelten die Regelungen 
der Baumschutzsatzung.“ 

Entscheidungsvorschlag: Wird berücksichtigt 

 

2.2.2 Weitere Beteiligte/ öffentliche Anregungen 

 
Übersicht über die Inhalte der eingegangenen Stellungnahmen 
 
A: Allgemeines 

A 01: Planungsziele des Aufstellungsbeschlusses 

Die Aufgabenstellung sowie die grundlegenden Planungsziele der Stadt Halle zur Erstel-
lung des B-Planes 162 wurden nicht bzw. unzureichend berücksichtigt. Die Planung ist 
entsprechend der ursprünglichen Aufgabenstellung zu erarbeiten bzw. das Verfahren 
soll ansonsten nicht weiter betrieben werden.  
 

Stellungnahme der Verwaltung: 
Die mit dem Aufstellungsbeschluss verbundenen Planungsziele unterliegen im Laufe des 
Planverfahrens Veränderungen aufgrund der in mehreren Stufen erfolgenden Planbear-
beitung und Abwägung. Eben dies ist ein wesentlicher Aspekt des Verfahrens. Es ist 
somit für die Rechtmäßigkeit der abschließenden planerischen Entscheidung der Kom-
mune im Rahmen der Abwägung grundsätzlich unerheblich, wenn sie von ursprünglich 
postulierten Zielen abweicht. 
Auf die einzelnen Ziele wird in der weiteren Abwägung eingegangen. 
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
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A 02: Innen-und Außenbereich 

Die Problematik des Innen- und Außenbereiches wurde nicht gelöst.  
Es wurde nicht beachtet, dass das Plangebiet (teilweise) im Außenbereich liegt. 
Der Außenbereich soll nicht überplant werden. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Es ist für die geplante Bebauung unerheblich, ob das Plangebiet derzeit als Innen- oder 
als Außenbereich zu betrachten ist, da Baurecht gemäß § 30 BauGB geschaffen werden 
soll. 
Das Plangebiet war bereits durch bauliche Anlagen insgesamt überprägt. Mit der Straße 
Am Waldrand ist der Siedlungsbereich deutlich und unzweifelhaft gegenüber der Dölauer 
Heide abgegrenzt. Damit ist das Plangebiet kein klassischer Außenbereich im Sinne des 
§ 35 BauGB, der einen weitläufig unbebauten Bereich gegenüber dem Siedlungsbereich 
abgrenzt. Eine Überplanung des gesamten Bereichs ist aus siedlungsstrukturellen Grün-
den gerechtfertigt. 
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

A 03: Beweissicherung 

Ein Beweissicherungsgutachten zu Lasten des Investors zur Beschreibung des Status 
quo der Dölauer Situation ist erforderlich. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Veranlassung von Beweissicherungsgutachten kann nicht Gegenstand eines Be-
bauungsplanverfahrens sein, sondern ist die Durchsetzung rein durch nachbarrechtliche 
Ansprüche begründet. Für die Festsetzung eines Beweissicherungsgutachtens gibt es 
keine Rechtsgrundlage im BauGB. 
 
Es kann jedoch unabhängig von der planerischen Abwägung darauf verwiesen werden, 
dass die Grundstückseigentümerin des plangegenständlichen Geländes ein solches 
Gutachten vor Baubeginn zugesichert hat.  
 
Entscheidungsvorschlag: Ist nicht Gegenstand dieses Planverfahrens. 
 
 

A 04: Altenpflegeheim, Inklusion 

Der Standort eignet sich nicht für ein Altenpflegeheim. 
 
Die Integration von Behinderten und Senioren kann nur dort erfolgen, wo unter anderem 
eine sinnvolle Integration möglich ist. Eine entsprechende Infrastruktur muss vorhanden 
sein. Diese fehlt Dölau gänzlich. Die von der UN, der EU und der Bundesrepublik gefor-
derte Inklusion ist damit unmöglich. Inklusion setzt entsprechende Konzepte mit Nach-
haltigkeit sowie die Einhaltung von Kriterien voraus.  
 
Die Prinzipien Selbstbestimmung, Teilhabe und Inklusion verpflichten dazu, gesellschaft-
liche Bedingungen zu schaffen, die niemanden ausschließen und die die Bedürfnisse 
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von Menschen mit unterschiedlichen Behinderungen berücksichtigen.  
 
Diesen Anforderungen genügt die Planung nicht.  
 
Ich werde es also ab sofort als eine Aufgabe von mir sehen: dass sich die Stadt, der 
Investor, der Planer, sich ihrer Verantwortung stellen. Zur Erinnerung: Die meisten Seni-
oren haben eine Behinderung. Auch die Integration von Familien mit behinderten Kin-
dern ist am Ortsrand zynisch und gefährlich. Die Hort- oder Schulunterbringung in räum-
licher Nähe im Rahmen der Inklusion unmöglich.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Der Bebauungsplan setzt ein Allgemeines Wohngebiet fest. Er setzt kein Sondergebiet 
oder eine Fläche für den Gemeinbedarf fest, die mit einem Pflegeheim bebaut werden 
soll.  
 
Es ist auch kein Altenpflegeheim oder Ähnliches als Vorhaben vorgesehen. Im Übrigen 
steht es älteren und behinderten Menschen frei, wo sie ihre Wohnung nehmen wollen. 
Nicht zuletzt im Sinne der Inklusion gehört Betreutes Wohnen nach § 3 Abs. 4 Baunut-
zungsverordnung zu den bereits im reinen Wohngebiet zulässigen Wohngebäuden und 
ist somit keine gewerbliche Nutzung. 
 
Entscheidungsvorschlag: Ist bereits berücksichtigt.  
 
 

A 05: Wählerwillen 

Hiermit erhebe ich fristgemäß Widerspruch gegen das oben genannte Bebauungsverfah-
ren, weil wir Sie gewählt haben! 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Äußerung hat keinen bodenrechtlichen Bezug. Sie ist daher für die Abwägung inner-
halb des Planverfahrens ohne Relevanz. 
 
Entscheidungsvorschlag: Ist nicht Gegenstand dieses Planverfahrens. 
 
 

A 06: Herabwürdigende Inhalte 

Welch krankem Gehirn ist ein solcher Bebauungsplan entsprungen? 
Das Büro dazu ist wohl ein Witz. 

 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Äußerungen haben keinen bodenrechtlichen Bezug. Sie sind daher für die Abwä-
gung innerhalb des Planverfahrens ohne inhaltliche Relevanz. 
 
Entscheidungsvorschlag: Ist nicht Gegenstand dieses Planverfahrens. 
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A 07: Verschlechterung der Planung im Entwurf 

Die Planung ist in der Entwurfsfassung schlimmer als vorher.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Äußerung ist für eine inhaltliche Auseinandersetzung zu wenig differenziert. Wenn 
davon auszugehen ist, dass es sich um einen Vergleich zum Vorentwurf handelt, er-
schließt sich inhaltlich nicht, weshalb sechs Mehrfamilienhäuser mit maximal zwei bis 
drei Geschossen „schlimmer“ sein sollen als sechs Mehrfamilienhäuser mit drei bis vier 
Geschossen, wie sie der Vorentwurf vorsah, vgl. zur jetzigen Lösung auch Nr. E 03, O 
01. Bezüglich der gegenüber dem Vorentwurf geänderten Zufahrtslösung wird auf Nr. B 
06 verwiesen. 
Wenn es sich um einen Vergleich zum ursprünglichen Zustand handelt, ist das Pla-
nungsziel die Schaffung von Wohnbauflächen nicht als negativ zu beurteilen. 
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

A 08: Architekturstil 

Die GWG-Klötze sind mehr als einfallslos. 
Von Architektur kann hier nicht gesprochen werden. 
Hässlicher Klotzbau 

 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Äußerungen stellen ein persönliches Geschmacksurteil bezüglich der geplanten Ar-
chitektur dar. Geschmacksurteile stehen jedermann zu, sind aber ohne bodenrechtliche 
Relevanz und daher für die Abwägung im Planverfahren bedeutungslos. Im Übrigen be-
steht keine planungsrechtliche Steuerungsmöglichkeit bezüglich der architektonischen 
Gestaltung, vgl. hierzu Nr. O 01. Es steht dem Bauherren grundsätzlich frei, einen be-
stimmten Architekturstil nach seinen Vorstellungen zu wählen. 
 
Entscheidungsvorschlag: Ist nicht Gegenstand dieses Planverfahrens. 
 
 

A 09: Ein- und Zweifamilienhäuser planen 

 
Es können viel besser und umweltverträglicher einige Einfamilien- oder Zweifamilien-
häuser dort stehen, das passt hierher. 
Einzelne Eigentumshäuser (Ein- bzw. Zweifamilienhäuser) würden das Landschaftsbild 
besser prägen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Konkret geplant sind sechs Mehrfamilienhäuser. Die nähere Umgebung des Plangebie-
tes ist sowohl durch Einfamilienhäuser als auch durch Mehrfamilienhäuser geprägt. Der 
Gebietsgewährleistungsanspruch begründet kein Abwehrrecht gegen Mehrfamilienhäu-
ser, selbst in einem bisher nur durch Einfamilienhäuser geprägten Wohngebiet (OVG 
NRW, Beschl. v. 13.11.2015, 7 B 1093/15). 
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
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A 10: Allgemeine Kritik 

Überall die gleichen Fehler in der Stadtplanung. 
Der B-Plan ist unnötig. 
Ins gemachte Nest setzen ist für eine Stadtplanung mit: keine Ahnung von Nichts gleich 
zu setzen. 
Die Begründungen sind falsch. 
Es gibt kein Konzept. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Äußerungen sind zwar allgemein wertend, jedoch ohne konkreten, bodenrechtlich 
relevanten Bezug. Ein Einstellen als Belang in die Abwägung ist deshalb nicht möglich. 
 
Entscheidungsvorschlag: Ist nicht Gegenstand dieses Planverfahrens. 
 

A 11: Es stehen genügend Wohn- und Gewerbeflächen zur Verfügung 

Es stehen in diesem Gebiet genügend Wohn- und Gewerbeflächen zur Verfügung. Neu-
bau nicht notwendig (siehe Eislebener Straße). 
Wozu ist das Vorhaben notwendig? 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Im näheren Umfeld des Plangebietes sind außer dem Plangebiet selbst nach örtlichem 
Augenschein keine freien Bauflächen in vergleichbarer Größenordnung vorhanden. Auch 
bezogen auf die gesamte Ortslage Dölau zeigt sich ein ähnliches Bild. In den vergange-
nen Jahren sind bereits zahlreiche Baulücken bebaut worden, auch größere Flächen 
innerhalb der Ortslage wurden bebaut. Aus grundlegenden planerischen Erwägungen, 
nach denen die Innenentwicklung einer weiteren Ausdehnung der Bebauung an den 
Ortsrändern vorzuziehen ist, sollen auch keine weiteren nicht integrierten Neubaugebiete 
ausgewiesen werden. Insgesamt ist für die Ortslage Dölau ein Bedarf insbesondere an 
zusätzlichen Flächen für den Mietwohnungsbau festzustellen. In der Wohnbauflä-
chenanalyse der Stadt Halle aus dem Jahr 2015 [Timourou Wohn-& Stadtraumkonzepte; 
Bearb. Tobias JACOBS: Wohnbauflächenpotenziale der Stadt Halle (Saale); Droißig 
2015] wird hierzu festgestellt, dass bei den Wohnungen in Mehrfamilienhäusern das An-
gebot im Korridor der geschätzten Nachfrage liegt. Bei stärkerer Nachfrage kann es hier 
auch zu Knappheiten kommen. Das Plangebiet wurde dabei bilanziell als bestehendes 
Flächenpotenzial für die Bebauung mit Mehrfamilienhäusern berücksichtigt und dient 
somit der prognostizierten Bedarfsdeckung.  
 
Im Übrigen muss eine konkrete Nachfrage nach einem neuen Wohngebiet nicht durch 
eigene empirische Untersuchungen im Sinne einer Bedarfsanalyse gebietsspezifisch 
nachgewiesen sein. Ein konkreter aktueller Bauflächenbedarf muss für ein stimmiges 
städtebauliches Konzept regelmäßig nicht vorliegen. Die Gemeinde darf auch für einen 
Bedarf planen, der sich erst für die Zukunft abzeichnet. Eine andere, engmaschigere 
Betrachtungsweise würde die Städtebaupolitik der Gemeinde zu sehr einengen. Dies 
würde dem Sinn und Zweck des § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB nicht gerecht. (Vgl. VGH Bad.-
Württ., Urteil vom 29. Oktober 2013 - 3 S 198/12 -, NVwZ-RR 2014, 171; OVG Rh.-Pf., 
Urteil vom 16. Mai 2013 - 1 C 11004/12, jeweils unter Hinweis auf BVerwG, Beschluss 
vom 11. Mai 1999 - 4 BN 15.99 -, BRS 62)  
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Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 

A 12: Ähnliche Baumaßnahmen in der Umgebung 

Ich befürchte ähnliche Baumaßnahmen rund um die Dölauer Heide. 
  
Stellungnahme der Verwaltung: 
Mit dem Bebauungsplan Nr. 162 vergleichbare Planungsvorhaben sind zum gegenwärti-
gen Zeitpunkt an anderen Standorten um die Dölauer Heide nicht vorgesehen.  
Wenn es für einzelne Flächen in späterer Zeit Planungsabsichten geben sollte, die heute 
noch nicht absehbar sind, müssten diese wiederum im Rahmen entsprechender geson-
derter Planverfahren geprüft werden. 
 
Entscheidungsvorschlag: Ist nicht Gegenstand dieses Planverfahrens.  
 
 

A 13: Mehr Leerstand in Neustadt nutzen, Halle-Neustadt aufwerten 

Es sollte mehr für Wohnzwecke der bisherige Leerstand an Wohnungen in Halle-
Neustadt genutzt werden. 
Nachdenken, wie Halle-Neustadt so anziehend werden könnte wie Dölau 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Generell strebt die Stadt Halle ein differenziertes Wohnungsangebot an, das verschie-
dene Wohnbedürfnisse und Preissegmente bedienen soll.  
 
Zur allgemeinen Fragestellung des Erfordernisses gebietsspezifischer Bedarfsanalysen 
als Planungsgrundlage s. Nr. A  11. 
 
Die Wohnungsnachfrage nach Mietwohnungen in Dölau soll auch in Dölau abgedeckt  
werden. Es besteht hier nur ein relativ geringes Angebot an Mietwohnungen. Nach der 
Wohnungszählung im Jahr 2012 waren in Dölau 1.313 Wohnungen in Ein- und Zweifa-
milienhäusern und 685 Wohnungen in Mehrfamilienhäusern vorhanden, somit ein Anteil 
von 34,3 % an der Gesamtzahl von 1.998 Wohnungen. Eine Vergrößerung des Ange-
bots an Mietwohnungen trägt dazu bei, dass Wohnungssuchende in der Ortslage Dölau 
ein angemessenes Angebot an Mietwohnraum finden können und nicht auf den Umzug 
in andere Stadtteile angewiesen sind.   
 
Die Schaffung von Wohnraum in Dölau steht zudem nicht im Gegensatz zu einer Auf-
wertung in Halle-Neustadt. Im Rahmen des Stadtumbauprogramms hat die Stadt Halle 
bereits zahlreiche Maßnahmen zur Aufwertung des öffentlichen Raums in Halle-
Neustadt umgesetzt. Ebenso haben die Wohnungseigentümer große Teile des Bestan-
des saniert.  
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
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A 14: Gesunde Wohnverhältnisse, Lebensqualität, Lebensgefahr 

Meine Gesundheit wird gefährdet. Ich bin extra nach Dölau gezogen, da mir dortige Be-
bauung gefällt und meiner Gesundheit und meiner Seele und meiner Verfassung dient 
und meine Arbeitsfähigkeit erhält. 
 
Mit geplanten Vorhaben sind gesundheitsschädliche Auswirkungen für mich verbunden, 
die sowohl in der Planung als auch den Planung zugrunde liegenden Gutachten nicht 
bzw. nicht ausreichend berücksichtigt worden.  
 
Die Sonneneinstrahlung wird vermindert, Aufböschung, Gebäudehöhe plus zusätzliche 
Aufbauten, führen zu Verschattung, Vermosung und Feuchteschäden. Verringerung der 
für Menschen und für mich nötigen Sonneneinstrahlung führen zu massiven negativen 
gesundheitlichen Folgen, unter anderem zu Osteoporose, Hauterkrankung und seeli-
schen Leiden, wie Depression oder vermehrter Selbstmordrate. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Gegenstand der Festsetzungen ist ein allgemeines Wohngebiet (WA). In einem allge-
meinen Wohngebiet sind gesundheitsgefährdende Betriebe und Anlagen jeder Art nicht 
zulässig. Von der Planung geht somit bei objektiver Betrachtung keine Gefahr für die 
Gesundheit und erst recht keine Lebensgefahr aus. Auch verletzt die Planung in keiner 
Weise das Gebot der Rücksichtnahme aus § 15 BauNVO. Für eine solche Verletzung 
durch planbedingte, unzumutbare Belästigungen oder Störungen ist kein Raum, weil der 
Zulässigkeitsrahmen des Bebauungsplanes bezüglich der Art und des Maßes der bauli-
chen Nutzung nicht über das weitgehend nach § 34 BauGB ohnehin Zulässige hinaus-
geht (vgl. insb.  E 05).  
 
In persönlicher Hinsicht orientiert sich die Bewertung der Zumutbarkeit allgemein an auf 
äußere Einflüsse durchschnittlich reagierenden Menschen. In diesem Sinne sind nicht 
schon Nachteile und Belästigungen in der Bequemlichkeit und Behaglichkeit unzumut-
bar, mögen sie auch von erheblicher Art sein und für nervöse Personen Gegenstand 
dauernden Ärgernisses sein. Besondere Empfindlichkeiten oder sonstige persönliche 
Eigenheiten haben für die Beurteilung der Zumutbarkeit einer Planung außer Betracht zu 
bleiben (Fickert/Fieseler: BauNVO 12. Aufl., § 15, RN 14; BVerwGE 68, 62/67, 314/324).   
 

Bezüglich der Besonnung wird auf Nr. B 07 verwiesen. 
 

Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

A 15: Eingriff in Eigentumsrechte, Verstoß gegen Art. 14 GG 

Das Prinzip des gesellschaftlichen Konsens und des Grundgesetzes, (nach Art. 14 
Abs. 2 Grundgesetz gilt: „ Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem 
Wohle der Allgemeinheit dienen.“) Mit Einräumung des Vorrangs von Einzelwohl des 
Investors – vor dem Recht des Allgemeinwohls – der Einwohner Dölaus – wird dies 
ignoriert. Hier wird ein Grundrecht verletzt.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Planung greift in die Eigentumsrechte Dritter nicht ein. Es gibt auch keine mittelbaren 
Eingriffe in Eigentumsrechte, denn die berechtigten Nachbarschutzbelange sowie der 
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Gebietsgewährleistungsanspruch werden durch die Planung gewahrt (vgl. insb. B 06). 
Eingriffe in Artikel 14 GG werden durch Inhalts- und Schrankenbestimmungen verfas-
sungsrechtlich gerechtfertigt. Das Baugesetzbuch ermächtigt durch seine einfachgesetz-
lichen Normen zu Eingriffen in diesem Sinne. Das heißt, die sich aus Artikel 14 GG er-
gebende Sozialpflichtigkeit des Eigentums ist bereits durch die Inhalts- und Schranken-
bestimmungen, wie sie sich unter anderem aus dem BauGB ergibt, vollumfänglich ver-
fassungsrechtlich gerechtfertigt, so dass, sofern man sich an die den Eingriff verfas-
sungsrechtlich gerechtfertigten Normen hält, wonach die öffentliche Verwaltung durch 
Artikel 20 III GG verpflichtet ist, hiermit der Sozialpflichtigkeit des Eigentums aus Artikel 
14 II GG genüge getan ist. 
Die Planung verstößt auch nicht gegen Art. 14 II GG, denn die Verpflichtung auf das 
Allgemeinwohl gilt nicht nur für die Eigentumsrechte des Bauwilligen, sondern auch für 
die Eigentumsrechte der Eigentümer benachbarter Grundstücke selbst.  Die Abwägung 
zwischen den widerstreitenden privaten Belangen und die Bewältigung der daraus resul-
tierenden bodenrechtlichen Belange, sowie die daraus ggfs. erfolgende Beschränkung 
von Eigentumsrechten,  geschehen unter Anderem auf der verfassungsrechtlichen 
Grundlage des Art. 14 Abs. 1 gemäß dem Baugesetzbuch. Es liegen deshalb keine 
Grundrechtsverstöße vor. 
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

A 16: Bürgerversammlung,  Äußerungen von Herrn Stäglin 

Im Rahmen der Bürgerversammlung hat der Beigeordnete Herr Stäglin aber auch aus-
geführt das die Baumaßnahmen den Rahmen des ehemaligen auf dem Grundstück ste-
henden Gebäudes nicht überragen werden. Damit wäre von meiner Seite aus alles ok. 
Mehr will ich nicht. Da die Versammlung öffentlich war und Herr Stäglin als Vertreter der 
Stadt aufgetreten ist und dieser Satz auch dokumentiert ist erwarte ich nunmehr eine 
entsprechende Korrektur der Verwaltung. Die Ernsthaftigkeit im Umgang mit dem Bürger 
fordere ich jetzt unter Beweis zu stellen.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Es handelt sich hier offenbar um eine Überinterpretation des Einwenders bezüglich der 
in der Veranstaltung abgegebenen Aussage zum Maß der baulichen Nutzung im Zu-
sammenhang mit der Umgebung.  Eine Korrektur kann es hierzu nicht geben, weil die 
Planung den Aussagen in der Bürgerversammlung entspricht. Diesbezüglich gilt das 
unter Nr. E 03 und E 05 Gesagte. 
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

A 17: Unregelmäßigkeiten beim Grundstücksverkauf  

Rückwirkend mutet es schon eigenartig an, dass ausgerechnet die GWG beim Erwerb, 
neben vielen anderen Interessenten für das Grundstück, den Zuschlag erhielt. Sie konn-
te nur deshalb den höchsten Kaufpreis bieten, weil sie möglicherweise über den kürze-
ren Dienstweg wusste, welche Geschossflächen errichtet werden können. Dem zustän-
digen Ministerium in Magdeburg war der Höchstpreis wichtig. 

 
Stellungnahme der Verwaltung: 
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Das Grundstück wurde in einem Bieterverfahren durch die GWG erworben. Ansatzpunk-
te dafür, dass dieses Bieterverfahren nicht entsprechend den gesetzlichen Vorgaben 
und nicht bieterneutral durchgeführt worden wäre, sind nicht erkennbar und drängen sich 
auch nicht in der geäußerten Weise auf. Im Übrigen fehlt es der Einwendung an der 
Festsetzungsrelevanz. 
 
Entscheidungsvorschlag: Ist nicht Gegenstand dieses Planverfahrens. 
 
 

A 18: Kein Bevölkerungswachstum für Halle 

Die Begründung für das Bauvorhaben stimmt nicht. Es gibt kein Wachstum für Halle  
 

Stellungnahme der Verwaltung: 
Die amtliche Einwohnerstatistik weist für den Zeitraum ab 2009 einen Anstieg der Ein-
wohnerzahl von 230.377 Personen 2009 auf 238.321 Personen 2015 nach.  
Es trifft somit nicht zu, dass es für Halle kein Wachstum gebe. 
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

A 19: Bauzustand des Gehwegs im Heideweg 

Im letzten Jahr wurde der Gehweg im Heideweg aufgrund einer Baumaßnahme der Hal-
leschen Wasserwirtschaft (AN: Nordbau) aufgeschachtet und nach Fertigstellung der 
Arbeiten wieder hergestellt. Leider ist der obere Splittauftrag so dünn, dass der darunter-
liegende Schotter zum Vorschein kommt. Es liegen z. T. Steine bis 5 cm in der oberen 
Schicht, so dass ein Begehen des Gehweges schwierig ist. Vor allem die vielen älteren 
Menschen in Dölau haben Problem mit dem derzeitigen Zustand des Gehweges, konkret 
im Heideweg 25. Dazu kommt noch, dass gerade in unserer Einfahrt sehr viele Autos 
wenden und auch dadurch immer wieder die Schottersteine nach oben gelangen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Der dargelegte Straßenzustand steht nicht im Zusammenhang mit dem Planverfahren. 
Folglich fehlt es der Einwendung an Festsetzungsrelevanz. 
 
Entscheidungsvorschlag: Ist nicht Gegenstand dieses Planverfahrens. 
 
 

A 20: GWG soll in Halle-Neustadt oder an anderer Stelle bauen 

Das Vorhaben der GWG passt nicht nach Dölau. Die GWG soll in Halle-Neustadt (oder 
Heide-Nord, Waldstraßenviertel)  bauen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Es gibt keine baurechtliche Handhabe, um einen gewerblichen Bauherren aus der EU 
etwa aufgrund der Firmenbezeichnung, des Firmensitzes oder des räumlichen Schwer-
punktes seiner wirtschaftlichen Aktivitäten an der Bebauung eines Grundstückes zu hin-
dern. Bau- und bodenrechtliche Gesichtspunkte sprechen somit nicht gegen eine Be-
bauung des Plangebietes durch die GWG. Im Übrigen ist die GWG auch nach ihrem 
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Geschäftszweck nicht auf eine Tätigkeit in Halle-Neustadt beschränkt, wie es der Name 
der Gesellschaft vielleicht nahelegt. Es gibt damit keine gesetzliche oder insbesondere 
gesellschaftsrechtliche Rechtfertigung, die wirtschaftliche Tätigkeit der GWG nicht auch 
in Dölau auszuüben. 
Zur Frage der Behandlung von Geschmacksurteilen, dem Einfügen und zum Ortsbild s. 
auch A 08, E 03, O 01. 
 
Entscheidungsvorschlag: Ist nicht Gegenstand dieses Planverfahrens. 
 
 

A 21: Viertel verkommen, wenn man nicht auf die Bürger hört 

Wenn man nicht auf die Belange der Bürger hört, wird die Stadt uninteressant und die 
Viertel verkommen.  
  
Stellungnahme der Verwaltung: 
Ein Bauleitplanverfahren gewährleistet, dass die Überplanung erheblicher Flächenanteile 
des Stadtgebietes nicht ohne Beteiligung der Öffentlichkeit durchgesetzt werden kann, 
um dem Wohl der Allgemeinheit zum Nutzen aller gerecht zu werden. Dies ist schluss-
endlich Aufgabe des von der Bürgerschaft gewählten Stadtrates, dessen Aufgabe es 
hierbei insbesondere ist, den Bürgerbelangen gerecht zu werden. Dies bringt es mit sich, 
dass zum Wohle der Allgemeinheit auch den anders lautenden Einstellungen einzelner 
Bürger und Bürgergruppen nicht oder nicht vollständig entsprochen werden kann. 
Das Verkommen von Stadtvierteln entspricht auch generell nicht den Interessen und 
dem Wohl der Allgemeinheit. Eine Bebauung solcher Brachflächen führt hingegen zu 
einer Belebung des Quartiers, mehr sozialer Kontrolle und letztlich einer Aufwertung 
nicht nur für die Brachfläche als solche, sondern auch für die Umgebung. 
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

A 22: Vorstandstätigkeit des Beigeordneten Stäglin 

Es ist mehr als fragwürdig, dass Herr Stäglin als ehemaliger HWG Vorstand jetzt Dölau 
verschandeln will.  
  
Stellungnahme der Verwaltung: 
Herr Stäglin war zu keiner Zeit Vorstand der HWG. 
 
Entscheidungsvorschlag: Ist nicht Gegenstand dieses Planverfahrens. 
 
 

A 23: Sozialer Brennpunkt 

Der Entwurf berücksichtigt nicht die Schaffung und Erhaltung sozial stabiler Bewoh-
nerstrukturen. Damit fürchte ich auf das massivste, dass sich auf Dauer ein sozialer 
Brennpunkt entwickelt. Da der Entwurf bereits vom Ansatz nicht integriert sondern teilt. 
Ich stelle mir die Frage, wie sollen sich hier nachbarschaftliche Beziehungen entwickeln.  
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Stellungnahme der Verwaltung: 
Der Einwender richtet sich mit der oben stehenden Argumentation gegen den Bau von 
Mietwohnungen im Umfeld seines selbst genutzten Wohneigentums.  Er geht davon aus, 
dass mit Mietwohnungen keine sozial stabile Bewohnerstruktur möglich sei und ein sozi-
aler Brennpunkt entstünde.  Das Menschen- und Gesellschaftsbild, das einer solchen 
Auffassung zugrunde liegt, kann und darf nicht die Basis für die Planungsentscheidun-
gen der langfristigen Stadtentwicklung sein. Gerade auch die verhältnismäßige Durchmi-
schung sozialuniform geprägter Wohnstrukturen ist maßgeblicher städtebaulicher Im-
pulsgeber eines Ortsteils. Mietwohnungen in Mehrfamilienhäusern sind in einem Wohn-
gebiet auch dann sozial adäquat, wenn dieses Gebiet ansonsten überwiegend durch 
selbst genutztes Wohneigentum geprägt ist. (OVG NRW, Beschl. v. 13.11.2015, 7 B 
1093/15). 
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

A 24: 250 Bewohner 

Mit dem Vorhaben sollen auf einer Fläche von knapp 8.000 Quadratmetern mindestens 
250 Menschen am Rand der Heide konzentriert werden. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die angegebene Zahl ist nicht realistisch. Zulässig sind nach den Festsetzungen des 
Bebauungsplanes aufgrund der Größe der überbaubaren Grundstücksflächen und der 
Höhenfestsetzungen ca. 4.225 m² Geschossfläche. Es sind bei geplanten 39 Wohnun-
gen und einer Arztpraxis somit ca. 105,6 m² Geschossfläche je Nutzungseinheit möglich. 
Dies entspricht je nach Bauausführung ca. 70-75 % Nettowohnfläche, somit max. ca. 
3.089 m² Wohnfläche in 39 WE. Die mittlere Wohnfläche je Einwohner liegt derzeit bei 
ca. 41 m², die Größenordnungen reichen von 56 m² in Einpersonenhaushalten bis zu 30 
m² in Vier- und Mehrpersonenhaushalten1. Somit ist Wohnraum für ca. 55-103 Einwoh-
ner möglich. Die Verkehrsmengenprognose kommt für 39 Wohneinheiten x 2,5  Einwoh-
ner/WE auf 98 Einwohner. 
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

A 25: Ballungszentrum 

Es werden dabei die Probleme der Ballungszentren bewusst auf Dölau ausgeweitet. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Dölau ist Teil des Oberzentrums Halle innerhalb des Ballungsraums Leipzig-Halle in der 
Metropolregion Mitteldeutschland.  
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 
 

                                                           
1 Wohnungsmarktbericht der Stadt Halle (Saale), 2013  
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A 26: Umdenken durch Flüchtlingszustrom 

Die politische Landschaft in Deutschland hat sich innerhalb der letzten drei Wochen so 
stark verändert, dass wir alle generell und langfristig umdenken müssen. Es stellt sich 
die Frage inwieweit zum gegenwärtigen Zeitpunkt der Bau von Luxuswohnungen (denn 
es wird das gehobene Niveau angestrebt) opportun ist. Die GWG als städtisches Toch-
terunternehmen hat an ihren Standorten so viel leerstehenden Wohnraum zur Verfü-
gung, der schlagartig wieder dringend gebraucht wird. … Unter diesem Aspekt schlage 
ich vor, auch das Vorhaben Heideweg2/Am Waldrand vorübergehend auf den Prüfstand 
zu stellen und die GWG an den Brennpunkt des Geschehens einzubinden. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die GWG ist bereits stark im Thema engagiert. Da aber eben kein Brennpunkt geschaf-
fen werden soll, sondern zum Beispiel eine dezentrale Unterbringung von Flüchtlingen 
angestrebt wird, ist die GWG nicht allein und auch nicht ausschließlich davon berührt. 
Durch die Zahl der derzeit nach Halle kommenden Flüchtlinge wird die Stadtentwicklung 
nicht in einem Maß beeinflusst, dass andere Vorhaben grundsätzlich auf den Prüfstand 
gestellt werden müssen. 
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 

B: Betroffenheit der Nachbarbebauung durch Einwirkungen 
 

B 01: Standsicherheit der Nachbargebäude gefährdet 

Die Standsicherheit der Nachbargebäude wird gefährdet. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb die geplante Bebauung zu Schäden an den Nach-
bargebäuden führen sollte. Es sind zweigeschossige Wohnhäuser mit  teilweise gestaf-
felten 2. Obergeschossen geplant, von denen vier Häuser mit einer lediglich einge-
schossigen Tiefgarage unterbaut werden. Gemäß dem Baugrundgutachten [Baugrund-
büro Klein, 2013] wird der tiefere Untergrund flächenhaft von tonig/ schluffigem Felszer-
satz in unterschiedlicher Tiefenlage gebildet (ab ca. 1,3 m unter Bohransatzpunkt im 
nordwestlichen Bereich und ca. 5 m im südlichen und südöstlichen Bereich). Darüber 
liegen tertiärer Schluff und Sande. Mindestens der erkundete Felszersatz, teilweise auch 
die darüber liegenden Sande bilden einen tragfähigen Baugrund. Ggfs. erforderliche 
Tiefengründungen können nach dem Stand der Technik so eingebracht werden, dass 
eine Beschädigung benachbarter Gebäude auszuschließen ist (zum Beispiel als Bohr-
pfahlgründung). Für gewöhnliche Gründungskörper ist schon bauartbedingt nicht davon 
auszugehen, dass sie zu Schäden an den Nachbargebäuden führen. Wasserhaltungs-
maßnahmen erheblichen Ausmaßes sind nicht erforderlich, da nur maximal ein Unterge-
schoss vorgesehen ist. 
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
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B 02: Dauer der Baumaßnahmen, Schäden durch Bautätigkeit 

Eine zeitliche Dauer von 2 Jahren für das Bauvorhaben ist nicht hinnehmbar. Die Aus-
wirkungen auf die angrenzenden Anwohner und den Wald wären dadurch enorm. An-
wohner fühlen sich dadurch bedroht. 
Die Aussicht, dass der Baustellenverkehr die Gehwege wegen nicht ausreichender Stra-
ßenbreite mitbenutzt und es dadurch zu Beschädigungen an unserem Eigentum kommt, 
lehne ich ab.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Baulärm und Bautätigkeit sprechen nicht gegen die Festsetzungen des Bebauungspla-
nes. Ihr zulässiger Umfang ist gesetzlich geregelt und bedarf keiner zusätzlichen Rege-
lungen im Bebauungsplan. Die Bautätigkeit muss sich nach der Baustellenverordnung 
richten und ist nicht unbegrenzt zulässig. Insbesondere sind Immissionsrichtwerte sowie 
Nacht- und Ruhezeiten einzuhalten. Die im Rahmen der Baustellenverordnung ausgeüb-
te Bautätigkeit beim Neubau von Wohngebäuden ist  in der Regel in einem Wohngebiet 
ortsüblich und als solche hinzunehmen.  
Ebenso muss der Bauherr nach dem BGB für Schäden durch Baufahrzeuge aufkom-
men, auch wenn diese vom öffentlichen Straßenraum aus entstehen. Eine Beweissiche-
rung wurde zugesichert. 
 
Entscheidungsvorschlag: Ist nicht Gegenstand dieses Planverfahrens. 
 
 

B 03: Sichtbeschränkung 

Anwohner sind durch diese Bebauung direkt betroffen, da die Aussicht aus den beste-
henden Wohnungen durch die Bebauung erheblich einschränkt wird. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die freie Sicht in die Umgebung ist grundsätzlich als solche kein schützenswerter Belang 
Etwas anderes könnte allenfalls dann gelten, wenn die seit jeher vorhandene Aussicht 
auf einen besonderen Blickfang, zum Beispiel einen Berggipfel, durch eine erstmalige 
Bebauung eines Grundstückes verstellt würde (BVerwG, 28.10.1993 - 4 C 5/93). Dies ist 
nicht der Fall. 
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

B 04: Gartenanlage Heideweg 

Es werden Beeinträchtigungen der Gartenanlage befürchtet. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Planung greift nicht in den Bestand der Gartenanlage ein. Auch mittelbar, insbeson-
dere bezüglich Immissionen, Regenwasserableitung und Verschattung erfolgen hier kei-
ne Eingriffe, die über das heute bereits Zulässige hinausgehen.  
 
Entscheidungsvorschlag: Ist bereits berücksichtigt. 
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B 05: Einsturz wie beim Kölner Stadtarchiv 

Die Eingriffe in den Wasserhaushalt führen zu Beschädigungen der Gründung der anlie-
genden Bebauung mit Gefahr für mein Leib und Leben und für das der Anwohner. Ich 
habe Angst vor Folgen, wie beim der Kölner U-Bahn mit der Zerstörung des Kölner 
Stadtarchivs. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Der Vergleich der Baugrube für eine eingeschossige Tiefgarage, die hier aufgrund der 
Geländeverhältnisse im Mittel nicht tiefer als 2 m unter die Geländeoberfläche reichen 
wird mit der Baugrube einer U-Bahn-Trasse von rund 20 m Tiefe ist nicht realistisch. Er 
ist somit für die der Abwägung zugrunde zu legende Tatsachenprüfung unerheblich. 
Durch die gutachterliche Stellungnahme vom 09.02.2016 [Baugrundbüro Klein] wird 
festgestellt, dass eine oberirdische Bebauung und Versiegelung keinen Einfluss auf die 
Grundwassersituation hat und es durch die geplante Tiefgarage zu keinen grundwasser-
stauenden Verhältnissen und negativen Auswirkungen auf die umliegenden Bestands-
bebauung kommt. 
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

B 06: Immissionsschutz, Ruhezone wird gestört 

Die Ruhezone benachbarter Grundstücke wird zerstört. Wieder sind die Verkehrszahlen 
falsch. Die Verkehrsbewegung liegt bei ca. 3000 PKW/Tag. 
Rechnen Sie mit diesen Zahlen, dann stellen Sie fest, dass ein Konzept fehlt. Es wird 
Ruhestörungen geben. Das schädigt meine Gesundheit. Der Verkehrslärm liegt schon 
jetzt über den zulässigen Werten. 
Die Ruhezone wird erheblich unter den Lärmimmissionen leiden, die vom Zu-und Ab-
fahrtsverkehr ausgehen. Dabei sind nicht so sehr die nach TA Lärm berechneten Beur-
teilungspegel maßgebend. Sie werden jeweils über einen längeren Zeitraum gemittelt 
und geben deshalb die Störwirkung der Geräusche des Zu-und Abfahrtsverkehrs nicht 
zutreffend wieder. Sie wird geprägt durch einzelne Fahrten mit einem Wirkpegel, der 
ganz deutlich über den gemittelten Beurteilungspegel liegt. Ihre Störwirkung kommt des-
halb im Beurteilungspegel nicht hinreichend zum Ausdruck. Maßgebend sind vielmehr 
die Spitzenpegel, die bei der schalltechnischen Beurteilung zu Unrecht nicht berücksich-
tigt wurden.  
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Soweit sich die Äußerung ganz allgemein auf eine befürchtete Störung der bisher vor-
handenen Wohnruhe bezieht, ist dem entgegenzuhalten, dass der Gebietsgewährleis-
tungsanspruch keinen Verzicht auf eine bauliche Nutzung des benachbarten Grundstü-
ckes beinhaltet. Eine Wohnnutzung, die neben einem ebenfalls wohngenutzten Grund-
stück entsteht, ist grundsätzlich sozialadäquat. In einem Wohngebiet müssen Nachbarn 
hinnehmen, dass Grundstücke innerhalb des durch das Bauplanungs- und das Bauord-
nungsrecht (insbesondere § 6 BauO LSA) vorgegebenen Rahmens baulich ausgenutzt 
werden und es dadurch zu Lautäußerungen der neuen Nachbarn, Schattenwurf und Ein-
sichtsmöglichkeiten kommt, die in einem bebauten Gebiet üblich sind. Dies gilt insbe-
sondere auch bei Errichtung von Mehrfamilienhäusern in einem bisher auch durch Ein-
familienhäuser geprägten Gebiet (Hess. VGH, Urteil v. 07.04.2014, 3 C 914/13. N.; OVG 
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NRW, Beschluss vom 18.09.2014, 7 B 1037/14, Beschlüsse vom 1. Juni 2007, 7 A 
3852/06 -, BRS 71 Nr. 127,  vom 9. Februar 2009 - 10 B 1713/08 -, BRS 74 Nr. 181 und 
vom 14. Februar 2013 - 7 B 99/13). 
 
Soweit sich die Äußerung im Speziellen auf den durch das Vorhaben zu erwartenden 
zusätzlichen Verkehrslärm bezieht, dem das Grundstück eines Einwenders ausgesetzt 
wird, ist dem folgendes entgegenzuhalten: 
 
Der Verkehrslärm von den öffentlichen Straßen trifft derzeit als Vorbelastung auf das 
Grundstück. Er ist nach den Ergebnissen der Schallimmissionsprognosen zum Bebau-
ungsplan [Goritzka Akustik, 2015] mit Beurteilungspegeln von höchstens 50 dB(A) tags-
über/ 40 dB(A) nachts in der angesprochenen Ruhezone, nämlich dem rückwärtigen 
Grundstücksbereich nachgewiesen. Diese Beurteilungspegel unterschreiten in der ange-
sprochenen Ruhezone die Grenzwerte der Verkehrslärmschutzverordnung für Wohnge-
biete von 59 dB(A) tagsüber/ 49 dB(A) deutlich. Sie überschreiten zudem auch die enger 
gefassten, jedoch nicht verbindlichen Orientierungswerte zur DIN 18005, Schallschutz im 
Städtebau für reine Wohngebiete von 50 dB(A) tagsüber / 40 dB(A) nachts nicht.  
 
Selbst auf der nicht als Ruhezone zur betrachtenden straßenzugewandten Grundstücks-
seite erreichen die Beurteilungspegel max. 55,1 dB(A) tagsüber und 46,4 dB(A) nachts. 
Auch hier werden die Grenzwerte der 16. BImSchV folglich eingehalten.  
 
Der Beitrag des durch die Planung neu hinzu kommenden Verkehrs zu den zuvor ge-
nannten vorhandenen Beurteilungspegeln beträgt 0,5 dB(A). Er ist somit für das Ergeb-
nis nicht von maßgeblicher Wirkung.  
Bei der Ermittlung der Verkehrsmenge des Vorhabens wurden mit durchschnittlich 2,5 
Personen pro Wohneinheit, welche 3,5 Wege am Tag zurücklegen, mit einem Ansatz 
gerechnet, der von einer Worst-Case-Betrachtung ausgeht. 
Bezüglich der tatsächlichen Verkehrsmengen wird zunächst auf Nr. V 05 verwiesen. Die 
tatsächlich gezählten Verkehrsmengen liegen deutlich unter 3.000 Kfz. / Tag. 
  
Aber auch wenn die bestehenden Verkehrsmengen, wie es Einwender behaupten, höher 
wären, nämlich bei ca. 3.000 statt 1.597 Kfz. / Tag, so hätte dies keine durchschlagende 
Wirkung für die Bewertung der Immissionen. Die Beurteilungspegel lägen ca. 2,9 dB(A) 
höher. Die Orientierungswerte für reine Wohngebiete wären somit überall bereits durch 
die Vorbelastung überschritten. Die Grenzwerte wären hingegen nach wie vor unter-
schritten. 
 
Alle vorgenannten Erwägungen befassen sich jedoch ohnehin nur mit der Gebietsver-
träglichkeit des Verkehrslärms von den öffentlichen Verkehrsflächen, nicht mit einer 
möglichen Gesundheitsgefahr, die Einwender behaupten. Da die Gebietsverträglichkeit 
der Verkehrslärmimmissionen, wie oben ausgeführt gegeben ist,  muss umso weniger 
von einer Gesundheitsgefahr ausgegangen werden. Die Schwelle hierfür wird für den 
Straßenverkehrslärm nämlich erst ab Beurteilungspegeln von 65-70 dB(A) tagsüber und 
55-60 dB(A) nachts erreicht (BVerwG, Beschluss v. 02.02.2005, 4 B 87.04). 
 
Des Weiteren sind die Festsetzungen über die überbaubaren Grundstücksflächen, die 
Lage der Zufahrten und die Zulässigkeit der Stellplätze und Garagen gebiets- und nach-
barschützend ausgestaltet. Die Zufahrt zu der Tiefgarage und die daran gelegenen ober-
irdischen Stellplätze werden durch eine festgesetzte Lärmschutzwand aktiv so weitge-
hend abgeschirmt, dass die Orientierungswerte zur DIN 18005 sowie die Richtwerte zur 
TA Lärm für reine Wohngebiete eingehalten werden. Dies betrifft sowohl die Mittelungs-
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pegel als auch Einzelereignisse nachts und ergänzt die oben genannte Tatsachenbewer-
tung im Hinblick darauf, dass von der Planung bei objektiver Betrachtung keine Gesund-
heitsgefahren ausgehen. Eine Wohnbebauung ist keine nach der TA Lärm zu beurtei-
lende Anlage. Demzufolge sind Spitzenpegel, wie von Einwendern verlangt, hier nicht zu 
bewerten. Hinsichtlich der aufgrund der zugelassenen Wohnnutzung bauordnungsrecht-
lich erforderlichen Stellplätze muss das Spitzenpegelkriterium außer Betracht bleiben. 
Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass Garagen und Stellplätze, deren Zahl dem 
durch die zugelassene Nutzung verursachten Bedarf entspricht, auch in einem von 
Wohnbebauung geprägten Bereich keine erheblichen, billigerweise unzumutbaren Stö-
rungen hervorrufen. Dieser Einschätzung liegt auch die Regelung des § 12 Abs. 2 
BauNVO zugrunde, der Bewohner von u.a. reinen Wohngebieten und allgemeinen 
Wohngebieten lediglich insoweit schützt, als er Stellplätze und Garagen nur für den 
durch die zugelassenen Nutzung verursachten Bedarf für zulässig erklärt. Diese Wer-
tung des Verordnungsgebers, dass Parkverkehr in dem durch die zugelassene Wohn-
nutzung hervorgerufenen Umfang auch in reinen und allgemeinen Wohngebieten hinge-
nommen werden muss, würde bei Anwendung des Spitzenpegelkriteriums nach der TA 
Lärm unterlaufen (VGH Baden-Württemberg, Beschluss vom 11.12.2013; 3 S 1964/13). 
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

B 07: Besonnung, Belüftung, Wohngesundheit 

Die Sonneneinstrahlung wird vermindert, Aufböschung, Gebäudehöhe plus zusätzliche 
Aufbauten, führen zu Verschattung, Vermosung und Feuchteschäden. Verringerung der 
für Menschen und für mich nötigen Sonneneinstrahlung führen zu massiven negativen 
gesundheitlichen Folgen, unter anderem zu Osteoporose, Hauterkrankung und seeli-
schen Leiden, wie Depression oder vermehrter Selbstmordrate. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Bezüglich der Besonnung ist zunächst festzustellen, dass durch den Schattenwurf der 
geplanten Gebäude nur die vorhandene Bebauung überhaupt betroffen ist, die unmittel-
bar nördlich des Plangebiets liegt. Diese Grundstücke werden heute während der Vege-
tationsperiode umfänglich durch den Baumbestand verschattet, sodass eine vollständig 
besonnte Wohnlage derzeit nicht gegeben ist. 
Aufgrund der zulässigen Lage und Höhe der geplanten Bebauung wirft diese überhaupt 
nur im Zeitraum zwischen dem 22. November und 20. Februar Schatten auf die im Nor-
den benachbarte Bebauung. Hierbei beginnt der Schattenwurf gegen 13 Uhr. Eine voll-
ständige Verschattung einzelner Fassadenabschnitte findet zwischen dem 12. Dezem-
ber und dem 30. Dezember nach 14 Uhr statt. Damit sind die vorgebrachten aufgeführ-
ten Folgen nicht zu erwarten. 
Die Auswirkungen einer geplanten Bebauung sind für die Wohngesundheit unerheblich 
und innerhalb eines bestehenden Wohngebietes hinzunehmen. Ein Recht auf vollständi-
ge Schattenfreiheit der Fassaden gibt es nicht. Eine Wohnnutzung, die neben einem 
ebenfalls wohngenutzten Grundstück entsteht, ist grundsätzlich sozialadäquat. In einem 
Wohngebiet müssen Nachbarn hinnehmen, dass Grundstücke innerhalb des durch das 
Bauplanungs- und das Bauordnungsrecht (insbesondere § 6 BauO LSA) vorgegebenen 
Rahmens baulich ausgenutzt werden und es dadurch zu Lautäußerungen der neuen 
Nachbarn, Schattenwurf und Einsichtsmöglichkeiten kommt, die in einem bebauten Ge-
biet üblich sind (Hess. VGH, Urteil v. 07.04.2014, 3 C 914/13. N.; OVG NRW, Beschluss 
vom 18.09.2014, 7 B 1037/14, Beschlüsse vom 1. Juni 2007, 7 A 3852/06 -, BRS 71 Nr. 
127,  vom 9. Februar 2009 - 10 B 1713/08 -, BRS 74 Nr. 181 und vom 14. Februar 2013 
- 7 B 99/13). Mit der Einhaltung der Abstandsflächen sind im Übrigen auch die normati-
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ven Mindestbedingungen der Belichtung und somit gesunde Wohnverhältnisse insge-
samt gewahrt. 
 
In persönlicher Hinsicht orientiert sich die Bewertung der Zumutbarkeit allgemein an auf 
äußere Einflüsse durchschnittlich reagierenden Menschen. In diesem Sinne sind nicht 
schon Nachteile und Belästigungen in der Bequemlichkeit und Behaglichkeit unzumut-
bar, mögen sie auch von erheblicher Art sein und für nervöse Personen Gegenstand 
dauernden Ärgernisses sein. Besondere Empfindlichkeiten oder sonstige persönliche 
Eigenheiten haben für die Beurteilung der Zumutbarkeit einer Planung außer Betracht zu 
bleiben (Fickert/Fieseler: BauNVO 12. Aufl., § 15, RN 14; BVerwGE 68, 62/67, 314/324).   
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 

 

BO  Bauordnungsrechtliche Belange 
 

BO 01: Abstandsflächen 

Die Abstandsflächen sind nicht eingehalten. 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
Die Abstandsflächen gemäß § 6 BauO LSA mit einer Tiefe von 0,4 H (H ist die maßgeb-
liche Wandhöhe) werden sowohl durch die festgesetzten Baugrenzen als auch durch die 
konkret geplante Bebauung eingehalten. Die Äußerung entspricht nicht den Fakten.  
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

BO 02: Barrierefreies EG 

Ich wünsche mir ein barrierefreies Erdgeschoss. 
 
Stellungnahme der Verwaltung 
Die Wohnungen von Mehrfamilienhäusern müssen mindestens auf einem Geschoss 
gemäß § 49 BauO LSA barrierefrei nutzbar und zugänglich sein. Die Barrierefreiheit 
muss folglich nicht im Bebauungsplan festgesetzt werden. Die Barrierefreiheit mindes-
tens eines Geschosses, welches aus Gründen der technischen Umsetzung meist das 
Erdgeschoss ist, wird aufgrund der entsprechenden bauordnungsrechtlichen Bestim-
mungen und technischen Regeln im Rahmen der Genehmigungsplanung berücksichtigt. 
 
Entscheidungsvorschlag: Ist nicht Gegenstand dieses Planverfahrens. 
 
 

BO 03: Brandschutz 

Hilfs- und Rettungsfrist: „Um die Genesung eines Notfallpatienten zu gewährleisten, 
müssen lebensrettende Sofortmaßnahmen möglichst zeitnah durchgeführt werden. Die 
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Erfolgschancen bei einer Reanimation nach drei Minuten liegen bei 75% nach zehn Mi-
nuten bei 5%.“ 
Eine zeitgerechte Erreichbarkeit mit Rettungsmitteln ist unmöglich. Sachsen-Anhalt Ret-
tungsdienstgesetz, § 7 Abs. 2 Hilfsfrist (von nach Eingang der Meldung bis Ankunft am 
an einer Straße gelegenen Notfallort 90% in 12 Minuten).  
 
Die Brandschutzregeln und das Brandschutzgesetzt werden ignoriert. Die Rettung mit 
entsprechenden Rettungsgerät und Mannschaftsstärke ist innerhalb der Frist unmöglich. 
Die Rettung mit qualifizierter Mannschaft und entsprechenden Gerät ist durch die FW 
Feuerwehr Dölau (In der Woche beträgt die Mannstärke von 6-18:00 3 Kameraden) nicht 
leistbar. Die Rettungsfrist ist nicht einzuhalten Löschwasser steht (nicht) in erforderlicher 
Menge zur Verfügung. Eine Evakuierung/Räumung der Bevölkerung ist in erforderlicher 
Zeit unmöglich. Dies belastet mich persönlich und macht mir Angst und gefährdet mein 
persönliches seelisches Wohlbefinden. Mein Leben wird hierdurch gefährdet, die Notfall-
rettung ist unmöglich, der Brandschutz meiner Immobilie und meines Lebens ist nicht 
möglich. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Brandschutzanforderungen sind im Wesentlichen erst im Baugenehmigungsverfah-
ren konkret zu prüfen, da hierfür Grundrisse, Schnitte und Fassaden vorliegen müssen. 
Im Rahmen der planungsrechtlichen Festsetzungen sind die erforderlichen Zugangs-, 
Zufahrts- und Aufstellflächen zu berücksichtigen. Dies ist der Fall. Die erforderliche 
Löschwassermenge (hier 48 m³/h) muss bereitstehen. Auch dies ist der Fall. Die geäu-
ßerten Befürchtungen entbehren sowohl für die Planung als auch für den Bestand der 
sachlichen Grundlage.  
 
Die Festlegung der Mannschaftsstärke der Feuerwehr ist Gegenstand der allgemeinen 
Daseinsvorsorge in der Kommune und wird durch die Stadt Halle für die Planung und für 
Dölau wie bisher hinreichend gewährleistet. Sie ist als solche nicht Gegenstand des 
Planverfahrens.  
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

BO 04: Baulasten 

Eine Baubelastung meines Grundstücks bin ich nicht bereit hinzunehmen. Einer Eintra-
gung ins Baulastenverzeichnis meines Grundstücks stimme ich nicht zu. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Der Eintrag von Baulasten auf Grundstücken außerhalb des Plangebietes ist zur Umset-
zung der Planung nicht erforderlich und somit durch die Stadt Halle als Baugenehmi-
gungsbehörde auch nicht beabsichtigt.  
Das Eintragen von Baulasten setzt das Einverständnis von betroffenen Grundstücksei-
gentümern voraus. 
 
Entscheidungsvorschlag: Ist nicht Gegenstand des Planverfahrens. 
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E: Einfügen  

E 01:  Das Vorhaben negiert gewachsene nachbarschaftliche Strukturen 

Das Vorhaben negiert gewachsene nachbarschaftliche Strukturen, es fügt sich deshalb 
nicht ein. 

Stellungnahme der Verwaltung: 
In einem Bauleitplanverfahren, welches neues Baurecht schafft, begrenzt die umgeben-
de Bebauung im Sinne des §34 BauGB nicht grundsätzlich den Maßstab eines Einfü-
gens. Angenommen, dies würde gelten, wäre eine Weiterentwicklung vorhandener Orts-
teile faktisch gar nicht möglich. Im Bauleitplanverfahren ist jedoch unter anderem nach § 
1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB die Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung und der 
Umbau vorhandener Ortsteile zu berücksichtigen. 
Erforderlich ist eine Planung nicht nur, wenn sie dazu dient, Entwicklungen, die bereits 
im Gange sind, in geordnete Rahmen zu lenken, sondern auch, wenn die Gemeinde die 
planerischen Voraussetzungen schafft, die es ermöglichen, einer Bedarfslage gerecht zu 
werden, die sich erst für die Zukunft abzeichnet (BVerwG 4BN 15.99).  
Im vorliegenden Planverfahren, als Teil der Fortentwicklung des Randes von Dölau, ein 
Prozess, der nicht erst jetzt begonnen hat, wurde sich jedoch bewusst mit dem Maßstab 
der Bebauung in Anlehnung an die Umgebung auseinandergesetzt, um eine Verträglich-
keit im Sinne eines Einfügens zu gewährleisten.  
Auch bei einer hilfsweisen Betrachtung allein nach § 34 BauGB, ist für das Einfügen die 
von außen wahrnehmbare Erscheinung des Gebäudes im Verhältnis zu seiner Umge-
bungsbebauung maßgebend. Das Einfügen schließt dabei nicht schlechthin aus, was es 
bisher in der Umgebung noch nicht gibt. Deshalb können sich auch Vorhaben, deren 
Erscheinungsbild von demjenigen der Umgebung abweicht, in die Eigenart der näheren 
Umgebung einfügen. Das Gebot des Einfügens zwingt insbesondere nicht zu gleicharti-
ger Gestaltung.  
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

E 02: Hinterlandbebauung 

Mit der geplanten Hinterlandbebauung entsteht ein Präzedenzfall, der zu einer weiteren 
Verdichtung in Dölau und in vergleichbaren Stadtrandlagen führt.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Zu einem Präzedenzfall führt die Hinterlandbebauung schon deshalb nicht, da durch ein 
Bauleitplanverfahren Baurecht geschaffen wird. 
 
Die jetzt geplante Hinterlandbebauung mit einem von sechs Baufeldern wird auch des-
halb nicht zum Präzedenzfall, weil es eine Hinterlandbebauung in der Umgebung bereits 
heute durchaus gibt. Dies betrifft konkret die Wohngebäude Am Waldrand 9a und 13, 
Otto-Kanning-Straße 44a und 61a, Nachtigallenweg 11a und 20a und andere mehr.  
 
Wie auch im vorliegenden Fall, wird es sich stets um Einzelfallentscheidungen handeln, 
die sich nicht ohne weiteres auf andere Standorte übertragen lassen. Für den vorliegen-
den Standort bietet sich, nicht auch zuletzt durch die bereits benachbart vorhandene 
Bebauung im Hinterland und den Grundsatz des schonenden Umgangs mit Grund und 
Boden, eine Hinterlandbebauung an. 
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Zudem sind in der näheren Umgebung  des Plangebietes keine Baugrundstücke vor-
handen, die eine ähnliche Größenordnung und räumliche Ausprägung wie das Plange-
biet haben und für die somit durch die Planung eine Vorprägung im Sinne des § 34 
BauGB entstehen würde. Aus den vorgenannten Gründen hat die Planung keine unmit-
telbar vorprägende Wirkung für eine Zulassung ähnlicher Bauvorhaben in zweiter Reihe. 
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

E 03: Der Bau ist zu groß und fügt sich nicht ein. 

Das Bauvorhaben ist zu groß, die einzelnen Häuser sind zu groß und klobig, es sind 
„Monsterbauten“, die sich nicht einfügen. 
Das geplante Bauvorhaben fügt sich nicht in die vorhandene Bebauung ein, sondern 
würde in Höhe und Dichte zu einer massiven Verwerfung führen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
In einem Bauleitplanverfahren, welches neues Baurecht schafft, begrenzt die umgeben-
de Bebauung im Sinne des §34 BauGB nicht grundsätzlich den Maßstab eines Einfü-
gens. 
Die im Bestand vorhandenen maximalen, und somit als Maßbezug für ein Einfügen rele-
vanten Gebäudehöhen werden durch die Planung jedoch nicht überschritten. Die zuläs-
sige Grundfläche der Hauptgebäude, Garagen und Nebenanlagen bleibt mit 50 % der 
Grundstücksgröße deutlich unterhalb der zulässigen Höchstgrenze des § 17 BauNVO 
von 60 % für reine und allgemeine Wohngebiete. Diese Planinhalte ergeben insgesamt 
eine Bebauungsmöglichkeit, die sich nach dem Maß der baulichen Nutzung in die nähe-
re Umgebung einfügt.  
 
Konkret geplant sind sechs Mehrfamilienhäuser. Die nähere Umgebung des Plangebie-
tes ist sowohl durch Einfamilienhäuser als auch durch Mehrfamilienhäuser geprägt. Der 
Gebietsgewährleistungsanspruch begründet kein Abwehrrecht gegen Mehrfamilienhäu-
ser, selbst in einem bisher nur durch Einfamilienhäuser geprägten Wohngebiet (OVG 
NRW, Beschl. v. 13.11.2015, 7 B 1093/15). 
 
Das Maß der baulichen Nutzung wird des Weiteren  durch die Höhenfestsetzungen be-
stimmt, die maximal zwei- bzw. dreigeschossige Gebäude ermöglichen. Diese Höhen-
festsetzungen lassen keine Gebäude zu, die über die in  der Umgebung vorhandenen 
maximalen Bestandsgebäudehöhen hinausragen, die Bebauung fügt sich nach dem 
Maß der baulichen Nutzung in die Eigenart der näheren Umgebung ein (vgl. hierzu Nr. 
5.2.3 und 6.1.2 der Begründung zum Bebauungsplan).  
 
Die zulässige Geschossfläche beträgt aufgrund der Größe der überbaubaren Grund-
stücksflächen und der Höhenfestsetzungen ca. 4.225 m². Dies entspricht für die Grund-
stücksgröße von 7.978 m² einer Geschossflächenzahl (GFZ) von 0,53. Dieser Wert liegt 
weit unterhalb des zulässigen Höchstwertes der BauNVO für Allgemeine Wohngebiete 
von 1,2. Sie ist auch nicht atypisch für die Eigenart der näheren Umgebung. So weist 
zum Beispiel die Bebauung im Eckbereich Otto-Kanning-Straße/ Heideweg eine GFZ 
von bis zu 0,65 auf.  
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
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E 04: Dörflichen Charakter wahren 

Bitte den dörflichen Charakter Dölaus wahren. Die Bebauung muss dem dörflichen Cha-
rakter entsprechen bzw. verletzt diesen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Stellungnahme bezieht sich auf einen dörflichen Charakter, den die nähere Umge-
bung des Plangebietes und das Gebiet selbst im eigentlichen Sinne nicht aufweisen und 
auch nie aufgewiesen haben. Ein Ortsbild dörflicher Prägung ist im eigentlichen Orts-
kernbereich von Dölau um den südlichen Teilabschnitt der Elbestraße, der aus der Zeit 
vor der Industrialisierung datiert, in Teilen noch erkennbar. Die Bebauung in der Umge-
bung des Plangebietes ist jedoch erst ab ca. 1880 entstanden, die Wohngebäude auf 
den unmittelbaren Nachbargrundstücken überwiegend erst nach 1990. Sicherlich kann 
die nähere Umgebung als Wohngebiet bezeichnet werden, das in offener Bauweise be-
baut ist. Sofern die Äußerung sinngemäß auf einen Gebietserhaltungsanspruch zielt, der 
nur Einfamilienhäuser erlauben soll, ist die diesbezügliche Rechtsprechung dem entge-
genzuhalten. Konkret geplant sind sechs Mehrfamilienhäuser. Das Heranrücken einer 
Planung, die Mehrfamilienhäuser vorsieht an benachbarte Einfamilienhäuser löst als 
solches keine erheblichen Beeinträchtigungen dieser Nachbarbebauung aus (Hess. 
VGH, Urteil v. 07.04.2014, 3 C 914/13. N.; OVG NRW, Beschl. v. 13.11.2015, 7 B 
1093/15). 
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

E 05: GWG soll nach § 34 bauen, Planerfordernis 

Gleiches Recht für alle! Auch die GWG soll nur nach §34 bauen. Dann gibt es auch kei-
ne Probleme durch Verdichtung. 
Der B-Plan ist unnötig.  
 
Stellungnahme der Verwaltung. 
Es liegt in der Planungshoheit der Kommune, Bebauungspläne mit dem Ziel der Zulas-
sung von Vorhaben aufzustellen. Das Baugesetzbuch sieht keinen Anspruch der Eigen-
tümer bereits bebauter Grundstücke auf einen Planungsverzicht zu Ungunsten von de-
ren Nachbarn vor.  
 
Die Einwender gehen auch in der Annahme fehl, das dem Bebauungsplan zugrunde 
liegende Bauvorhaben füge sich im Wesentlichen nicht nach allen dafür maßgeblichen 
Kriterien im Sinne des § 34 BauGB in die Eigenart der näheren Umgebung ein.  
 
Konkret geplant sind sechs Mehrfamilienhäuser. Mehrfamilienhäuser sind in der Umge-
bung umfänglich vorhanden, weitere Mehrfamilienhäuser fügen sich deshalb ein. Der 
Gebietsgewährleistungsanspruch begründet im Übrigen kein Abwehrrecht gegen Mehr-
familienhäuser, selbst in einem bisher nur durch Einfamilienhäuser geprägten Wohnge-
biet (OVG NRW, Beschl. v. 13.11.2015, 7 B 1093/15). 
  
Die vorgesehenen Gebäude sind nicht höher als der Maßstab der näheren Umgebung. 
Auch die offene Bauweise, wie sie in der näheren Umgebung vorhanden ist, wird durch 
die vorgesehenen Wohngebäude eingehalten.  
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Zudem verkennen die Einwender, dass teilweise erst durch das Planverfahren Bestand-
teile des Vorhabens zulässig werden, die für seine städtebauliche Qualität von wesentli-
cher Bedeutung sind.  
Dies zeigt sich beispielhaft an der Lösung für den ruhenden Verkehr mit einer Tiefgara-
ge. Diese trägt wesentlich zur Qualität des Vorhabens bei und wäre gemäß § 34 BauGB 
nicht ohne weiteres genehmigungsfähig. Ein Vorhaben nach § 34 BauGB würde statt-
dessen sehr wahrscheinlich dazu führen, dass der ruhende Verkehr weitestgehend ober-
irdisch untergebracht würde.   
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

E 06:  Das Vorhaben hat einen zu geringen Grünanteil 

Das Vorhaben hat einen im Verhältnis zur Umgebungsbebauung geringen Grünanteil. 
Wir regen daher an, auch auf die Hinterlandbebauung zu verzichten und die beiden Bau-
fenster in zweiter Reihe zum Heideweg aufzugeben und dort Pflanzgebotsflächen fest-
zusetzen.  

 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Auf das Verhältnis des festgesetzten Freiflächenteils im Vergleich mit der näheren Um-
gebung kommt es für die Zulässigkeit der Planung nicht an, denn sie richte sich nach § 
30 BauGB und sie hält die Obergrenzen der BauNVO für die Grundfläche von 0,4 + 50 
% = 0,6 GRZ nicht nur ein, sondern unterschreitet diese sogar. 
 
Im Übrigen setzt der Bebauungsplan zur Verortung der zulässigen Grundflächen  über-
baubare Grundstücksflächen fest, in denen Wohngebäude zulässig sind. Er setzt ferner 
weitere Grundflächen fest, die nur mit der Tiefgarage unterbaut werden dürfen. Die 
Dachflächen der Wohngebäude sind zu 50 % mit einer Substratstärke von mindestens 
10 cm zu begrünen. Die Oberflächen der Tiefgaragen sind mit einer Substratstärke von 
mindestens 40 cm zu begrünen. Die Vorplanung für die Gebäude enthält innerhalb des 
Zulässigkeitsrahmens der Festsetzungen 2.220 m² Dachflächen, davon 1.040 m² be-
grünt, sowie 690 m² Tiefgaragenflächen, davon 345 m² begrünt. Geht man von diesen 
Zahlen aus, so sind künftig 7.978 * 0,5  + 1.040 + 345 = 5.374 m², abgerundet mindes-
tens 5.000 m² Vegetationsflächen anzulegen. Der Vegetationsflächenateil umfasst somit 
mindestens ca. 62,7 % der Grundstücksfläche.  Dies ist auch im Verhältnis zur Umge-
bung, die beispielsweise auf dem Grundstück Am Waldrand 1a nach Luftbildauswertung 
einen Vegetationsflächenanteil von ca. 50 % aufweist, kein atypischer Wert. 
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

Ew: Entwässerung 

Ew 01: Hydrogeologie 

Die Gutachten zur Ableitung von Regen. bzw. Oberflächenwasser weisen ein "nicht aus-
reichend" aus. Die geplanten Rigolen für das Vorhaben stellen keine Lösung dar.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
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Die vorliegenden Stellungnahmen und Gutachten kommen zu folgenden wesentlichen 
Aussagen zur Hydrogeologie: 
 
Im Scopingtermin für den Bebauungsplan am 20.02.2013 wurde durch die Untere Was-
serbehörde mitgeteilt, dass die Einleitmenge in den Hechtgraben auf 20 l/s zu begrenzen 
ist. Der Bebauungsplan setzt dies fest und die Umsetzbarkeit ist geklärt. Die erforderli-
che Abflussdrosselung erfolgt durch die Dach- und Oberflächenbegrünung sowie ggfs. 
durch Staukanäle auf dem Grundstück. 
 
In der Stellungnahme der HWS vom 14.11.2013 wird mitgeteilt: „Die Einleitung des 
Schmutzwassers in den vorhandenen Mischwasserkanal ist grundsätzlich möglich. 
In der Ausführungsplanung ist die Rückstauebene entsprechend zu berücksichtigen. 
Eine mögliche Einbindung im nordwestlichen Bereich des Baubereiches bietet sich dafür 
an.“ Der Bauherr ist bereit und in der Lage dazu, die vorgenannten Schmutzwasserent-
wässerungslösung zu schaffen. 
Die HWS teilt in der vorgenannten Stellungnahme weiter mit, dass die Ableitung von 
Regenwasser nicht über das Netz der HWS erfolgen kann. Die Ableitung über den 
Hechtgraben soll geprüft werden. Diese Prüfung ist im Planverfahren erfolgt, s. unten Ew 
03, 04, 05, 06.  
 
Ein hydrogeologisches Gutachten wurde erstellt [Ingenieurbüro Klein, Halle, Feb. 2016]. 
Hier werden die folgenden Schlussfolgerungen getroffen: 
„Ausgehend von der Geomorphologie, den Grundwasserflurabständen und unter Be-
rücksichtigung der langjährigen Grundwasserbeobachtungen im Abstrombereich (…) 
sind nachfolgende Schlussfolgerungen zur Grundwassersituation anzuführen.  
Das Grundstück Heideweg Nr. 2 liegt im Bereich einer Südwest-Nordost ausgerichteten, 
flachen, nach Nordosten einfallenden Geländesenke. In der Senke fließt der Hechtgra-
ben, der sowohl Niederschläge als auch Oberflächenwasser aufnimmt und nach Nordos-
ten zur Saale abführt. Die Wasserführung wird u. a. von den Niederschlagsmengen be-
einflusst. Der Einfluss der Wasserführung im Hechtgraben auf die umliegenden Grund-
wasserstände ist wegen der geringen Wasserdurchlässigkeit des Bodens jedoch als 
gering einzuschätzen.  
Die hydrogeologische Situation am Standort Heideweg 2 und dessen Umfeld wird von 
geomorphologischen Standortmerkmalen und den geringen Durchlässigkeitsbeiwerten 
des Talgrundwasserleiters (Abschwemmmassen) bestimmt. Vorherrschend sind am 
Standort geringe Grundwasserflurabstände sowie geringe Fließ- und Durchflussge-
schwindigkeiten anzutreffen.  
Die Grundwasserstände im Senkenbereich nehmen in den Sommermonaten (Mai bis 
August) ab und in den Wintermonaten (November bis März) zu, was der im Winterhalb-
jahr fehlenden Verdunstung zu zurechnen ist. Niederschlagshäufigkeit und -menge ha-
ben einen geringen Einfluss auf die Grundwasserstände im Senkenbereich, da aufgrund 
der geringen Versickerungs-rate nahezu alle Oberflächenwässer der Vorflut (Hechtgra-
ben) zufließen bzw. eingeleitet werden.  
Die vorangegangenen Bewertungen führen hinsichtlich der geplanten Bebauung des 
Grundstücks Heideweg Nr. 2 zu dem Schluss, dass eine oberirdische Bebauung und 
Versiegelung keinen Einfluss auf die Grundwassersituation hat.  
Nach Angaben der Unteren Wasserbehörde ist für den Standort eine Direkteinleitung 
von max. 20 l/s zulässig.  
Unter der Maßgabe, dass die nach der Neubebauung anfallende Oberflächenwasser-
menge, die bis zum Abriss der Altbebauung (Heideweg Nr. 2) in den Hechtgraben einge-
leitete Wassermenge nicht übersteigt, sind nachteilige Beeinflussungen der Wasserfüh-
rung im Hechtgraben nicht zu erwarten.  
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Im Zusammenhang mit dem geplanten Versiegelungsgrad [3] erfordert dies ein effekti-
ves Oberflächenwassermanagement zur Fassung, ggf. Zwischenspeicherung und Ablei-
tung anfallender Oberflächenwässer.“  
Wie bereits oben ausgeführt, wird die entsprechende Abflussdrosselung sichergestellt. 
Das Baugrundgutachten des Ingenieurbüros Klein 12.02.2013 weist nach, dass das 
Oberflächenwasser aufgrund des hohen Grundwasserstandes nicht auf dem Grundstück 
versickert werden kann, was zu der notwendigen gedrosselten Einleitung in den Hecht-
graben als Entwässerungslösung führt.  
 
Rigolen sind nicht im Bebauungsplan festgesetzt und auch nicht vorgesehen. Vielmehr 
sind ausreichend dimensionierte Rückhalteeinrichtungen in Form von Staukanälen vor-
gesehen. 
 
Generell ist im Plangebiet und den angrenzenden Teilen von Dölau hoch anstehendes 
Grundwasser sowie eine schlechte Versickerungskapazität des Bodens festzustellen. 
Dies führt unabhängig von dem Planvorhaben zu Vernässungen auf bebauten Grund-
stücken. 
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 
 

Ew 02: Tiefgaragenriegel/ Vernässung 

Durch den bis zu 90 Meter langen Tiefgaragenriegel entstehen unvorhersehbare Beein-
flussungen der Grundwasserströme, die zur Vernässung beziehungsweise Überflutung 
angrenzender Nachbargrundstücke und Anrainer des Hechtgrabens führen.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Unter Berücksichtigung der geplanten Baumaßnahme, unter anderem der Tiefgarage 
entlang des Heideweges, und in Abhängigkeit der vorhandenen bzw. geplanten Gelän-
demorphologie ist nach Einschätzung des unabhängigen Gutachters, Baugrundbüro 
Klein, gemäß der in Abwägungsunterlagen vorliegenden gutachterlichen Stellungnahme 
vom 27.02.2015 sowie dem Gutachten vom Februar 2016 (s. Nr. Ew 01) nicht von einer 
ungünstigen Beeinflussung der Schichtwassersituation durch die vorgesehene Bebau-
ung auszugehen. In dem Gutachten vom Februar 2016 wird dazu ausgeführt: „Die vor-
gesehene Baumaßnahme (Bebauungsplan Nr. 162) umfasst den Neubau von mehrge-
schossigen Wohnhäusern inkl. Tiefgarage. Im Bereich der geplanten Tiefgarage befindet 
sich die umliegende Geländeoberkante bei ca. 88,50 m ü. NHN. Die geplante Oberkante 
der Fundamentplatte liegt bei ca. 87,50 m ü. NHN, wodurch das Bauwerk im Einfluss 
des lokalen Grundwasserschwankungsbereichs liegt. Durch das Einbringen eines flä-
chenhaft gut wasserdurchlässigen Gründungspolsters in Verbindung mit einer wasser-
durchlässigen Kellerhinterfüllung wird ein flächenhaftes Drainageelement geschaffen, 
welches den Durch- und Abfluss des anströmenden Grundwassers ermöglicht.“ Eine 
Barrierewirkung der Tiefgarage sowie ein vermeintlicher Rückstau des Grundwassers im 
Anstrombereich können somit ausgeschlossen werden. 
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
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Ew 03: Beräumung Hechtgraben 

Die Säuberung des Hechtgrabens, das ist ein ganz wichtiges Problem. 
Wenn das Neubaugebiet entsteht, schafft es der Hechtgraben überhaupt nicht mehr.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Entwässerungskapazität des Hechtgrabens wird durch die Planung nicht stärker 
beansprucht als bisher, weil für die Planung kein höherer Zufluss als im Bestand zuge-
lassen wird. Deshalb ist für die planerische Abwägung nur dies maßgebend.  
 
Die ggfs. unabhängig von dem Planvorhaben erforderliche Beräumung und Ertüchtigung 
des Hechtgrabens ist nicht Gegenstand des Planverfahrens, sondern eine Maßnahme 
der Gewässerunterhaltung, deren Erfordernis wie oben dargelegt nicht durch den Be-
bauungsplan ausgelöst wird. Somit fehlt es dieser Einwendung vor allem an der Festset-
zungsrelevanz. 
 
Entscheidungsvorschlag: Ist nicht Gegenstand dieses Planverfahrens. 
 
 

Ew 04: Überflutungsschutz; Starkregen 

Die großen Regenwassermengen von 100 Liter/m² und mehr welche im August 2015 
infolge Stark- und Dauerregens angefallen sind, haben wieder erkennen lassen, dass 
eine Sachgemäße Niederschlagswasserableitung in der Straße „Am Waldrand“ nicht 
gegeben ist. Die Kanalisation kann solche Wassermengen schon jetzt nicht aufnehmen. 
Die wenigen Gullys quellen über und die Straße wird zum Fließgewässer zwischen den 
Bordkanten. Das Wasser überschwappt dann die Bürgersteige und strömt ins Kellerge-
schoss. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Für das Entwässerungsnetz sind nach den anerkannten Regeln der Technik innerhalb 
des Siedlungsraumes bestimmte Bemessungsfälle zugrunde zu legen. Für den Bebau-
ungsplan ist fachlich abgestimmt und durch entsprechende Stellungnahmen der HWS 
sowie der Unteren Wasserbehörde bestätigt, dass die Aufnahmefähigkeit der Entwässe-
rungsanlagen (Mischwasserkanal für das anfallende Schmutzwasser/ Hechtgraben für 
das gedrosselt eingeleitete Regenwasser) im Bemessungsfall ausreicht. Da es sich bei 
dem Plangebiet um ein bereits bisher bebautes und zu entwässerndes Grundstück han-
delt, bestimmt sich die Bemessung nach dem Bestand. Es wird insbesondere durch die 
textliche Festsetzung Nr. 6.2 abgesichert, dass die einzuleitende Regenwassermenge 
das für den Bestand zulässige Maß nicht übersteigt (s. hierzu auch Ew 02). Durch die 
Festsetzung der Drosselung wird eine Verbesserung der Regenrückhaltung und Ab-
flussverzögerung im Plangebiet gegenüber dem heutigen Zustand erreicht (s. hierzu Ew 
05).  
 
Für Starkregenereignisse, die über den Bemessungsfall hinausgehen, ist gemäß der DIN 
1986-100 als Regel der Technik der Nachweis der Unschädlichkeit von Überflutungen in 
der Objektplanung der Hochbauten zu führen. Im konkreten Fall ändern sich die Abfluss- 
und Gefälleverhältnisse im öffentlichen Straßenraum nicht, auf dem Grundstück selbst 
ist wie im Bestand ein Fließgefälle in Richtung Hechtgraben gegeben. Es ist daher auf-
grund der örtlichen Verhältnisse gerade nicht damit zu rechnen, dass es planbedingt zu 
schädlichen Überflutungen auf Nachbargrundstücken kommt.     
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Unabhängig vom Bebauungsplan untersucht  die HWS regelmäßig komplett  die Ent-
wässerungssysteme in Dölau und nimmt wenn notwendig und möglich Änderungen, 
Ausbauten und Optimierungen vor. Durch die noch nicht endgültig abgeschlossene 
Trennung von Schmutzwasser und Niederschlagswasser sind Systeme heute noch mit-
einander verbunden, auch wenn Kapazitätsprobleme ausschließlich aus dem Nieder-
schlagswasser entstehen. Zum Zeitpunkt der Realisierung des geplanten Bauvorhabens 
ist davon auszugehen, dass die Systemtrennung vollzogen sein wird. 
 
Entscheidungsvorschlag: Ist bereits berücksichtigt. 
 
 
 
 

Ew 05: Versiegelung, Grundwasser 

Grundwasser, Schichtenwasser, Versickerungsflächen: Der Status Quo muss erhalten 
bleiben. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Der vorhandene Versiegelungsgrad auf dem Plangebietsgrundstück vor dem Abriss der 
Gebäude betrug 43 %. Es handelte sich hierbei jeweils um voll versiegelnde Oberflächen 
wie Dachziegel, Betonplatten und Pflaster, die keine oder nur eine geringe Abflussver-
zögerung bewirken.  
 
Der neu zulässige Versiegelungsgrad beträgt 50 % und ist somit rein rechnerisch um 7 
% von 7.978 m²  gleich gerundet 559 m² höher als der bestehende. Jedoch handelt es 
sich hierbei in wesentlichen Flächenanteilen, anders als früher, um begrünte Oberflä-
chen. Mit der Begrünung werden eine Zwischenspeicherung des Niederschlagswassers 
im Substrat sowie eine Verzögerung des Regenwasserabflusses erreicht. Der Bebau-
ungsplan setzt überbaubare Grundstücksflächen fest, in denen Wohngebäude zulässig 
sind. Er setzt ferner weitere Grundflächen fest, die nur mit der Tiefgarage unterbaut wer-
den dürfen. Die Dachflächen der Wohngebäude sind zu 50 % mit einer Substratstärke 
von mindestens 10 cm zu begrünen. Die Oberflächen der Tiefgaragen sind mit einer 
Substratstärke von mindestens 40 cm zu begrünen. Die Vorplanung für die Gebäude 
enthält innerhalb des Zulässigkeitsrahmens der Festsetzungen 2.220 m² Dachflächen, 
davon 1.040 m² begrünt, sowie 690 m² Tiefgaragenflächen, davon 345 m² begrünt. Geht 
man von diesen Zahlen aus, so sind künftig 7.978 * 0,5  – 1.040 – 345 = 2.604 m² voll 
versiegelte Oberflächen möglich, dies sind gerundet 33 % der Grundstücksfläche und 
somit 10 % weniger als im Bestand.  
 

Hieraus ergeben sich für den Regenwasserabfluss folgende Spitzenabflussbeiwerte Ψ s, 
m (nach Schneider, Bautabellen 19. Aufl., Nr. 13.68): 
 
Bestand 
 Gesamtfläche = 7.978 m² 

Ziegeldächer, fugendichtes Pflaster, Beton Ψ s 0,9 * (7.978 m² * 0,43) = 3.087,5 m² 

Vegetationsflächen, Ψ s 0,05 * (7.978 m²  * (1- 0,43)) = 227,4 m² 

Ψ s, m = (3.087,5+227,4)/7.978 = 0,4155 

 
Bebauungsplan 
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Gesamtfläche = 7.978 m² 

Dachflächen, Wegeflächen, versiegelt,  Ψ s 0,9 * 2.604 m²  = 2.343,6 m² 

Dachflächen, extensiv begrünt, Ψ s 0,25 * 1.040 m²  = 260,0 m² 

Tiefgaragen, intensiv begrünt, Ψ s 0,1 * 345 m²  = 34,5 m² 

Vegetationsflächen in Freianlagen, Ψ s 0,05 * (7.978 – 2.604 – 1.040 – 345) = 199,4 m² 

Ψ s, m = (2.343,6+260,0+34,5+199,4)/7.978 = 0,3557 

 

Der Spitzenabflussbeiwert Ψ s, m für die Planung ist also wesentlich niedriger und somit 
günstiger als für den Bestand. Es wird künftig mehr Regenwasser zunächst im Gebiet  
zurückgehalten und erst verzögert abfließen als bisher. 
 
Bezüglich der Grundwasserverhältnisse, insbesondere möglicher Vernässungen, kommt 
das hydrogeologische Gutachten vom Februar 2016 zu folgenden Ergebnissen: „Das 
Grundstück Heideweg Nr. 2 liegt im Bereich einer Südwest-Nordost ausgerichteten, fla-
chen, nach Nordosten einfallenden Geländesenke. In der Senke fließt der Hechtgraben, 
der sowohl Niederschläge als auch Oberflächenwasser aufnimmt und nach Nordosten 
zur Saale abführt. Die Wasserführung wird u. a. von den Niederschlagsmengen beein-
flusst. Der Einfluss der Wasserführung im Hechtgraben auf die umliegenden Grundwas-
serstände ist wegen der geringen Wasserdurchlässigkeit des Bodens jedoch als gering 
einzuschätzen.  
 
Die hydrogeologische Situation am Standort Heideweg 2 und dessen Umfeld wird von 
geomorphologischen Standortmerkmalen und den geringen Durchlässigkeitsbeiwerten 
des Talgrundwasserleiters (Abschwemmmassen) bestimmt. Vorherrschend sind am 
Standort geringe Grundwasserflurabstände sowie geringe Fließ- und Durchflussge-
schwindigkeiten anzutreffen.  
 
Die Grundwasserstände im Senkenbereich nehmen in den Sommermonaten (Mai bis 
August) ab und in den Wintermonaten (November bis März) zu, was der im Winterhalb-
jahr fehlenden Verdunstung zuzurechnen ist. Niederschlagshäufigkeit und -menge ha-
ben einen geringen Einfluss auf die Grundwasserstände im Senkenbereich, da aufgrund 
der geringen Versickerungsrate nahezu alle Oberflächenwässer der Vorflut (Hechtgra-
ben) zufließen bzw. eingeleitet werden.  
Die vorangegangenen Bewertungen führen hinsichtlich der geplanten Bebauung des 
Grundstücks Heideweg Nr. 2 zu dem Schluss, dass eine oberirdische Bebauung und 
Versiegelung keinen Einfluss auf die Grundwassersituation hat.“ 
 
Zur Tiefgarage S. Nr. Ew 02. 
 
Entscheidungsvorschlag: Ist bereits berücksichtigt. 
 
 

Ew 06: Kapazität Hechtgraben 

Wenn das Neubaugebiet entsteht, reicht die Kapazität des Hechtgrabens nicht mehr. 
Abflussmengen sind zu reduzieren. Der Hechtgraben ist bereits jetzt überlastet. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Im Bemessungsfall unter normalen Betriebsbedingungen hat der Hechtgraben eine hin-
reichende Kapazität, allerdings sind keine Reserven für zusätzliche Einleitmengen gege-
ben. Die Entwässerungskapazität des Hechtgrabens wird durch die Planung nicht stär-
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ker beansprucht als bisher, weil für die Planung kein höherer Zufluss als im Bestand 
zugelassen wird. Die aus dem Bestand ermittelten 20l/s als maximale Einleitmenge wur-
den im Bebauungsplan festgesetzt. 
 
Für die planerische Abwägung ist allein der oben stehende Sachverhalt maßgebend. Der 
Grundstückseigentümerin wird keine höhere Ableitungskapazität für Regenwasser zuge-
standen werden, als sie derzeit für das Grundstück in Anspruch nehmen kann. Ebenso-
wenig darf aber in bestehende Rechte der Eigentümerin planerisch eingegriffen werden, 
wenn dafür kein zwingender Grund besteht. Ein solcher besteht nicht, da die Eigentüme-
rin glaubhaft machen kann, dass die ihr derzeit zustehende Ableitmenge von 20 Li-
ter/Sekunde auch künftig ausreichen wird (s. Ew 05). Zur Prüfung der Sachlage wurde 
das hydrogeologische Gutachten des Ingenieurbüros Klein vom Februar 2016 erstellt. 
Der Gutachter kommt bezüglich des Hechtgrabens zu folgenden Ergebnissen: „Unter der 
Maßgabe, dass die nach der Neubebauung anfallende Oberflächenwassermenge, die 
bis zum Abriss der Altbebauung (Heideweg Nr. 2) in den Hechtgraben eingeleitete Was-
sermenge nicht übersteigt, sind nachteilige Beeinflussungen der Wasserführung im 
Hechtgraben nicht zu erwarten. Im Zusammenhang mit dem geplanten Versiegelungs-
grad (…) erfordert dies ein effektives Oberflächenwassermanagement zur Fassung, ggf. 
Zwischenspeicherung und Ableitung anfallender Oberflächenwässer.“  Letzteres wird 
durch die Planung gewährleistet, s. Ew 01. Ew 05. 
 
Entscheidungsvorschlag: Ist bereits berücksichtigt. 
 
 

Ew 07: Regenwasserentlastungsteich Stadtforststraße 

Der Regenwasserentlastungsteich in der Stadtforststraße ist zugewachsen und der Zu-
fluss verschlammt. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Es geht hierbei um Unterhaltungsmaßnahmen an einer vorhandenen Anlage, die durch 
das Planverfahren nicht berührt sind. Die Entwässerungsanlagen werden durch die Pla-
nung nicht stärker beansprucht als bisher, weil für die Planung kein höherer Zufluss als 
im Bestand zugelassen wird. Die Unterhaltung obliegt der HWS. 
 
Entscheidungsvorschlag: Ist nicht Gegenstand dieses Planverfahrens. 
 
 

Ew 08: Retentionsraum für den Hechtgraben 

Bezüglich des Hechtgrabens sowie der angrenzenden Restaue haben Umweltverbände 
auf die Bedeutung des cirka fünf Kilometer langem Fließgewässers hingewiesen, dem 
mehr Raum zurückzugeben werden muss, um Überflutungsflächen und Entwicklungs-
raum für eine naturnahe Entwicklung von Flora und Fauna zu ermöglichen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Entwässerungskapazität des Hechtgrabens wird durch die Planung nicht stärker 
beansprucht als bisher, weil für die Planung kein höherer Zufluss als im Bestand zuge-
lassen wird. Die Festsetzung von Retentionsraum für nur einen Grundstückseigentümer 
ist nicht verhältnismäßig.  
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Im weiteren Verlauf des Hechtgrabens im Bereich Heide-Nord wurden die vorhandenen 
Flächenpotentiale genutzt und umfangreich Maßnahmen zur Schaffung von Retentions-
raum und einen natürlichen Gewässerverlaufs umgesetzt. 
 
Entscheidungsvorschlag: Ist nicht Gegenstand dieses Planverfahrens. 
 
 

Ew 09: Mischwasserkanal 

Die Aussage, dass der bestehende Mischwasserkanal in der Straße Am Waldrand die 
erhöhten Einleitmengen aufnehmen kann, muss ich anzweifeln.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die HWS hat in ihren Stellungnahmen im Planverfahren die Einleitung der zu erwarten-
den Einleitmenge Schmutzwasser aus dem Plangebiet in den Mischwasserkanal bestä-
tigt. 
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

Ew 10: Eingriff in bestehende Baugenehmigungen 

Auf der Bürgerversammlung wurde die Aussage getroffen, dass nach Abschluss des 
hydrologischen Gutachtens gegebenenfalls auch Einschnitte/Folgemaßnahmen für 
schon bestehende Anlieger entstehen können. Mögliche Eingriffe in bereits bestehende 
Baugenehmigungen sind für mich nicht akzeptabel und rechtlich sicherlich auch nicht 
haltbar. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Eingriffe in Baugenehmigungen sind zutreffend nicht haltbar. 
Im Zuge der regelmäßigen Gesamtschau der Regenwassersysteme in Dölau kann nur 
die Richtigkeit von Einleitegenehmigungen geprüft werden. 
 
Entscheidungsvorschlag: Ist nicht Gegenstand dieses Planverfahrens. 
 
 

G: Gebietsfestsetzung, zul. Art der Nutzung 

G 01: Reines Wohngebiet ausweisen 

Die Ausweisung im B Plan sollte auch nicht als  WA erfolgen sondern als  reines Wohn-
gebietes. Die Einschränkungen zu Sportplätzen sind im B-Plan mit dem Kennzeichen 
WA nicht weit genug. Die Lärmemissionen sollen die eines reinen Wohngebietes nicht 
überschreiten dürfen.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Im Baugebiet soll eine Arztpraxis entstehen. Arztpraxen sind als Anlagen für gesundheit-
liche Zwecke in allgemeinen Wohngebieten allgemein zulässig, nicht jedoch in reinen 
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Wohngebieten. In reinen Wohngebieten ist die Zulassung einer Arztpraxis zwar gemäß § 
13 BauNVO möglich, sie ist jedoch nach den Umständen des Einzelfalles zu beurteilen 
und nicht in gleichem Maß rechtssicher gegeben wie in einem allgemeinen Wohngebiet. 
Die Arztpraxis soll ohne Einschränkungen zulässig sein und dauerhaft betrieben werden 
können. Es ist daher aufgrund der vorgesehenen Nutzung geboten, ein allgemeines 
Wohngebiet festzusetzen, denn die Bauleitplanung hat sozioökonomische Belange, hier 
die Versorgung der Bevölkerung, angemessen zu berücksichtigen.  
 
Die Festsetzung eines allgemeinen Wohngebietes hat im Übrigen nicht zur Folge, dass 
die angrenzende Wohnbebauung unzumutbaren Störungen ausgesetzt werden darf, was 
der Einwender offenbar befürchtet. Nach der Planungssystematik der Baunutzungsver-
ordnung kann ein allgemeines Wohngebiet grundsätzlich neben einem reinen Wohnge-
biet geplant werden, denn in einem allgemeinen Wohngebiet sind neben der Wohnnut-
zung nur solche Nutzungsarten allgemein zulässig, die das Wohnen nicht stören.  
 
Zudem ist die Umgebung des Gebietes, vor allem im Bereich der Kreuzung des Heide-
wegs und die Otto-Kanning-Straße, eindeutig als Allgemeines Wohngebiet vorgeprägt.  
Zur Würdigung vorhandener Nutzungen gehört es auch, dass diese in ihrer Nutzung 
nicht unzumutbar eingeschränkt werden dürfen, was durch die Festsetzung eines sen-
sibleren Gebietstypus in unmittelbarer Nähe regelmäßig zu erwarten ist. 
Das Plangebiet befindet sich somit unverkennbar in einem Übergangsbereich zwischen 
vorhandenem reinem und allgemeinem Wohngebiet. 
 
Das schalltechnische Gutachten zum Bebauungsplan [Goritzka Akustik, 2015] weist im 
Übrigen nach, dass die Orientierungswerte zur DIN 18005 für anlagenbezogenen Lärm 
(Stellplatzzufahrten, Stellplätze) der vom Plangebiet ausgeht an den nächstgelegenen 
schützenswerten Immissionsorten (Nachbarbebauung) nicht überschritten sind.  Die Ori-
entierungswerte sind 50 dB(A) am Tag und 40 dB(A) in der Nacht.      
 
Durch die Festsetzung eines allgemeinen Wohngebietes wird in dem oben genannten 
Rahmen der für das Wohnen nicht störenden Nutzungsausübung auch eine nachträgli-
che Ansiedlung von Arbeitsstätten zugelassen.  Dies ist städtebaulich gewollt, weil eine 
vollständige Trennung von Wohnen und Arbeiten nicht mehr zeitgemäß ist.  
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

G 02: Ärztehaus 

Lieber ein örtliches Ärztehaus für Dölau und Umgebung. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Ziel der Planung ist die Ausweisung eines Allgemeinen Wohngebietes, das vorwiegend 
der Deckung des Bedarfs an Mietwohnungen in Dölau dient. 
 
Die Festsetzung des Grundstücks als Sondergebiet für ein Ärztehaus erscheint im Übri-
gen auch deshalb problematisch, weil ein solches Haus in der vorwiegend durch die 
Wohnnutzung geprägten Umgebung ein Fremdkörper wäre. Anders als bei der geplan-
ten Bebauung mit Mehrfamilienhäusern kann für ein Ärztehaus mit mehreren Praxen 
nicht von einer grundsätzlich sozial adäquaten Nutzungsergänzung der bestehenden 
Brachfläche ausgegangen werden. Auch wäre für eine Bündelung verschiedener Arzt-
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praxen ein zentraler gelegener Standort sinnvoll. 
 
Es liegt nicht in der Hand der Stadt Halle, Ärztehäuser zu betreiben oder über den pla-
nungsrechtlichen Zulässigkeitsrahmen hinaus zu steuern. Der Gesundheitssektor ist in 
wirtschaftlicher Hinsicht frei von einer direkten Einflussnahme der öffentlichen Hand. 
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

I: Infrastruktur/ Schule 

I 01: Schule, nicht ausreichend 

Die Infrastruktur (Schule) ist nicht mit dem zu erwartenden Bevölkerungswachstum aus-
reichend. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Gemäß den Bedarfsermittlungen der zuständigen Fachbereiche der Stadt Halle ist nicht 
mit Kapazitätsüberlastungen der örtlichen Kindertageseinrichtungen und der Grundschu-
le zu rechnen.  
 
Entscheidungsvorschlag: Ist bereits berücksichtigt. 
 
 
 

M: Maß der baulichen Nutzung, Bauweise 
 

M 01: Das Vorhaben führt zu einer unzulässigen Verdichtung 

Das Vorhaben führt zu einer unzulässigen massiven Verdichtung und negiert damit ge-
wachsene nachbarschaftliche Strukturen.  
Ich finde es bedauerlich, dass immer mehr Stadtteile verdichtet werden 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Der Bebauungsplan lässt eine Grundflächenzahl von 0,4 zu, die durch bauliche Anlagen 
im Sinne des § 19 Abs. 4 BauNVO um höchstens 25 % überschritten werden darf. Der 
Bebauungsplan hält somit die Obergrenze des § 17 BauNVO von 0,4 für die Grundflä-
chenzahl eines Allgemeinen Wohngebietes ein und unterschreitet diese für die baulichen 
Anlagen im Sinne des § 19 Abs. 4 BauNVO, hier beträgt die Obergrenze der zulässigen 
Überschreitungen 50 %.  
 
Das Maß der baulichen Nutzung wird des Weiteren  durch die Höhenfestsetzungen be-
stimmt, die maximal zwei- bzw. dreigeschossige Gebäude ermöglichen. Diese Höhen-
festsetzungen lassen keine Gebäude zu, die über die in  der Umgebung vorhandenen 
maximalen Bestandsgebäudehöhen hinausragen, die Bebauung fügt sich nach dem 
Maß der baulichen Nutzung in die Eigenart der näheren Umgebung ein (vgl. hierzu Nr. 
5.2.3 und 6.1.2 der Begründung zum Bebauungsplan).  
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Die zulässige Geschossfläche beträgt aufgrund der Größe der überbaubaren Grund-
stücksflächen und der Höhenfestsetzungen ca. 4.225 m². Dies entspricht für die Grund-
stücksgröße von 7.978 m² einer Geschossflächenzahl (GFZ) von 0,53. Dieser Wert liegt 
weit unterhalb des zulässigen Höchstwertes der BauNVO für Allgemeine Wohngebiete 
von 1,2. Sie ist auch nicht atypisch für die Eigenart der näheren Umgebung. So weist 
zum Beispiel die Bebauung im Eckbereich Otto-Kanning-Straße/ Heideweg eine GFZ 
von bis zu 0,65 auf.  
 
Der Bebauungsplan sieht gerade keine massive, die gewachsenen nachbarschaftlichen 
Strukturen negierende Verdichtung vor. 
 
Dass ein gewisses Maß an Dichte nach heutigen Gesichtspunkten erforderlich und städ-
tebaulich sinnvoll ist, ergibt sich im Übrigen aus dem Gebot des sparsamen Umgangs 
mit Grund und Boden (§ 1a Abs. 2 BauGB).   
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 
 

M 02: Zulassung von Ausnahmen bei der GRZ 

In der Planung werden Ausnahmen von den Obergrenzen der BauNVO für die GRZ (0,4) 
zugelassen, dies wird abgelehnt. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Der Bebauungsplan setzt eine GRZ von 0,4 fest. Dies entspricht dem Höchstwert der 
BauNVO für Allgemeine Wohngebiete. Ausnahmen sind nicht festgesetzt. Sofern die 
Einwender davon ausgehen, dass die zulässigen Überschreitungen der GRZ gemäß § 
19 Abs. 4 BauNVO für Nebenanlagen etc. Ausnahmen seien, so ist dies eine Fehlinter-
pretation der Gesetzeslage. Die vorgenannten Überschreitungen sind vielmehr unmittel-
barer Regelungsgehalt der BauNVO. Regelmäßig wird diese Spanne in Wohngebieten 
durch Zufahrten, Stellplätze, Wege und weitere Nebenanlagen genutzt. Die Trennung in 
zwei Werte erfolgt für die Hauptgebäude und die sonstige Versiegelung. 
 
Entscheidungsvorschlag: Ist bereits berücksichtigt. 
 
 

M 03: Geländehöhen 

Ich bin gegen eine Aufschüttung. Das natürliche Gelände muss für alle Bauvorhaben 
eine Linie bilden. Im vorliegenden Fall von 90,2 nach 87,0. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Innerhalb des Plangebietes ist das natürliche Gelände nicht mehr vorhanden. Es sind 
bereits jetzt Aufschüttungen und Abgrabungen vorhanden. Würde man versuchen, das 
früher vorhandene Geländeprofil wieder herzustellen, so wären umfängliche Erdarbeiten 
die Folge. Dies ist weder städtebaulich noch ökologisch sinnvoll. Der Bebauungsplan 
nimmt deshalb in der Festsetzung der Bezugshöhen für die Bebauung die tatsächlich 
vorhandenen Geländeverhältnisse des Grundstücks auf. Die Bezugshöhe ist der jeweili-
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ge rechnerische Maßbezug für die Festsetzungen der Höhen baulicher Anlagen in den 
einzelnen Teilen der überbaubaren Grundstücksflächen auf der Grundlage der geplanten 
Geländemodellierung. Die Bezugshöhe ist in der Planzeichnung wie folgt differenziert:  

• 90,20 m über NHN als Bezugshöhe für die überbaubare Fläche mit Zulässigkeit der 
Tiefgarage am Heideweg: Diese Bezugshöhe nimmt die vorhandene Höhenlage der 
angrenzenden Straßen im südöstlichen Eckbereich des Plangebietes von 90,19 m ü. 
NHN auf. Nach Nordwesten fällt die Höhe der angrenzenden Straße auf Bestands-
höhen von 89,84 (südwestlicher Eckpunkt der Grenze), nach Nordosten auf ca. 
88,60 m. Die Differenz von ca. 40 cm entlang des Heideweges ist durch die Modellie-
rung des Geländes ohne besonderen Aufwand ausgleichbar. 

 
• 88,9 m über NHN für die nordöstliche überbaubare Grundstücksfläche (Gebäude Nr. 

5) und 88,0 m ü. NHN für die nordwestliche überbaubare Grundstücksfläche (Ge-
bäude Nr. 6): Diese Bezugshöhen entsprechen dem vorhandenen Geländeverlauf. 
Die Höhendifferenz zu den angrenzenden Grundstücksgrenzen beträgt hier noch je-
weils ca. 40 cm. Sie ist durch die Geländemodellierung auf dem Grundstück prob-
lemlos ausgleichbar, sodass keinerlei Böschungen oder Stützwände an den nördli-
chen Grundstücksgrenzen erforderlich werden. 

 
Der Bebauungsplan berücksichtigt ferner die vorhandenen Straßenhöhen. Für den Hei-
deweg liegen sie bei 89,60 – 90,19 m ü. NHN, die Bezugshöhe von 90,20 m liegt somit 
max. 60 cm über dem Straßenniveau im Bereich des mittig am Plangebiet gelegenen 
Tiefpunkts (89,60). Die Straße Am Waldrand fällt von 90,19 m auf 88,90 m mittig am 
Baufeld 5. Auch deshalb ist für das Baufeld 5 eine Bezugshöhe von 88,9 m festgesetzt. 
Bezugshöhen an weiteren oder anderen Stellen würden lediglich andere Höhenverhält-
nisse beschreiben, die Höhen insgesamt aber nicht ändern. 
Damit entstehen keine unverhältnismäßigen Aufschüttungen gegenüber der derzeitigen 
Reliefsituation. 
   
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

M 04: Geschlossene Bauweise 

Ich bin gegen eine geschlossene Bebauung. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Der Bebauungsplan setzt keine geschlossene Bauweise nach § 22 BauNVO fest. 
   
Entscheidungsvorschlag: Ist bereits berücksichtigt. 
 
 

M 05: Betonwand von 16 m Höhe 

Eine Betonwand von 16 m Höhe stellt eine Einschränkung meiner nachbarlichen Rechte 
dar. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Der Bebauungsplan lässt nirgendwo eine Gebäude- bzw. Wandhöhe von 16 m zu. Die 
festgesetzten maximalen Höhen lassen Gebäude von ca. 10 m Höhe zu. 
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Entscheidungsvorschlag: Ist bereits berücksichtigt. 
 
 

N: Natur und Landschaft, Umweltbericht 

N 01: Übergang zur Dölauer Heide  

Das Projekt erzielt keinen sanften Übergang der Ortsbebauung zur Dölauer Heide. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Das Plangebiet ist durch die Straße „Am Waldrand“ von der Dölauer Heide getrennt. Die 
geplante Bebauung ist gegenüber dem Waldgebiet genau so angelegt wie der Bestand, 
nämlich mit der öffentlichen Straße als Abstands- und Übergangsbereich. Die gegenüber 
dem Wald bestehende Bauflucht wird nicht überschritten. Die zulässige Gebäudehöhe 
entspricht der Eigenart der näheren Umgebung (s. M 01). Der Übergang zur Dölauer 
Heide wird zudem durch den Erhalt des Großbaumbestandes und die Vorgartenzone 
gestalterisch vermittelt. Bindungen für die Bebauung können aus der Lage des Plange-
bietes am Waldrand in städtebaulich-gestalterischer Hinsicht nicht abgeleitet werden.  
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

N 02: Auswirkungen auf die Natur  

Die Auswirkungen des Projektes auf die Natur  werden nicht berücksichtigt. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Auswirkungen der Planung auf die Natur wurden in der Umweltprüfung gemäß § 2 
Abs. 4 BauGB umfassend untersucht und bewertet. Der Umweltbericht enthält hierzu die 
gemäß § 2a BauGB erforderliche Ergebnisdarstellung. Zusammenfassend wird hier, 
bezogen auf die einzelnen Schutzgüter mit Relevanz für Natur und Umwelt ausgeführt:  
 
Analyse und Bewertung 
Der Baumbestand hat eine hohe Bedeutung, die ausdauernden Ruderalfluren haben 
eine mittlere Bedeutung für den Naturhaushalt. In den Gebäuden des Plangebietes wur-
den (vor dem Abriss) fünf Fledermausarten nachgewiesen. 
Die Böden weisen eine durchschnittliche Bodenfruchtbarkeit auf. 
Die Versickerungsmöglichkeit ist aufgrund des hohen Grundwasserstandes gering. 
Der landschaftsästhetische Wert wird vor allem durch die Vielzahl der alten Bäume ge-
prägt.  
 
Zielkonzept 
Das ökologische und grüngestalterische Leitbild zielt auf die Vermeidung negativer Aus-
wirkungen auf den Naturhaushalt, die Erhaltung und Neuschaffung standortheimischer 
Gehölzbestände und die gestalterische Einbindung der geplanten Bebauung in das 
Ortsbild durch Neupflanzungen ab. 
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Für den Entzug von Quartieren bzw. Hangplätzen der fünf nachgewiesenen Fleder-
mausarten wurden im Vorfeld der Abrissmaßnahmen Ersatzquartiere geschaffen. 
 
Im Einzelnen werden im Bebauungsplan folgende Maßnahmen festgesetzt: 

• Dauerhafter Erhalt der sechs besonders wertvollen Einzelbäume, 

• Neupflanzung von mindestens neun heimischen Bäumen, 

• Intensive Begrünung der Tiefgarage auf ca. 345 m², 

• Extensive Begrünung der Gebäude auf ca. 1.110 m², 

• Externe Ausgleichsmaßnahme: Entsiegelung  einer  Grundfläche  von  ca.  1.620  
m²   und  Pflanzung  einer  Baum- Strauchhecke auf 470 m² in einer Dichte von 1 
Strauch pro 3 m² als externe Ersatzmaßnahme in Halle-Neustadt an der Teut-
schenthaler Landstraße 

• Artenschutzmaßnahmen: Schaffung von 20 Ersatzhabitaten für Fledermäuse im 
Bereich der Traufbleche an den Neubauten, 

• Monitoring zur Wirksamkeitskontrolle der o.a. Maßnahmen während fünf Jahren 
nach der Umsetzung. 

 
Weitere geschützte Tier- und Pflanzenarten wurden nicht angetroffen. 
 
Mit den vorgenannten Maßnahmen wird den Bestimmungen des § 1a BauGB (Ergän-
zende Vorschriften zum Umweltschutz) durch den Bebauungsplan in dem nach den Ab-
wägungsgrundsätzen des § 1 Abs. 6 BauGB erforderlichen Umfang Rechnung getragen. 
 
Entscheidungsvorschlag: Ist bereits berücksichtigt. 
 
 

N 03: FFH-Gebiet nicht beachtet 

Die Auswirkungen des Projektes auf das angrenzende FFH·Gebiet werden nicht beach-
tet. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Der § 34 Abs. 1 BNatSchG bildet die Rechtsgrundlage für die FFH-Verträglichkeitsprü-
fung im Rahmen der Aufstellung eines Bebauungsplanes. Nach dieser Rechtsgrundlage 
sind Projekte vor ihrer Zulassung oder Durchführung auf ihre Verträglichkeit mit den Er-
haltungszielen eines Schutzgebiets zu überprüfen, wenn sie einzeln oder im Zusam-
menwirken mit anderen Projekten oder Plänen geeignet sind, das Gebiet erheblich zu 
beeinträchtigen. Im Rahmen  der Umweltprüfung zum Bebauungsplan ist geprüft wor-
den, ob Erhaltungsziele des FFH „Dölauer Heide“ durch den Bebauungsplan berührt 
sein können. Im Umweltbericht erfolgte eine ausführliche Beschreibung und Bewertung 
der potentiellen Umweltauswirkungen im Allgemeinen und unter Punkt 2.1.2.8. im Be-
sonderen hinsichtlich der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH und Europäi-
sche Vogelschutzgebiete).  
Diese Prüfung stützt sich auf Kartierungen und Erfassungen des Umweltberichtes und 
artenschutzfachliche Kontrollen des Gehölzbestandes und die artenschutzfachliche Be-
wertung am 12.09.2013 des Büros Myotis.  
 
Es wurden im Plangebiet keine konkreten Fortpflanzungs- und Ruhestätten geschützter 
Tierarten festgestellt. Die Begutachtung erbrachte auch keine konkreten Nachweise für 
eine aktuelle oder zurückliegende Frequentierung der Gehölze durch Fledermäuse. Die 



52 Bebauungsplan Nr. 162 „Dölau, Wohngebiet am Heideweg“ 

21.06.2016 

Untersuchungen auf xylobionte Großkäferarten und höhlenbrütende Vogelarten blieben 
ebenfalls ohne konkreten Befund. Im Laufe der weiteren Bearbeitung wurden ferner kei-
ne sonstigen Anhaltspunkte für Beeinträchtigungen des FFH-Gebietes festgestellt.  
 
Schlussfolgernd wurde im Umweltbericht zusammenfassend festgestellt, dass die poten-
tiellen Auswirkungen des geplanten Bauvorhabens auf das FFH- und Landschafts-
schutzgebiet unerheblich sind. Potentiell geringe Beeinträchtigungen während der Bau-
phase durch Emissionen der Baufahrzeuge sowie Erschütterungen und Lärmbelästigung 
infolge der Baumaßnahme können kompensiert werden.  
 
Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen zur Sicherung der ökologischen Funktionen 
(Schaffung von Fledermaus-Ersatzquartieren) sind bereits erfolgt. Weitere Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen sind vorgesehen und werden mit dem Bebauungsplan festge-
setzt.  
Negative Auswirkungen auf den im Standard-Datenbogen des FFH-Gebietes 0122 
„Dölauer Heide und Lintbusch bei Halle“ ausgewiesenen geschützten Lebensraumtyp 
nach Anhang I der FFH-Richtlinie (Labkraut-Eichen-Hainbuchenwald mit den dafür cha-
rakteristischen Arten) und die aufgeführten Arten des Anhangs II der FFH- Richtlinie so-
wie Vogelarten nach Anhang I Vogelschutzrichtlinie (VSchRL) können sicher ausge-
schlossen werden. 
 
Entscheidungsvorschlag: Ist bereits berücksichtigt. 
 
 

N 04: Nachteile für den Erholungswert der Dölauer Heide 

Durch diese Bauvorhaben verliert die Dölauer Heide als Naherholungsgebiet der Hallen-
ser wesentlich an Bedeutung. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Das Plangebiet ist durch die Straße „Am Waldrand“ von der Dölauer Heide getrennt. Die 
geplante Bebauung ist gegenüber dem Waldgebiet genau so angelegt wie der umge-
bende Bestand, nämlich mit der öffentlichen Straße als Abstands- und Übergangsbe-
reich. Die gegenüber dem Wald bestehende Bauflucht wird nicht überschritten. Die zu-
lässige Gebäudehöhe entspricht der Eigenart der näheren Umgebung (s. M 01, E 03). 
Der Übergang zur Dölauer Heide wird zudem durch den Erhalt des Großbaumbestandes 
und die Vorgartenzone gestalterisch vermittelt. Das Plangebiet selbst ist kein Erholungs-
gebiet, seine bauliche Nutzung ist somit für die Erholungsfunktion der Dölauer Heide 
ohne Bedeutung. Die Auswirkungen der Planung auf die Erholungseignung der Dölauer 
Heide sind aus den vorgenannten Gründen nicht erheblicher als diejenigen der bereits 
unmittelbar angrenzend vorhandenen Bebauung.  
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

N 05: Das Grundstück als Grünfläche, Spielplatz, Jugendtreff anlegen 

Vorschlag zur Güte: das Grundstück, des Heideschlösschens beraubt – mal nicht ver-
siegeln und bebauen – sondern ganz im Gegenteil – begrünen (zumal die Heide ja herbe 
Verluste hinnehmen musste), Bäume pflanzen. 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
Zur Einrichtung einer privaten Grünfläche oder einer Gemeinbedarfseinrichtung kann die 
GWG als Grundstückseigentümerin durch die Festsetzungen eines Bebauungsplanes 
nicht gezwungen werden. Die Festsetzung einer privaten Grünfläche wäre eine Verhin-
derungsplanung bei grundsätzlich bestehendem Genehmigungsanspruch (vgl. dazu Nr. 
E 05) für eine Wohnbebauung (BVerwG, Beschluss vom 18.12.1990, 4 NB 8.90). Die 
Festsetzung einer öffentlichen Grünfläche oder einer Fläche für den Gemeinbedarf wür-
de einen entsprechenden Bedarf voraussetzen. Dieser besteht aber gerade hier im be-
reits baulich geprägten Umfeld der Dölauer Heide weder zu Erholungszwecken noch aus 
naturschutzfachlichen Gründen. Ferner haben die zuständigen Fachdezernate der Stadt 
Halle auch keinen Bedarf an der Schaffung einer Jugendeinrichtung angemeldet. Diese 
müsste zudem, wenn ein Bedarf bestünde, auch an zentralerer Stelle eingerichtet wer-
den. Das Plangebiet ist aufgrund seiner Lage am Ortsrand hierfür nicht hinreichend ge-
eignet.  
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

N 06: Externe Ausgleichsmaßnahmen 

Es erschließt sich nicht, warum ökologische Ausgleichsmaßnahmen außerhalb der Ge-
markung Dölau umgesetzt werden. 
Wann und wo werden die Standorte externer Ausgleichsmaßnahmen exakt benannt? 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
In § 1a BauGB ist gesetzlich bestimmt, dass die Ausgleichsmaßnahmen  auch an ande-
rer Stelle als am Ort des Eingriffs erfolgen können, soweit dies mit einer nachhaltigen 
städtebaulichen Entwicklung und den Zielen der Raumordnung sowie des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege vereinbar ist. Es gibt demzufolge städtebauliche und natur-
schutzfachliche Bedingungen für einen Ausgleich an anderer Stelle. Es gibt jedoch keine 
Grundlagen für eine Beschränkung auf eine bestimmte Gemarkung oder einen bestimm-
ten Stadtteil.  
 
Im Übrigen wurde unabhängig von der oben genannten Rechtslage geprüft, ob es ge-
eignete und verfügbare Flächen mit Aufwertungspotenzial in Dölau oder im Umfeld der 
Dölauer Heide gibt. Dies ist jedoch nicht der Fall. Die Auswahl geeigneter Standorte für 
Ausgleichsmaßnahmen erfolgt nach fachlichen Kriterien.  
 
Die Ausgleichsmaßnahmen sind im Bebauungsplan unter 9. Hinweis „Externe Maßnah-
men zum Ausgleich“ bzw. im Kapitel 8.3 der Begründung zum Bebauungsplan detailliert 
aufgeführt. 
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

N 07: Versteppung, Frischluftschneise 

Der Status Quo muss erhalten bleiben. Veränderungen des Ist-Zustandes führen zu 
massiven Eingriffen in Flora und Fauna der angrenzenden Nachbarschaftsbereiche mit 
unabsehbaren negativen Folgen, wie Absterben des schützenswerten Baumbestandes, 
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Versteppung der Heide und der dortigen Waldlandschaft. Die Luftfilterfunktion, die Küh-
lung der Ortslage Dölau, Kohlenstoffdioxyd-Speicherfunktion wird massiv beeinträchtigt. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Mit dem Bebauungsplan wird in einem Plangebiet von 7.978 m² eine zusätzliche Flä-
chenversiegelung von 559 m² zugelassen, deren Auswirkungen durch eine Begrünungs-
pflicht kompensiert werden. Die Dölauer Heide hat eine Flächenausdehnung von rund 
7.400.000 m².  Schon das reine Größenverhältnis legt es nahe, dass die in der Einwen-
dung dargestellten weitgehenden Auswirkungen der Planung nicht oder nur in einem 
unverhältnismäßig untergeordneten Umfang wird stattfinden können. Die Umweltprüfung 
zum Bebauungsplan ist diesbezüglich hinreichend durchgeführt worden, einer Ergän-
zung bedarf es nicht.  
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

N 08: Hechtgraben wird seiner Verbindung beraubt, Naturnähe 

Mit der vorgelegten Planung wird der Hechtgraben als Biotop- und Grünverbund sowie 
Kalt- und Frischluftbahn zwischen Dölauer Heide und Saaleaue und damit seine ökologi-
sche notwendigen landschaftlichen und räumlichen Verbindung zum Umland beraubt. 
Im Umweltgutachten wird beschrieben, dass der Hechtgraben unnatürlich vertieft und 
begradigt sei, das ist absolut falsch. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Das Plangrundstück war bereits vor Beginn des Planverfahrens in dem Grundstückteil, 
der unmittelbar am Hechtgraben liegt, bebaut. Die Bebauung wirkte bereits als Hindernis 
für den Luftmassenaustausch. In der Analysekarte zum Entwurf des Landschaftsplans 
der Stadt Halle (Saale) aus dem Jahr 2006 mit einer Datenbasis auf dem Stand von 
1998 ist das Plangebiet als Siedlungsfläche mit geringer klimatisch-lufthygienischer Aus-
gleichsfunktion klassifiziert. In den Bestand des Gewässers sowie des Gewässerrand-
streifens greift die Planung nicht ein.  Die in der Äußerung befürchteten Auswirkungen 
sind deshalb nicht gegeben.  
 
Ferner trifft es auch nicht zu, dass der Hechtgraben ein naturnahes Gewässer sei. Der 
Hechtgraben in Dölau ist ein bereits vor Jahrzehnten bautechnisch begradigtes und pro-
filiertes Gewässer. 
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

N 09: Kultur- und Sachgüter 

Die Auswirkungen der Planung auf Kultur und Sachgüter werden in der Planung nicht 
beachtet. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Es gibt im Plangebiet keine schützenswerten Kultur- und Sachgüter im Sinne der §§ 2 
Abs. 4 und 2a  BauGB. Schützenswerte Kultur- und Sachgüter sind nicht alle Gegen-
stände und Sachen, die einzelne Personen für schutzwürdig halten sondern im Wesent-
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lichen in amtlichen Listen und Verzeichnissen erfasste Bau- und Bodendenkmale, 
Denkmalensembles sowie archäologisch bedeutsame Landschaften ( vgl. insb. Anlage 2 
zum BauGB, Nr. 2.6.9). Es gibt auch keine Anhaltspunkte für ein Vorhandensein bisher 
nicht bekannter Güter der oben genannten Art. Dies könnten ausschließlich bisher ver-
borgene Bodendenkmale sein, deren Vorhandensein jedoch aufgrund der umfassenden 
Bodenbewegungen, die seit etwa Anfang des 20. Jahrhunderts im Plangebiet stattge-
funden haben, nicht zu vermuten ist. Zudem gelten beim Auffinden solcher Bodenfunde 
die Regelungen des Denkmalschutzgesetzes unmittelbar zu deren Schutz; einer zusätz-
lichen Regelung im Bebauungsplan bedarf es nicht. Es sind deshalb insgesamt keine 
relevanten Auswirkungen auf Kultur- und Sachgüter zu erwarten. Der Umweltbericht 
enthält diesbezüglich ausreichende Angaben. 
 
Entscheidungsvorschlag: Ist bereits berücksichtigt. 
 
 

N 10: Energieverbrauch/ Emissionen/ Entsorgung 

Die Vermeidung von Emissionen sowie sachgerechte Umgang mit Abfällen und Abwäs-
sern wurden in der Planung nicht berücksichtigt.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Vermeidung von Emissionen ergibt sich im Wesentlichen daraus, dass die Gebäude 
im Plangebiet nach dem Stand der Technik errichtet werden müssen (EnEV 16-
Standard). Die ordnungsgemäße Ver- und Entsorgung der geplanten Bebauung ist tech-
nisch möglich. Die Begründung zum Bebauungsplan enthält die diesbezüglich notwendi-
gen Angaben.  
 
Entscheidungsvorschlag: Ist bereits berücksichtigt. 
 
 

N 11: Fachpläne 

Darstellung von Landschaftsplänen sowie von sonstigen Plänen insbesondere des Was-
ser-, Abfall-und Immissionsschutzrechtes wurden nicht beziehungsweise nicht genügend 
berücksichtigt beziehungsweise beziehen sich nicht auf vorgestellte Bauvorhaben.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Auf die für die Planung  maßgeblichen Fachplanungen gehen die Begründung zum Be-
bauungsplan unter Nr. 4 ff. sowie der Umweltbericht unter Nr. 1.2 ausführlich ein. Einer 
ergänzenden Betrachtung bedarf es nicht. 
 
Entscheidungsvorschlag: Ist bereits berücksichtigt. 
 
 

N 12: Luftqualität 

Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen durch die Rechtsverord-
nung zur Erfüllung von Rechtsakten der Europäischen Union festgelegten Immissions-
grenzwerte nicht überschritten dürfen, wurden mit der Planung kontrakariert.  
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Stellungnahme der Verwaltung: 
Es bestehen keine Anhaltspunkte für eine Überschreitung von EU-Immissionsgrenz-
werten im Plangebiet und seiner Umgebung. Die Umweltprüfung im Bebauungsplanver-
fahren beschränkt sich gemäß § 2 Abs. 4 BauGB auf das, was nach gegenwärtigem 
Wissensstand und allgemein anerkannten Prüfmethoden sowie nach Inhalt und Detaillie-
rungsgrad des Bauleitplans vernünftigerweise verlangt werden kann. Aufgrund der feh-
lenden Anhaltspunkte für Grenzwertüberschreitungen und der Ungenauigkeit der mit der 
Einwendung in Bezug genommenen Rechtsgrundlage besteht für eine vertiefte Prüfung 
der Luftqualität kein Ansatz. 
 
Entscheidungsvorschlag: Ist bereits berücksichtigt. 
 
 

N 13: Wechselwirkungen 

Zudem wurde beim vorgelegten Entwurf die Wechselwirkung zwischen den einzelnen 
Belangen des Umweltschutzes nicht bzw. nicht ausreichend berücksichtigt. In Summe 
der oben genannten Kritik kommt es zu mich betreffenden gesundheitlichen Schäden 
und schädigenden Einflüssen in meinem psycho-sozialen Umfeld und Befinden. Nach-
barschaftsschutz wird damit ignoriert.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Auch auf die nicht gegebenen relevanten Wechselwirkungen geht der Umweltbericht ein, 
dies unter Nr. 2.1.2.9. Die Betroffenheit bzw. Nichtbetroffenheit der Umweltbelange ist, 
wie unter Nr. N 01 ff. dargelegt ist, in der Umweltprüfung vollständig und fachlich zutref-
fend geprüft worden.  
 
Entscheidungsvorschlag: Ist bereits berücksichtigt. 
 
 

N 14: Erhalt aller Bäume 

Ich fordere den Erhalt der Bäume. Es werden sonst wichtige Brutplätze in den Bäumen 
zerstört. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Der Baumbestand wurde in der Vorbereitung der Planung durch einen unabhängigen 
Fachgutachter erfasst und bewertet. Dabei musste festgestellt werden, dass ein Teil des 
Bestandes durch Überalterung und Erkrankungen keine lange Lebensdauer mehr haben 
wird. Teilweise musste auch bereits eine mangelnde Standsicherheit und Verkehrssi-
cherheit festgestellt werden, sodass eine Beseitigung einzelner Bäume schon zur Ver-
kehrssicherung zwingend geboten war. Um zu einer nachhaltigen und zukunftsfähigen 
Grünstruktur im Baugebiet zu gelangen, wurden daher differenzierte Festsetzungen ge-
troffen. Die gesunden, kräftigen Bäume werden zum Erhalt festgesetzt. Für den nicht 
erhaltbaren Baumbestand sind Ersatzpflanzungen festgesetzt. 
 
Eine Beeinträchtigung des Brutvogelbestandes ist nicht zu befürchten. Die Bäume dür-
fen nur außerhalb der Brutzeiten gefällt werden. Aufgrund der Nähe der Dölauer Heide 
stehen Ersatzbrutplätze ohnehin auch in großem Umfang zur Verfügung. 
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Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

N 15: Teich, Artenschutz 

Pflanzen und Tierbestand haben sich im letzten Jahr, seit dem Abriss des Heideschlöss-
chens entsprechend entwickelt. Der entstandene Teich entspricht einem Kleinod, wel-
ches es zu erhalten gilt. Der Artenschutz wird verletzt. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Aufgrund der Abbruchmaßnahmen sind im Bereich der abgebrochenen Gebäude flache 
Mulden entstanden, die temporär mit Wasser gefüllt sind. Sie entsprechen als Biotop 
den bereits zuvor auf dem Gelände vorhandenen temporären Wasseransammlungen, 
die zum Beispiel auf den früheren Parkplätzen vorhanden waren. In der Artenschutzprü-
fung wurden hier keine streng geschützten Tier- und Pflanzenarten festgestellt. Es ist 
aufgrund dieser Befunde auszuschließen, dass  bei einer Beseitigung der Mulden Arten-
schutzbestimmungen verletzt werden. 
  
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

N 16: Fledermäuse,  Artenschutz 

Monate nach dem Abriss des Heideschlösschens Ausweichquartiere zu installieren ist 
eine Farce. Der Artenschutz wird verletzt. 
Sind die Kästen nach den Sturmschäden noch vorhanden? 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Abbruchmaßnahmen wurden unabhängig von dem Planverfahren zur Aufstellung 
des Bebauungsplanes Nr. 162 ordnungsgemäß beantragt und genehmigt. Sie wären 
auch dann zu genehmigen gewesen, wenn der Bebauungsplan nicht aufgestellt würde, 
denn die Gebäude standen nicht unter Denkmalschutz. Vor den Abbruchmaßnahmen 
war eine Artenschutzprüfung durchzuführen. Wesentliches Ergebnis der Prüfung war, 
dass durch den Abbruch keine artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände verletzt sind, 
wenn er unter fachlicher Begleitung und unter Auflagen erfolgt. Diese Bedingungen wur-
den erfüllt.  
 
Gemäß den vorliegenden  Prüfergebnissen der Unteren Naturschutzbehörde waren die 
Fledermauskästen in der Dölauer Heide im Januar 2016 vorhanden und unbeschädigt. 
 
Entscheidungsvorschlag: Ist nicht Gegenstand dieses Planverfahrens. 
 
 

N 17: Landschaftsbildbewertung im Umweltbericht 

Der Umweltbericht kommt in der Tabelle auf Seite 12 zu der Aussage, dass eine erhebli-
che nachteilige Auswirkung auf das Landschaftsbild vorliegt. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
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Die Angabe der Tabelle steht im Widerspruch zu dem argumentativen Werturteil des 
Umweltberichts, das für die Beurteilung maßgeblich ist. Es handelt sich um einen redak-
tionellen Fehler in der Tabelle, der in der finalen Fassung des Umweltberichts korrigiert 
wird.  
 
Entscheidungsvorschlag: Wird berücksichtigt. 
 
 

N 18: Waldpflege als Ausgleichsmaßnahme 

Weiterhin möchte ich Sie bitten, prüfen zu lassen, ob eine Ersatzpflanzung an der B80 
stattfinden soll. Wir haben gegenwärtig einen sehr geschundenen Stadtwald, der es ver-
dient hat, dass die Wege für die Bürger wieder begehbar sind. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Da Waldpflege, auch bei Unwetterschäden von erheblichem Umfang, Teil der kontinuier-
lichen Bewirtschaftung eines Waldes ist, können Ausgleichsmaßnahmen innerhalb be-
stehender Waldflächen nicht zugeordnet werden. 
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

N 19: Benennung externe Ausgleichsmaßnahmen 

Wann und wo werden die Standorte externer Ausgleichsmaßnahmen exakt benannt? 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Maßnahmen sind im Planentwurf des Bebauungsplanes Nr. 162, Teil B, Nr. 9 als 
Hinweis „Externe Maßnahmen zum Ausgleich“ exakt benannt.  
 
Entscheidungsvorschlag: Ist bereits berücksichtigt. 
 
 

N 20: Lärmbelastung durch Flugverkehr 

Anscheinend vergisst die Stadtverwaltung auch die Lärmbelastung durch den Flugver-
kehr, wie die Hubschrauber für das KH Dölau und den Linienverkehr für den Flughafen 
Leipzig, der keinem Gutachten vorkommt, warum? 

 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Der Lärm, der durch den Hubschrauberlandeplatz des KH Dölau verursacht wird, wurde 
in der Luftfahrtrechtlichen Genehmigung zum Hubschrauberlandeplatz abschließend 
behandelt.  
Der Lärm, der durch den Flughafen Leipzig verursacht wird, wurde im Planfestungsver-
fahren zum Flughafen abschließend behandelt. 
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
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N 21: Renaturierung des Hechtgrabens 

Bezüglich des Hechtgrabens sowie der angrenzenden Restaue hat der AHA immer wie-
der gefordert dem ca. 5 km langem Fließgewässer mehr Raum zurückzugeben, um so-
mit Überflutungsflächen und Entwicklungsraum für eine naturnahere Entwicklung von 
Fauna und Flora zu ermöglichen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Für eine Renaturierung des Hechtgrabens ist im Plangebiet kein Raum. Das Plangebiet 
war angrenzend an den Hechtgraben seit Anfang des 20.Jahrhunderts bebaut und ist 
Bauland. Auch in der Umgebung des Plangebietes grenzen bebaute bzw. als Kleingär-
ten genutzte Grundstücke unmittelbar an den Hechtgraben. Es besteht somit aufgrund 
der Grundstücksverhältnisse keine hinreichende Flächenverfügbarkeit für eine Renatu-
rierung. Die Planung beachtet den Gewässerrandstreifen des Hechtgrabens und erhält 
den Baumbestand. Dieser wird zudem durch Pflanzfestsetzungen ergänzt und verbes-
sert. Damit leistet die Planung einen Beitrag zu einer naturnahen Gestaltung des Ge-
wässerrandes. Siehe auch Ew 08. 
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

O: Ortsbild 

O 01: Die Planung nimmt keinen Bezug auf das vorhandene Ortsbild 

Das Vorhaben orientiert sich nicht am vorhandenen Ortsbild. Insbesondere die Flachdä-
cher werden als unpassend empfunden.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Das vorhandene Ortsbild ist vorwiegend durch ein- bis zweigeschossige Ein- und Mehr-
familienhäuser mit ausgebauten Satteldächern, Krüppelwalmdächern und Walmdächern 
aus unterschiedlichen Bauepochen ab ca. 1900 geprägt. Es sind auch Gebäude aus 
neuerer Zeit mit Flachdächern vorhanden. Der Bebauungsplan lässt mittels Höhenfest-
setzungen eine Bebauung mit zwei bis drei Geschossen zu, wobei das dritte Geschoss 
in der Fläche gegenüber dem zweiten Geschoss zurückgenommen ist. Der Bebauungs-
plan enthält keine Festsetzungen zur Dachform. Solche Festsetzungen wären rechts-
grundsätzlich nur als örtliche Bauvorschriften gemäß §  85 BauO LSA in Verbindung mit 
§ 9 Abs. 4 BauGB möglich. Eine eigenständige planungsrechtliche Grundlage nach dem 
BauGB gibt es hierfür nicht. Der Erlass örtlicher Bauvorschriften ist gemäß § 85 BauO 
LSA an enge Voraussetzungen geknüpft. Im Wortlaut: „Die Gemeinden können örtliche 
Bauvorschriften erlassen, wenn dies für die Weiterentwicklung einer schon vorhandenen 
und besonders gestalteten Ortslage erforderlich ist und die Gemeinde diese Vorgaben 
bei der Gestaltung im öffentlichen Verkehrsraum berücksichtigt.“ Die vorgenannten Vo-
raussetzungen müssen insgesamt vorliegen. Zwar dient der Bebauungsplan der Weiter-
entwicklung einer schon vorhandenen Ortslage, diese ist jedoch nicht besonders gestal-
tet. Die „besondere“ Gestaltung würde eine spezielle Ensemblecharakteristik erfordern, 
wie sie zum Beispiel bei einer in sich geschlossenen Gartenstadtsiedlung vorhanden 
wäre. Eine solche Charakteristik weist der Bestand, der gestalterisch heterogen ist, nicht 
auf. Zudem fehlt auch eine besondere Gestaltung im öffentlichen Verkehrsraum. Der 
Bebauungsplan berücksichtigt somit im Rahmen der Rechtsgrundlagen das vorhandene 
Ortsbild, indem er die städtebauliche Maßstäblichkeit und Gebäudetypologie entspre-
chend steuert. Dass vorhabenseitig eine zeitgemäße Architektur mit Flachdächern vor-
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gesehen ist, steht hiermit im Einklang. Zudem sind in der Umgebung auch Gebäude mit 
Flachdächern vorhanden.   
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

R: Rechts- und Verfahrensfragen 

R 01: Ankündigung im Amtsblatt, Veranstaltung während der Arbeitszeit 

Das Verfahren ist unzulässig, da eine Information der direkt und indirekt betroffenen 
Bürger über das Amtsblatt nicht erfolgt ist. Die Bürgerversammlung im Rahmen der 
vorläufigen Bürgerbeteiligung war unzureichend. Mehr als 100 Bürger konnten an 
Versammlung nicht teilhaben, da der Versammlungsraum zu klein war und geeigne-
te Übertragungstechnik nicht vorhanden war. Bürger konnten Ihr Anliegen nicht vor-
tragen. Im Rahmen der Versammlung wurden Konflikte, welche die Verwaltung bei 
Erstellung des Bebauungsplanes gesehen hat nicht erwähnt. Eine Konfliktdiskussion 
fand nicht statt. Der Sinn der Bürgerversammlung wurde so umgangen. Hier fanden 
eine ernsthafte Auseinandersetzung mit den Anliegen der Bürger, Beteiligten und 
Betroffenen nicht statt, das Verfahren ist somit hinfällig. Meine Rechte wurden ver-
letzt. Ich konnte aufgrund der Vielzahl Kritikpunkte meine Kritik nicht äußern, Diskus-
sion im Rahmen der Bürgerversammlung fand nicht statt. An der Verwaltung sind 
anscheinend alle Kritikpunkte abgeprallt, ich wurde nicht (ernst) genommen. Hier 
sind meine Rechte verletzt worden.  
Die Ankündigung im Amtsblatt für die Bürgerversammlung ist kurzfristig. 
Wie soll ich als Berufstätiger um 17:00 während meiner Arbeitszeit zur Veranstaltung 
kommen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Eine Pflicht für Bürgerversammlungen gibt es nicht. Zusätzlich zur formalen Beteiligung 
nach § 3 BauGB können Bürgerversammlungen oder ähnliche Veranstaltungen abhän-
gig von Planinhalt und Betroffenenkreis durchgeführt werden. 
Die Bekanntmachung über die frühzeitige Beteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB vom 
09.10.2013 bis zum 11.11.2013 fand am 02.10.2013 im  Amtsblatt statt. Das Amtsblatt 
ist in der Hauptsatzung als Stelle für die ortsüblichen Bekanntmachungen der Stadt Halle 
festgelegt. 
Über die Bürgerversammlung am 28.10.2013 während der frühzeitigen Beteiligung wur-
de im Amtsblatt vom 02.10.2013 mit der Bekanntmachung über die frühzeitige Beteili-
gung und im Amtsblatt vom 16.10.2013 informiert. Als Ort für die Bürgerversammlung 
wurde der größte zur Verfügung stehende Raum in Dölau gewählt, welcher bis dahin für 
in Dölau stattfindende Bürgerversammlungen immer ausreichend war. In der Bürgerver-
sammlung wurden alle wesentlichen Themenkomplexe, wie sie auch in den zahlreichen 
Stellungnahmen angeführt wurden, angesprochen und diskutiert. Eine Bürgerversamm-
lung kann allein durch ihren begrenzten Rahmen aber immer nur eine Ergänzung zur 
formalen Beteiligung sein. Die während der frühzeitigen Beteiligung eingegangenen Stel-
lungnahmen wurden geprüft und sind soweit möglich in die Planung aufgenommen wur-
den. Der Entwurf des Bebauungsplans wurde zum Vorentwurf komplett überarbeitet und 
der Umfang der durch die Planung mögliche Bebauung deutlich reduziert. 
 
In § 3 Abs. 2 BauGB ist die Dauer der öffentlichen Auslegung mit einem Monat be-
stimmt. Ort und Dauer der Auslegung sind mindestens eine Woche vorher ortsüblich 
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bekannt zu machen. Die Bekanntmachung erfolgte am 30.06.2015, die öffentliche Aus-
legung fand vom 10.08.2015 bis 16.09.2015 statt. Die vorgenannten gesetzlichen Anfor-
derungen sind somit erfüllt. Zudem war die Auslegungsfrist 6 Tage länger als vorge-
schrieben und die Auslegung fand aufgrund der längeren Frist überwiegend außerhalb 
der Sommerferien statt.  
Eine Pflicht zur Durchführung einer Veranstaltung während der öffentlichen Auslegung 
besteht nicht. Sofern eine Veranstaltung, wie hier geschehen, freiwillig durchgeführt wird, 
erscheint eine Bekanntmachungsfrist von 6 Kalendertagen als genügend.  Dass die Be-
kanntmachung ausreichend Wirkung gezeigt hat, zeigt im Übrigen die Zahl von ca. 80 
Teilnehmenden. Die Veranstaltung war lediglich ein zusätzliches Informationsangebot 
der Stadt Halle zur öffentlichen Auslegung. 
 
Aufgrund der oben dargelegten Rechtslage ist es für die Rechtmäßigkeit des Verfahrens 
auch unerheblich, zu welchen Uhrzeiten die nicht pflichtgemäß erforderliche zweite An-
hörung stattgefunden hat.  
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

R 02: Bedenken werden nicht ernst genommen, Abwägungsgebot 

Ich muss feststellen, dass die bisherigen Hinweise im Rahmen der vorläufigen Bür-
gerbeteiligung nicht ernst genommen wurden. Auf meine Hinweise  ist nicht reagiert 
worden. Die Vernunft wird so ignoriert und produziert massiven Zorn der Bürger. In 
allen Gremien und in der Verwaltung der Stadt habe nicht nur ich auf die umfangrei-
chen Risiken des Vorhabens hingewiesen.  
Die Stadtverwaltung und der Investor gehen nicht auf die Belange der Bürger von 
Dölau ein, Konflikte werden nicht hinreichend kommuniziert. 
Ganz Dölau ist gegen diese Planung. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Im Bebauungsplanverfahren sind die von der Bauleitplanung berührten Belange gemäß 
§ 1 Abs. 7 BauGB gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen. Dieser Ver-
pflichtung kommt die Stadt Halle vollumfänglich nach. Es kann nicht die Rede davon 
sein, dass Bedenken von vorne herein nicht ernst genommen würden.  
 
In die Abwägung ist dasjenige als Belang einzustellen, was einen konkreten bodenrecht-
lichen Bezug hat. Meinungsäußerungen, die sich nur in ganz allgemeiner Art, sei es zu-
stimmend oder ablehnend, zu der Planung äußern, verweisen häufig nicht inhaltlich hin-
reichend präzise auf tatsächliche Belange und sind dann in der Abwägung nicht einord-
bar und schlechthin nicht inhaltlich bewertbar.   
 
Das Abwägungsgebot bedeutet nicht, dass jeder Belang berücksichtigt werden kann, 
besonders häufig vorgetragenen Äußerungen in der Abwägungsentscheidung der Vor-
rang zu geben sei, oder dass die Belange von bereits ortsansässigen Grundstücksnach-
barn stets den Vorrang vor denen eines Bauwilligen haben müssten. So gehört bei-
spielsweise einerseits die Betroffenheit von Grundstücken, die außerhalb des Plangel-
tungsbereiches liegen durch den Verkehrslärm von öffentlichen Straßen zu den abwä-
gungserheblichen Belangen (BVerwG, NVwZ 1990, 256), vgl. hierzu auch Nr. B 06. An-
dererseits besteht kein Rechtsanspruch des Nachbarn, der ein Einfamilienhaus errichtet 
hat, auf eine Bebauung des benachbarten Grundstücks mit Einfamilien- statt mit Mehr-
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familienhäusern (Hess. VGH, Urteil vom 07.04.2014, 3 C 914/ 13.N; OVG NRW, Beschl. 
v. 13.11.2015, 7 B 1093/15, OVG NRW, B vom 18.09.2014, 7 B 1037/14, Beschlüsse 
vom 1. Juni 2007, 7 A 3852/06 -, BRS 71 Nr. 127,  vom 9. Februar 2009 - 10 B 1713/08 -
, BRS 74 Nr. 181 und vom 14. Februar 2013 - 7 B 99/13). Auch ist der Verkehrswert ei-
nes Grundstücks grundsätzlich kein schützenwerter Belang, der bei der Abwägung zu 
berücksichtigen wäre. Unmittelbare Auswirkungen eines Bebauungsplans auf den Ver-
kehrswert mögen zwar zum Abwägungsmaterial gehören, soweit sie das überplante 
Grundstück selbst betreffen. Etwas anderes gilt jedoch für nur mittelbare Auswirkungen 
auf den Verkehrswert, vor allem, wenn sie bei Grundstücken außerhalb des Geltungsbe-
reichs des Bebauungsplans auftreten (BVerwG, Urteil vom 9.2.1995 - Az. 4 NB 17/94; 
Hess. VGH, a.a.O.).   
 
Im Übrigen trifft es nicht zu, dass es während des Verfahrens keine Änderungen auf-
grund vorgebrachter Anregungen gegeben habe. Vielmehr ist die gesamte geplante Be-
bauung aufgrund der in der frühzeitigen Beteiligung eingegangenen Stellungnahmen ein 
volles Geschoss niedriger geplant als ursprünglich vorgesehen. Zur weiteren Überprü-
fung der Planungsgrundlagen wurde das schalltechnische Gutachten ergänzt und es 
wurden nachbarschützende Festsetzungen zum Schallschutz getroffen.  Das gesamte 
Abwägungsmaterial zur Hydrogeologie wurde ergänzt. 
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

R 03: Recht auf Mitbestimmung 

Ich hoffe, dass ich als Anwohnerin ein Recht auf Mitbestimmung bekomme. 
Bürger werden nur widerwillig mit einbezogen 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Das Baugesetzbuch sieht kein generelles Mitbestimmungsrecht der Nachbarschaft über 
die Bebauung der angrenzend gelegenen Grundstücke vor. Vielmehr ist es schon allein 
aufgrund der Eigentumsgarantie aus Artikel 14 GG vorrangig dem Grundstückseigentü-
mer überlassen, ob und wie er sein Grundstück zu bebauen wünscht (BVerfGE 35, 263). 
Diese Baufreiheit findet ihre Schranken im Planungs- und Baurecht, wozu auch der 
Schutz berechtigter nachbarlicher Belange gehört. Die Abwägung über widerstreitende 
private Belange darf nicht durch Plebiszit erfolgen, sondern muss innerhalb der gelten-
den Gesetze durch den Stadtrat vorgenommen werden. Ein Bebauungsplan überschrei-
tet dabei aber die der Inhalts- und Schrankenbestimmung des Eigentums gezogenen 
Grenzen, wenn er die situationsbestimmte, von der Natur der Sache her gegebene tat-
sächliche und rechtliche Möglichkeit der Bebauung eines Grundstücks (vgl. hierzu im 
konkreten Fall insbesondere Nr. E 05) untersagt oder in einer ins Gewicht fallenden 
Weise einschränkt (BGHZ, 30, 338). 
 
Ergänzend zu den durch das Baugesetzbuch vorgeschriebenen Beteiligungen der Öf-
fentlichkeit in einem Bauleitplanverfahren wurden zum Bebauungsplan Nr. 162 zwei 
Bürgerversammlungen als zusätzliche Information durchgeführt. 
 
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
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R 04: Baugenehmigungen 

Die vorgestellte Bebauung ist nach wie vor für die Ortslage Dölau untypisch. Die Be-
gründungen der bauplanungsrechtlichen Belange sind formal zwar in Ordnung. Was 
jedoch nicht in Ordnung ist, ist die Tatsache, dass die angrenzende Bebauung der soge-
nannten „Kuhnhäuser" als Begründung zur Höhe herangezogen wird. Hier wurden im 
Rahmen der Erteilung der Baugenehmigung - vorsichtig formuliert Fehler gemacht. Ent-
sprechend des damals zu Grunde gelegten Flächennutzungsplans wären die Gebäude 
in Bezug auf Höhe und Verdichtung nicht genehmigungsfähig gewesen. Diese Tatsache 
ist auch den Verantwortlichen in der Verwaltung der Stadt Halle bekannt. Wenn ausge-
rechnet diese fehlerhaft genehmigten Projekte als Basis und Begründung für noch grö-
ßere Fehlentscheidungen der vorhandenen Ortsstruktur benutzt werden, dann ist das 
nicht nachvollziehbar und möglicherweise gerichtsfähig. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Auf die Frage möglicher Fehler bei der Ermessenentscheidung über die Genehmigung 
bestehender Gebäude in der Umgebung gemäß § 34 BauGB kommt es für die Recht-
mäßigkeit der planerischen Entscheidung über den Bebauungsplan nicht an. An der Be-
standskraft der mit der Stellungnahme angesprochenen Genehmigungen kann jedoch 
kein Zweifel bestehen, denn jegliche Einspruchs- und Klagefristen um gegen diese Ge-
nehmigungen vorzugehen sind abgelaufen.  
Da ein Bebauungsplan aufgestellt wird, muss die Eigenart der näheren Umgebung durch 
die Planung nicht zwingend berücksichtigt werden. Soweit der Maßstab der geplanten 
Bebauung sich dennoch an der näheren Umgebung orientiert, ist dies eine planerische 
Ziel- und Programmentscheidung im Aufstellungsverfahren. Zudem sind für die nähere 
Umgebung des Plangebietes alle diejenigen Bauten prägend, die vorhanden und be-
standskräftig genehmigt sind. Für die Beurteilung des Einfügens im Sinne des § 34 
BauGB waren seinerzeit u. A. die Häuser in der Otto-Kanning-Straße heranzuziehen, die 
vergleichbare Maßstäbe erreichen.  
 

 
 
Entscheidungsvorschlag: Ist nicht Gegenstand dieses Planverfahrens. 
 
 

R 05: Aufstellung eines Gesamtbebauungsplanes für Dölau 

Vor Aufstellung eines Bebauungsplanes für den Ortsteil Dölau sollten nicht mit Teilbe-
bauungsplänen gravierende Ortsveränderung geschaffen werden. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Gemäß § 1 Abs. 3 BauGB haben die Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen, sobald und 
soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Daraus ergibt 
sich für die gemeindliche Entscheidungsbefugnis über die Aufstellung von Bauleitplänen 
eine gesetzliche Vorgabe in zweierlei Richtung. Die Aufstellung von Bauleitplänen ist 
einerseits verboten, wenn sie nicht im Sinne des Abs.3 erforderlich ist; sie ist anderer-
seits geboten, wenn sie erforderlich ist (Battis in Battis/ Krautzberger/ Löhr: BauGB, 
Kommentar 12. Aufl., § 1, 25). Hieraus resultiert für die Planungspraxis in aller Regel, 
dass der Flächennutzungsplan flächendeckend für das Stadt- oder Gemeindegebiet auf-
gestellt wird, Bebauungspläne hingegen nur dort, wo konkrete Planerfordernisse beste-
hen. Dies schließt die Aufstellung eines Bebauungsplanes für den gesamten Stadtteil 
Dölau schlechterdings aus, denn große Teile der bebauten Ortslage bedürfen keiner 
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Überplanung, da überhaupt keine städtebaulichen Veränderungen notwendig oder be-
absichtigt sind oder städtebauliche Missstände einen Regelungsbedarf hervorrufen wür-
den. 
 

Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

R 06: Flächennutzungsplan 

Der Bebauungsplan 162 soll auf Begehren des Eigentümers des Grundstücks Heideweg 
2, der städtischen GWG erstellt werden, um eine Bebauung abweichend vom bestehen-
den Flächennutzungsplan (FNP) und anderen gültigen Rechtsvorschriften zu ermögli-
chen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Der Flächennutzungsplan (FNP) der Stadt Halle stellt für das Plangebiet eine Wohnbau-
fläche dar. Für die ehemalige öffentliche Nutzung durch das Landesamt für Hochwas-
serschutz und Wasserwirtschaft ist das Symbol „Verwaltung“ innerhalb der Wohnbauflä-
che dargestellt. Da diese Nutzung aufgegeben wurde und das Grundstück nicht mehr im 
öffentlichen Eigentum ist, hat dieses Symbol seine beabsichtigte Wirkung verloren. Der 
Flächennutzungsplan ist diesbezüglich im Wege der Berichtigung durch Löschung des 
Symbols anzupassen. Die vorgesehene Festsetzung eines Wohngebietes ist aus dem 
FNP entwickelt. 
 
Soweit die Äußerungen sich möglicherweise auf den Erläuterungsbericht zum FNP von 
1998 beziehen, in dem grundsätzlich von dem Ziel des Erhalts einer dörflichen Struktur 
in Dölau die Rede ist, wird auf Nr. E 04 und O 01 verwiesen. 
 
Auch unabhängig vom Begehren eines Bauwilligen ist aus städtebaulicher Sicht ein Be-
bauungsplan aufzustellen, da dieser für die Entwicklung und Ordnung im vorbezeichne-
ten Geltungsbereich erforderlich ist. Auf Grund dessen besteht nach §1 Abs. 3 Satz 2 
auch kein Anspruch auf die Aufstellung von Bauleitplänen und städtebaulichen Satzun-
gen. 
 
Die Planung hält sich im Übrigen an geltendes Recht, s. unter Anderem Nr. A 07, E 05, 
M 01, M 02, N 11, S 01. Die Aussage, es werde gegen „andere gültige Rechtsvorschrif-
ten“ verstoßen ist unspezifisch und deshalb in der Abwägung nicht konkret bewertbar. 
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

R 07: LEP LSA 2010 

Die geplante Bebauung verstößt gegen die übergeordnete Landes- und Regionalpla-
nung. LEP LSA 2010 in der Fassung vom 12.03.2011 Die Planung ist NICHT nachhaltig! 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Der Landesentwicklungsplan 2010 des Landes Sachsen-Anhalt (LEP LSA 2010) in der 
Fassung vom 12.03.2011 enthält die für den Bebauungsplan maßgeblichen Ziele der 
Landesplanung. Im LEP LSA 2010 wird unter Punkt 2.1 die Stadt Halle (Saale) als Ober-
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zentrum benannt (Z 36). Unter Punkt 2.1 (G 15) wird als Grundsatz bezüglich der Bedeu-
tung des Oberzentrums folgendes ausgeführt: „Durch die zentralörtliche Gliederung sol-
len die Voraussetzungen für einen gezielten Einsatz öffentlicher Mittel geschaffen wer-
den, um leistungsstarke Versorgungskerne für die Bevölkerung zu entwickeln und zu 
sichern. Öffentliche Mittel sollen schwerpunktmäßig in den zentralen Orten eingesetzt 
werden, insbesondere (…) zur Wiedernutzung von Flächen, insbesondere der in den 
Innenstädten brachliegenden Industrie-, Konversions- oder Eisenbahnflächen, zur Er-
richtung von Wohn- und Arbeitsstätten, von Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen 
unter Berücksichtigung ihrer funktional sinnvollen Zuordnung (Nutzungsmischung) sowie 
umweltschonende, barrierefreie, kosten- und flächensparende Bauweisen (…).“  
 
Die Ziele der Landesplanung werden durch den Regionalen Entwicklungsplan für die 
Planungsregion Halle (REP Halle) in der Fassung vom 23.12.2010 konkretisiert. Punkt 
5.2.13 des REP Halle definiert Halle als Oberzentrum. Punkt 5.2.14 führt aus, dass ei-
nem Suburbanisierungsprozess zugunsten des Umlandes von Halle entgegenzusteuern 
ist. Nach Punkt 5.1.2.8 ist eine weitere Zersiedlung der Landschaft zu verhindern. Die 
genannten Punkte stellen regionalplanerische Ziele der Raumordnung dar und sind da-
mit zwingend zu berücksichtigen. Punkt 4.26 schreibt den Grundsatz der Innenentwick-
lung bei der weiteren Siedlungsentwicklung fest. 
 
Der Bebauungsplan sieht die Nachnutzung einer ehemals baulich genutzten Brachfläche 
für den Wohnungsbau vor. Die Planung entspricht somit den o.g. Grundsätzen der Lan-
des- und Regionalplanung. 
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

R 08: Unvollständige oder falsche Unterlagen 

Die veröffentlichten Unterlagen sind unvollständig und lassen einen Abgleich mit ande-
ren Behörden/ Untersuchungen nicht zu, z. B. Bohrungen auf dem Grundstück). 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Gemäß § 3 Abs. 2 BauGB eines Bebauungsplans sind öffentlich auszulegen: 

- Der Entwurf des Bebauungsplans 
- Der Entwurf der Begründung mit dem Umweltbericht 
- Die nach Einschätzung der Gemeinde wesentlichen umweltbezogenen Informati-

onen. 
 

Letzteres bezieht sich aber nicht auf jegliche, auch aus anderem Anlass als dem Bebau-
ungsplanverfahren erstellte Unterlagen, sondern auf dasjenige, was im sachlichen Zu-
sammenhang mit dem Bebauungsplan steht und als Abwägungsmaterial herangezogen 
werden soll. Zudem muss es sich um umweltbezogene Informationen handeln. Das heißt 
zum Beispiel anderweitiger Schriftwechsel, Aktenmaterial und auch Gutachten, die keine 
Umweltbelange behandeln, müssen nicht öffentlich ausliegen (OVG NRW, Beschl. v. 
14.07.2014, Az.: 2 B 581/14.NE).  
Die Stadt Halle hat in der amtlichen Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung des 
Bebauungsplanes Nr. 162 im Amtsblatt Nr. 13/2015 am 30.06.2015 unter Beifügung ei-
nes Lageplanes des Plangebiets folgendes bekanntgemacht: 
 
„Bebauungsplan Nr. 162 „Dölau, Wohngebiet am Heideweg“ 
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Auslegungsbeschluss 
 
Der Stadtrat der Stadt Halle (Saale) hat in seiner öffentlichen Sitzung am 24.06.2015 
den Entwurf des Bebauungsplans Nr. 162 „Dölau, Wohngebiet am Heideweg“ in der 
Fassung vom 16.03.2015 bestätigt und gemäß § 3 Absatz 2 Baugesetzbuch (BauGB) 
zur öffentlichen Auslegung bestimmt (Beschluss-Nr. VI/2014/00265). (…) 
Umweltbezogene Informationen sind zu den Schutzgütern Mensch, Tiere, Pflanzen, 
biologische Vielfalt, Boden, Wasser, Luft, Klima, Landschaft, Kulturgüter 
und sonstige Sachgüter verfügbar.  
 
Folgende umweltbezogene Informationen sind vorhanden und werden im Rahmen 
der Offenlage ausgelegt: 
 
Umweltbericht nach Anlage 1 zu § 2 Abs. 4 und § 2 a Satz Nr. 2 BauGB als 
Teil II der Begründung mit Informationen und Untersuchungen zu den einzelnen 
Schutzgütern Mensch, Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt, Boden, Wasser, 
Luft, Klima, Landschaft, Kulturgüter und sonstige Sachgüter sowie deren 
Wechselwirkung zueinander; 
 
6 Fachgutachten: 
• Schallgutachten vom 13.03.2015 –Schutzgut: Mensch; 
• Artenschutzfachrechtliche Bewertung  vom 12.09.2013 – Schutzgut: Tiere; 
• Protokoll zur Ausbringung künstlicher Quartiermöglichkeiten für Fledermäuse 
in der Dölauer Heide vom 08.04.2014 – Schutzgut: Tiere; 
• Plan der externen Ersatzmaßnahme vom 15.10.2014 – Schutzgüter: Tiere, Pflanzen, 
biologische Vielfalt, Landschaft;  
• Gutachten über die Baugrund- und Gründungsverhältnisse vom 12.02.2013 
– Schutzgüter: Boden, Wasser;  
• Hydrologische Einschätzung vom 27.02.2015 – Schutzgüter: Boden, Wasser; 
 
5 Stellungnahmen von Behörden und Trägern öffentlicher Belange: 
• Scoping-Protokoll vom 20.02.2013 – Schutzgüter: Mensch, Tiere, Pflanzen, biologische 
Vielfalt, Boden, Wasser, Luft, Klima, Landschaft; 
• Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie Sachsen-Anhalt vom 17.10.2013 – 
Schutzgüter: Kulturgüter und sonstige Sachgüter; 
• Fachbereich Umwelt (die Unteren Behörden) vom 07.11.2013 – Schutzgüter: Mensch, 
Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt, Boden, Wasser; 
• Landesverwaltungsamt vom 07.11.2013 – Schutzgüter: Mensch, Tiere, Pflanzen, Bo-
den, Wasser, Landschaft;  
• Landesamt für Geologie und Bergwesen vom 14.11.2013 – Schutzgüter; Boden, Was-
ser.“ 
 
Sie hat die Unterlagen, die in der Bekanntmachung erwähnt werden, wie bekanntge-
macht öffentlich ausgelegt. Sie hat somit alle umweltrelevanten Unterlagen vollständig 
öffentlich ausgelegt, die als Abwägungsmaterial vorlagen und somit auszulegen waren. 
Wenn die für eine Abwägung notwendigen Informationen beinhaltet sind, ist es dabei 
unerheblich, wann die umweltrelevanten Unterlagen erstellt worden. 
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Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

R 09: Schriftliche Beantwortung der Stellungnahmen 

Die eingereichten Stellungnahmen sind schriftlich zu beantworten.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Stadt Halle wird den Absendern von Stellungnahmen das Ergebnis der Abwägung 
gemäß § 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB nach der Beschlussfassung durch den Stadtrat mittei-
len. Die Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wer-
den keiner Einzelabwägung unterzogen. Es ist jedoch an alle Einwender ein Anschrei-
ben verschickt worden, in dem über das weitere Verfahren und den Umgang mit den 
Stellungnahmen unterrichtet wurde. Eine Pflicht zur Einzelabwägung der Stellungnah-
men aus der frühzeitigen Beteiligung besteht nicht. 
 
Entscheidungsvorschlag: Wird berücksichtigt. 
 
 

R 10: Grundbucheintrag 

Ich fordere eine Bebauung wie sie die Grundbücher der Anlieger ausweisen. Auszug aus 
dem Grundbuch/ zweite Abteilung; Lasten und Beschränkungen von „gewerbliche Bau-
ten und Anlagen dürfen auf dem Grundstück nicht errichtet werden. Vielmehr muss der 
Charakter einer Villenkolonie gewahrt bleiben“. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Im Grundbuch von Dölau befinden sich für das Grundstück Heideweg 2 keinerlei Eintra-
gungen zu Lasten und Beschränkungen. Zur Zeit der Eintragung 1922 stand das ehema-
lige Heideschlösschen auch bereits. 
Lasten im Grundbuch gehören in den Bereich des Privatrechts. Die Hartsteinfabrik, 
mutmaßlich deren Eigentümer, hat sich im Jahr 1922 für einen Bereich Dölaus das 
Recht erkauft, dass die zukünftige Bebauung den Charakter der Villenkolonie wahren 
muss und keine Kleinhaussiedlungen errichtet werden dürfen. Eine Kleinhaussiedlung 
der frühen 1920er Jahre, kurz nach dem Ersten Weltkrieg, zeichnete sich im Gegensatz 
zu den Villen in Dölau durch Gärten zur Sicherung des Lebensunterhalts aus, was auch 
die Tierhaltung mit einschloss. Dies wurde damals aus Sicht der Villenbewohner vermut-
lich durchaus als störend empfunden. 
Ohne die Frage beantworten zu können, inwieweit heute noch Begünstigte des Eintrags 
vorhanden sind, wahrt die geplante Bebauung auf dem Grundstück des ehemaligen Hei-
deschlösschens auch die damaligen Zielsetzungen. In Größe und Kubatur soll die über-
arbeitete Bebauung sich an der gewachsenen Villenbebauung der Umgebung orientie-
ren. Eine Kleinhaussiedlung der 1920er Jahre, mit oft durchgehender Blockrandbebau-
ung und sehr langen Gartengrundstücken wäre für den Bereich an der Heide in Dölau 
nicht ortstypisch. 
 
Entscheidungsvorschlag: Ist nicht Gegenstand dieses Planverfahrens. 
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R 11: Bauland außerhalb des Plangebiets 

Es hätten viele Grundstücke, wo man nichts tut bzw. unterlässt nicht als Bauland aus-
gewiesen werden dürfen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Bestehendes Baurecht außerhalb des Plangebiets ist nicht Gegenstand dieses Planver-
fahrens und kann durch das Verfahren nicht beschränkt werden.  
 
Entscheidungsvorschlag: Ist nicht Gegenstand dieses Planverfahrens. 

R 12: Frühere Planungen  

Wie kommt es, dass man dem Investor Walter die Heideland-Bebauung (Heideweg/ Ot-
to-Kanning-Straße) verboten hat? Dem Investor Kuhn-Haus eine 3-4-geschossige Be-
bauung nicht genehmigt hat? Messen die Herren ihrer Genehmigungsbehörde mit unter-
schiedlichem Maßstab. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Vorhergehende Entscheidungen in anderer Sache sind für das Planverfahren grundsätz-
lich ohne unmittelbare Bindungswirkung. Im Übrigen sind die zitierten Planungen nicht 
vergleichbar. Die sogenannte Heideland-Bebauung hätte anders als das Planverfahren 
zuvor unbebaute Flächen betroffen. Die sogenannten Kuhn-Häuser wurden nach § 34 
BauGB genehmigt, eine 3-4-geschossige Bebauung hätte hierbei dem Rahmen des Ein-
fügens nicht entsprochen. Zudem zeigt gerade das Aufstellungsverfahren zum Bebau-
ungsplan Nr. 162, dass eine 3-4-geschossige Bebauung im Plangebiet und seinem Um-
feld auch durch einen Bebauungsplan nicht ermöglicht wird. 
 
Entscheidungsvorschlag: Ist nicht Gegenstand dieses Planverfahrens. 
 
 

R 13: Schriftverkehr, der nicht als Abwägungsmaterial vorliegt 

Zusammen mit meinen zutreffenden Hinweisen vom 27.8., 28.8, 29.8, 30.8. 31.08., 1.9., 
2.9. und jetzigen Schreiben sind nunmehr 8 Schreiben mit 121 Hinweisen bei der Ver-
waltung eingegangen. Diese sollten sämtlich schriftlich diskutiert und ernsthaft in den 
Abwägungsprozess einbezogen werden. 
  
Stellungnahme der Verwaltung: 
Beim Fachbereich Planen sind Stellungnahmen des Einwenders vom 27.08.15 (Nr. 424), 
zwei inhaltlich vollständig identische Stellungnahmen vom 01.09.15 (Nr. 545), sowie eine 
durch den Einwender initiierte anwaltliche Stellungnahme vom 16.09.15 (Nr. 575) einge-
gangen. Die anderen angegebenen Stellungnahmen sind nachweislich nicht eingegan-
gen und sind deshalb nicht Gegenstand der Abwägung. 
Die eingegangenen Stellungnahmen wurden wie alle anderen vorliegenden in die Abwä-
gung eingestellt. 
 
Entscheidungsvorschlag: Ist nicht Gegenstand dieses Planverfahrens. 
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S: Stadtentwicklungskonzept 

S 01: Widerspruch zum ISEK 

Diese Baumaßnahme verstößt gegen das integrierte Stadterneuerungskonzept, dass 
eine Stadt der „kurzen Wege“ vorsieht. 
 
Im erwähnten ISEK ist eine bevorzugte Entwicklung des Innenstadtbereiches vorgese-
hen und somit würde eine massive Bebauung im Heideweg auch diesem Punkt wider-
sprechen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Planung steht im Einklang mit der Zielaussage des ISEK, die eine Priorität der In-
nenentwicklung bei Aufwertungsmaßnahmen der städtebaulichen Struktur definiert. Bei 
dem Plan handelt es sich grundsätzlich um eine Maßnahme der Innenentwicklung im 
Sinne des § 13a BauGB, die nur deshalb nicht auch unter die entsprechende Verfahren-
sart fällt, weil aufgrund der Nähe zum FFH-Gebiet der Dölauer Heide eine Umweltprü-
fung zwingend notwendig war. Das im ISEK definierte Ziel einer Konzentration des 
Wohnungsbaus auf innerstädtische Lagen wird ebenfalls berücksichtigt, weil es auch 
eine Nachnutzung bestehender Brachflächen außerhalb der Kernstadt beinhaltet. Zudem 
handelt es sich bei dem Plangebiet um einen Standort mit besonderer Lagegunst, am 
Waldrand. Für derartige Standorte sieht das ISEK, wie oben bereits erwähnt, ein Nach-
fragepotenzial im Segment des Mietwohnungsbaus, dem entsprochen werden soll. 
 
Derzeit wird, auf der Grundlage der aktuellen Prognosen, das ISEK 2025 erarbeitet. Die 
tatsächliche Einwohnerentwicklung der Stadt Halle geht seit mehreren Jahren über die 
Prognosen, die dem ISEK 2007 zugrunde lagen, hinaus. Die aktuelle Bevölkerungs- und 
Haushaltsprognose für die Stadt Halle [Analyse & Konzepte Beratungsgesellschaft (…) 
mbH: Stadt Halle (Saale) Bevölkerungs- und Haushaltsprognose 2014; Hamburg 2014] 
geht von einer näherungsweise stabilen Einwohnerzahl bis zum Jahr 2030 aus. Dabei 
steigt aufgrund sinkender Haushaltsgrößen die Zahl der Haushalte, und damit steigt 
auch die Wohnungsnachfrage. Für Dölau geht die Prognose von einem leicht positiven 
Wanderungssaldo bei steigender Tendenz bis 2030 aus. Dabei steigt aufgrund der de-
mographischen Entwicklung der Anteil der Ein- und Zweipersonen-Haushalte deutlich 
von 64 % auf 70 %. Dies spricht für einen steigenden Bedarf an kleineren Mietwohnun-
gen in Dölau, wie sie im Bebauungsplan Nr. 162 unter anderem auch vorgesehen sind. 
 
Auch in der Wohnbauflächenanalyse der Stadt Halle aus dem Jahr 2015 [Timourou 
Wohn-& Stadtraumkonzepte; Bearb. Tobias JACOBS: Wohnbauflächenpotenziale der 
Stadt Halle (Saale); Droißig 2015] wird festgestellt, dass bei den Wohnungen in Mehrfa-
milienhäusern das Angebot im Korridor der geschätzten Nachfrage liegt. Bei stärkerer 
Nachfrage kann es hier auch zu Knappheiten kommen. Das Plangebiet wurde dabei 
bilanziell als bestehendes Flächenpotenzial für die Bebauung mit Mehrfamilienhäusern 
berücksichtigt und dient somit der prognostizierten Bedarfsdeckung.  
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
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V: Verkehrliche Belange 

V 01: Verkehrskonzept 

Es gibt kein Verkehrskonzept für die zu erwartenden stark ansteigenden Verkehrsströme 
in der Gemeindestraße mit 30er·Zone.  
Es gibt gefährliche Begegnungen in den Kurven, es wird gerast. 
Es sind jetzt schon zu viele Autos.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
In dem geplanten Baugebiet sind konkret 39 Wohneinheiten und eine Arztpraxis vorge-
sehen. Eine wesentlich höhere Dichte der Nutzungseinheiten ließe der Bebauungsplan 
insbesondere mit den Baugrenzen für die Gebäude und die Tiefgarage, verbunden mit 
dem Zwang zur Unterbringung des Großteils der notwendigen Stellplätze in der Tiefga-
rage auch bei abweichender Objektplanung nicht zu.  
Bei 39 Wohneinheiten und einer Arztpraxis erzeugt das Plangebiet ein Verkehrsauf-
kommen von  347 Kfz. am Tag. Grundlage dieser Aussage ist  folgender Rechengang: 

• 39 Wohneinheiten x 2,5  Einwohner/WE = 98 Einwohner 

• 3,5 Wege * (Einwohner/Tag) = 343 Wege/Tag 

• 90 % Motorisierter Individualverkehr Anteil = 309 Fahrten mit PKW / Tag 

• Besetzungsgrad 1,2 Personen / PKW = 309/1,2 = 258 PKW / Tag 

• Wirtschaftsverkehr = 0,1 Fahrten / Einwohner / Tag = 98 * 0,1 = 10 Kfz. / Tag 

• Arztpraxis = 6 Stellplätze, davon 4 für Patienten  

• 2 Belegschaftsstellplätze * 3,5 Fahrten/Tag = 7 PKW/Tag 

• 4 Besucherstellplätze *  18 Fahrten/Tag = 72 PKW/Tag 

• Summe = 347 Kfz./Tag  
(Schätzung nach HSVG (Hinweise zur Schätzung des Verkehrsaufkommens von 
Gebietstypen); Hrsg. Forschungsges. für Straßen- und Verkehrswesen, Köln 2006) 

 
Damit erhöht sich das in den Bestandserhebungen gezählte Verkehrsaufkommen auf 
dem Heideweg und der Straße Am Waldrand von 1.597 Kfz. am Tag (s. dazu Nr. 5.3.2 a 
der Begründung) auf 1.771 Kfz. am Tag. Dies entspricht bei überwiegendem Einwohner-
verkehr, wie er hier strukturbedingt vorauszusetzen ist in der Spitzenstunde gemäß den 
Hinweisen zur Schätzung des Verkehrsaufkommens von Gebietstypen (HSVG), Ausga-
be 2006 15 % des Gesamtaufkommens = 266 Kfz.. Für dieses Verkehrsaufkommen sind 
die vorhandenen Fahrbahnquerschnitte einer Anliegerstraße mit 5,00 m Breite ebenso 
wie für die bestehende Verkehrsmenge geeignet. Es gilt die Richtlinie für die Anlage von 
Stadtstraßen (RASt 06). Nach der RASt 06 genügt der vorhandene Querschnitt für ein 
Verkehrsaufkommen bis zu 400 Kfz/ Stunde. Aufgrund der aktuellen Unfallstatistik sind 
die an das Plangebiet angrenzenden Straßen auch kein Unfallschwerpunkt. 
  
Eine gesonderte Verkehrsuntersuchung und ein spezifisches Verkehrskonzept sind für 
den Bebauungsplan somit nicht erforderlich, da die möglicherweise kritische Verkehrs-
menge bei weitem nicht erreicht wird.  
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
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V 02: Parksituation Kurt-Eichel-Straße 

Die Parksituation in der angrenzenden Kurt-Eichel-Straße ist so schon höchst strapaziös 
durch die Heidesauna und anliegende Betriebe mit Lieferverkehr und etlichen Firmen-
fahrzeugen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Kurt-Eichel-Straße liegt rund 175 m vom Plangebiet entfernt. Dies macht es unwahr-
scheinlich, dass Anwohner und Besucher des Plangebietes in nennenswerter Zahl die 
Kurt-Eichel-Straße aufsuchen werden. In den näher gelegenen Straßenräumen sind 
Parkmöglichkeiten vorhanden. 
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

V 03: Straßen bereits jetzt zugeparkt 

Fahrstraßen sind bereits jetzt schon halbseitig zugeparkt. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Der Heideweg, die Straße Am Waldrand und die Otto-Kanning-Straße sind Anliegerstra-
ßen, in denen das Parken am Fahrbahnrand grundsätzlich zulässig ist. Dies dient auch 
der Dämpfung der gefahrenen Geschwindigkeit. Es ist nicht zu beanstanden, wenn die 
legalen Parkmöglichkeiten ausgeschöpft werden. Für die Bewohnerstellplätze im Plan-
gebiet wird mit einem Schlüssel von 1,5 Stellplätzen je Wohnung gerechnet, der über 
das bauordnungsrechtlich zu fordernde Mindestmaß von 1 Stellplatz je Wohnung somit 
deutlich hinausgeht. Weitere 6 Stellplätze sind für Mitarbeiter und Patienten einer Arzt-
praxis vorgesehen. Für diese Stellplätze sind im Bebauungsplan die entsprechenden 
Festsetzungen getroffen. Aufgrund der vorgenannten Stellplatzlösung auf dem Bau-
grundstück ist davon auszugehen, dass Bewohner und Beschäftigte dort ausreichend 
Parkraum finden und nicht in den Straßenraum ausweichen müssen. Für Besucherstell-
plätze in Wohngebieten gilt üblicherweise eine Größenordnung von 20 % der Woh-
nungsanzahl, bei ca. 40 zulässigen Wohnungen somit 8 Stellplätze. Besucher können 
ortsüblich im öffentlichen Straßenraum parken, der hierfür bei insgesamt 21 unmittelbar 
am Plangebiet verfügbaren Stellflächen hinreichende Reserven aufweist. 
 
Zählungen aus unterschiedlichen Jahren, zuletzt aus dem Januar 2016, zeigen 2- 6 par-
kende Kfz. auf den Straßenseiten, die an das Plangebiet grenzen.  Die max. zulässige 
Länge zum Parken am Plangebiet beträgt 130 m, bei 6 m je Fahrzeug sind max. 21 
Fahrzeuge möglich. Somit besteht zumeist eine Parkraumreserve von ca. 15-19 Fahr-
zeugen für das Parken am Fahrbahnrand auf der Straßenseite des Plangebietes in den 
angrenzenden Straßen Am Waldrand und Heideweg. Etwas anderes mag sich bei ein-
zelnen Veranstaltungen in der nahe gelegenen Gaststätte ergeben, diese Situation ist 
aber nicht regelmäßig vorhanden, durch den Bebauungsplan nicht bedingt und auch 
durch diesen nicht zu beeinflussen, sondern stellt eine Ausnahme dar. 
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
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V 04: Fahrbahndecke, Beschädigungen durch Bautätigkeit 

Im Übrigen ist die Fahrbahndecke der Straße „Am Waldrand“ jetzt schon in einem völlig 
desolaten Zustand. Bei Beanspruchung durch Baufahrzeuge wird dies in kürzester Zeit 
zum Totalschaden führen. Die Stadt kommt hier ihrer Verkehrssicherungspflicht nicht 
nach. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Bauherren sind zur Beseitigung von Schäden, die durch ihre Bautätigkeit im öffentlichen 
Verkehrsraum entstehen, gemäß § 17 StrG LSA verpflichtet. Einer über die gesetzliche 
Regelung hinausgehenden Bestimmung im Bebauungsplan bedarf es nicht. Die Auswir-
kungen des Baustellenverkehrs sind zudem weder boden- noch festsetzungsrelevant. 
 
Entscheidungsvorschlag: Ist nicht Gegenstand dieses Planverfahrens. 
 
 

V 05: Verkehrsbelastung 

Die Verkehrszahlen sind falsch, es sind 3.000 Fahrzeuge am Tag.  
Die Zählungen vom November 2012 sind offenbar an nicht repräsentativen Tagen 
durchgeführt worden, an denen wegen schlechtem Wetter wenig Verkehr war. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Es sind keine Zählergebnisse aktenkundig, in denen unter den vorhandenen Verkehrs-
verhältnissen für die Straße Am Waldrand oder den Heideweg 3.000 Fahrzeuge festge-
stellt wurden. Es liegen weder der Stadt Halle noch der Oberen Verkehrsbehörde beim 
Landesverwaltungsamt (von dort bestätigt durch Stellungnahme vom 26.11.2013) ande-
re Zähldaten vor, als die für den Bebauungsplan herangezogenen. Die Behauptung, 
dass das Landesverwaltungsamt 3.000 Fahrzeuge am Tag in den angrenzenden Stra-
ßen Heideweg und Am Waldrand gezählt hätte, ist umso zweifelhafter, als das Landes-
verwaltungsamt selbst überhaupt keine Zählungen vornimmt oder vornehmen lässt, son-
dern regelmäßig auf Zähldaten der Stadt Halle zurückgreift. 
 
Zählergebnisse aus dem November bilden in der Regel ein hohes Kfz.- Verkehrsauf-
kommen ab, weil witterungsbedingt weniger Rad- und Fußverkehr zugunsten des indivi-
duellen Kfz-Verkehrs stattfindet.. 
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

V 06: ÖPNV  

Eine derartige Wohnbebauung ist mehr als fragwürdig, da der Komplex von öffentlichen 
Verkehrsmitteln abgeschnitten ist.  
Die Wiederaufnahme des S-Bahn-Verkehrs würde teilweise 51-minütige Fahrten mit Bus 
und Straßenbahn überflüssig machen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Der Fahrplan der HAVAG weist beispielweise für Sonntag, den 20.12.2015 in der Relati-
on Hauptbahnhof – Dölau Verbindungen mit Abfahrtszeiten zwischen 01:51 Uhr und 
23:10 Uhr nach. In der Relation Dölau – Hauptbahnhof liegen die Abfahrtszeiten zwi-
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schen 01:25 Uhr und 23:18 Uhr. Die Taktung ist nachts mindestens 1 Mal pro Stunde, in 
den Tag- und Abendstunden zwischen 7 und 22 Uhr zwischen 20 und 40 Minuten. Die 
Fahrzeiten liegen mit maximal 1 Mal umsteigen zwischen 34 und 49 Minuten für die ein-
fache Strecke.   
 
Die nächstgelegene Haltestelle des ÖPNV befindet sich in der Stadtforststraße, in einer 
Wegeentfernung von rund 550 m. Von hier aus sind mit der Buslinie 21 die Endstelle 
„Kröllwitz“ der Straßenbahn und die Haltestelle „Schwimmhalle“ der Straßenbahn er-
reichbar. 
 
Dies ist insgesamt eine angemessene Bedienungsqualität für ein Wohngebiet in einem 
Vorort bzw. einer Stadtrandlage. Die Versorgungsqualität entspricht auch den Zielen des 
Nahverkehrsplans der Stadt Halle. 
 

Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

V 07: Gehwege 

Ich wünsche funktionierende Gehwege bis zur Bushaltestelle. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Es sind entsprechende Gehwege im Bestand vorhanden. Der Ausbaustandard, teilweise 
mit wassergebundener Decke ist ortsüblich. Die Instandhaltung der Gehwege außerhalb 
des Plangebietes ist nicht Gegenstand des Planverfahrens. 
 
Entscheidungsvorschlag: Ist nicht Gegenstand dieses Planverfahrens. 
 
 

V 08: Ausfahrt zu nah an der Kurve, nicht über den Gehweg 

Die Ausfahrt zum Waldrand ist viel zu nahe an der Kurve und stellt eine Gefährdung des 
Verkehrs dar. Plötzliches Bremsen und Auffahrunfälle werden die Folge sein, zumal die 
Kurven jetzt schon recht eng sind. 
Die Ausfahrt soll aus Gründen der Verkehrssicherheit nicht über den Gehweg führen 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Ausfahrt befindet sich in 20 m Entfernung vom nächstgelegenen Kurvenbereich. In 
ähnlicher Entfernung von den Kurven der Straße Am Waldrand befinden sich bereits 
Ausfahrten. Die zuständige Genehmigungsbehörde hat im Rahmen des Planverfahrens 
auch dieser Zufahrt zugestimmt. 
Kraftfahrer haben sich gemäß § 1 StVO den örtlichen Verhältnissen anzupassen und 
insbesondere ihre Geschwindigkeit entsprechend zu wählen. Zudem liegt die Zufahrt in 
einer Tempo-30-Zone, auch von daher kann von reduzierten Fahrgeschwindigkeiten 
ausgegangen werden, sodass 20 m Entfernung der Zufahrt von der Kurve ausreichen. 
Eine hierdurch besonders erhöhte Unfallgefahr ist hieraus nicht erkennbar.  
 
Es ist allgemein üblich, dass Grundstückszufahrten den Gehweg queren. Es bestehen 
keine nachvollziehbaren Gründe, hier eine abweichende, ortsuntypische Zufahrtsgestal-
tung zu gestatten oder zu verlangen. 
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Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

V 09: Radweg 

Da in Dölau viel mit dem Fahrrad gefahren wird, sollte ein Fahrradweg nicht so formell 
abgelehnt werden. 
Dölau ist in Ermangelung eines Radweges mit dem Rad nicht gut zu erreichen.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Nach den einschlägigen Regelwerken (VV StVO, RASt 06) ist die Anlage von Radver-
kehrseinrichtungen in Wohnstraßen wie dem Heideweg und Am Waldrand weder erfor-
derlich noch geboten. 
 
Soweit sich die Stellungnahmen auf Radwege von und nach Dölau beziehen, besteht 
keine Möglichkeit, den Investor zur Herstellung oder zum Ausbau von Radwegen zu ver-
pflichten. Das Plangebiet ist erschlossenes Bauland, eine solche Verpflichtung könnte 
mit dem Quell- und Zielverkehr von 39 Wohnungen auch ansonsten nicht begründet 
werden. 
 
Zur Information kann angeführt werden, dass in der Radverkehrskonzeption der Stadt 
Halle die Verbindung Dölau- Nietleben mit höchster Priorität und ein Radweg an der 
Waldstraße mit geringerer Priorität enthalten sind. 
 
Entscheidungsvorschlag: Ist nicht Gegenstand dieses Planverfahrens. 
 
 

V 10: Verkehrsaufkommen Otto-Kanning-Straße 

Die Otto-Kanning-Straße ist schon jetzt schwer in beiden Richtungen befahrbar, da eine 
Seite mit parkenden Autos voll ist und man somit häufig ausweichen & warten muss, 
wenn Verkehr entgegenkommt. Bei der geplanten Art der Bebauung würde der Verkehr 
erheblich ansteigen und damit auch die damit verbundenen Probleme. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Eine unverträgliche Zunahme des fließenden Verkehrs ist  nicht zu erwarten, s. dazu V 
01. Die Otto-Kanning-Straße liegt zwischen 50 – 170 m von den geplanten Wohnhäu-
sern  entfernt. Dies macht es unwahrscheinlich, dass Anwohner und Besucher des Plan-
gebietes in nennenswerter Zahl die Otto-Kanning-Straße als Parkmöglichkeit aufsuchen 
werden. Auf dem Grundstück selbst und in den direkt angrenzenden Straßenräumen 
sind ca. 15-19 Besucherparkmöglichkeiten (vgl. V 03) vorhanden. Eine weitere Zunahme 
des ruhenden Verkehrs in der Otto-Kanning-Straße ist nicht zu erwarten. 
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
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V 11: Stellplatzbedarf Arztpraxis 

Zusätzlich weise ich auf den wesentlich erhöhten Parkplatzbedarf für die geplante Arzt-
praxis hin. In Verbindung mit dem Parkplatzbedarf durch Kunden des Waldhotels, insbe-
sondere bei Veranstaltungen, kann es zu einem Verkehrskollaps im Wohngebiet kom-
men. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die notwendigen Stellplätze für die Arztpraxis einschließlich der Besucherstellplätze sind 
auf dem Baugrundstück zu planen und zu erstellen. Der Bebauungsplan setzt die dafür 
erforderlichen Flächen fest. 
 
Die Zahl der notwendigen Stellplätze für Bauvorhaben ist nach den Richtzahlen aus An-
lage 2 der Satzung der Stadt Halle über die Herstellung notwendiger Stellplätze für Kraft-
fahrzeuge und über die Erhebung von Ablösebeträgen (Stellplatzsatzung) zu bestimmen.  
Nach dieser für das gesamte Stadtgebiet gültigen Rechtsgrundlage gehören Arztpraxen 
zu den Räumen mit erheblichem Besucherverkehr. Für diese ist ein Stellplatz je 20 – 30 
m² Nutzfläche zu fordern. Für eine Einzelpraxis kann eine Nutzfläche von 80 - 160 m² in 
Ansatz gebracht werden [Neufert, Bauentwurfslehre 35. Aufl., Braunschweig/  Wiesba-
den 1998]. Konkret geplant sind ca. 110 m² Nutzflächen. Bei dieser Größe benötigt die 
Praxis maximal 6 Stellplätze für Besucher und Beschäftigte. Davon wird ein Beschäftig-
tenstellplatz in der Tiefgarage eingeordnet, 5 Stellplätze liegen oberirdisch, sodass die 
Patienten nicht in die Tiefgarage fahren müssen. 
Den Festsetzungen des Bebauungsplanes liegt somit der maximale Stellplatzschlüssel 
für Arztpraxen zugrunde. Die konkrete Bestimmung erfolgt erst im Baugenehmigungs-
verfahren, da der § 9 BauGB keine Rechtsgrundlage für die objektbezogene Festset-
zung des Stellplatzschlüssels enthält. Mit der 2016 geänderten Stellplatzsatzung ist kei-
ne Veränderung der oben dargestellten Sachlage verbunden, insbesondere wurde der 
maßgebliche Stellplatzschlüssel nicht verändert.  
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

V 12: Stellplatzschlüssel 1,5 Stpl./ WE zu gering 

Der für die geplanten Wohneinheiten zugrunde gelegte Stellplatzschlüssel für KFZ ist 
unzureichend. Dies führt zu einer zusätzlichen Belastung des öffentlichen Verkehrsraum 
bzw. der dort vorhandenen Parkplätze. Nur eine Reduzierung des Bauvorhabens in 
puncto Wohneinheiten/ Bewohnerzahl kann dies verhindern. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Zahl der notwendigen Stellplätze für Bauvorhaben ist nach den Richtzahlen aus An-
lage 2 der Satzung der Stadt Halle über die Herstellung notwendiger Stellplätze für Kraft-
fahrzeuge und über die Erhebung von Ablösebeträgen (Stellplatzsatzung) zu bestimmen.  
Nach dieser für das gesamte Stadtgebiet gültigen Rechtsgrundlage sind für Mehrfamili-
enhäuser und sonstige Gebäude mit Wohnungen zwischen 1,0 und 1,5 Stellplätzen je 
Wohneinheit möglich. Den Festsetzungen des Bebauungsplanes liegt somit der maximal 
mögliche Stellplatzschlüssel für Wohnungen in Mehrfamilienhäusern zugrunde. Eine 
höhere Stellplatzzahl kann nicht verlangt werden und wäre auch nicht sachgerecht, da 
die Richtzahlen auf langjährigen Erfahrungswerten beruhen. Mit der derzeit im Aufstel-
lungsverfahren befindlichen Änderung der Stellplatzsatzung ist keine Veränderung der 
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oben dargestellten Sachlage verbunden, insbesondere wurde der maßgebliche Stell-
platzschlüssel nicht verändert.  
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

V 13: Waldparkplatz: 

Ich bin gegen eine Einbeziehung des Waldparkplatzes als anrechenbare Stellfläche für 
die vorgesehene Bebauung. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Der Waldparkplatz ist keine anrechenbare Stellplatzfläche für die vorgesehene Bebau-
ung, s. auch Nr. V 11 und V 12. Alle notwendigen Stellplätze sind im Plangebiet vorge-
sehen und im Baugenehmigungsverfahren dort nachzuweisen.   
 
Entscheidungsvorschlag: Ist bereits berücksichtigt. 
 
 

V 14: Verkehrspolitisches Leitbild 

Die Planung entspricht nicht dem verkehrspolitischen Leitbild aus dem Jahr 1997. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Das Verkehrspolitische Leitbild war ein Fachbeitrag im Rahmen der Aufstellung des Flä-
chennutzungsplanes (FNP) der Stadt Halle. Im FNP ist das Plangebiet des Bebauungs-
planes Nr. 162 als Wohnbaufläche dargestellt, der Bebauungsplan wird aus dem  FNP 
entwickelt. Das  Leitbild als solches hat für den Bebauungsplan keine direkte Relevanz, 
den im Verkehrspolitischen Leitbild für die Gesamtstadt allgemeingültig formulierten Zie-
len wird nicht widersprochen. 
 
Entscheidungsvorschlag: Ist nicht Gegenstand dieses Planverfahrens. 
 
 

V 15: Umleitungsführung, Baustellenverkehrsführung 

Durch den aktuellen Umbau der Kreuzung Salzmünder Str./ Lieskauer Str. werden die 
genannten Straßen ebenfalls in einem hohen Umfang als Umfahrung der Baustelle ge-
nutzt. 
Während der Bauzeit erhöht sich die Gefährdung der anderen Verkehrsteilnehmer, vor 
allem Radfahrer und Fußgänger, ums Vielfache. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Umleitungen stellen Ausnahmesituationen dar und spielen für die Beurteilung der gesi-
cherten Erschließung eines Baugebiets, die vom Regelfall ausgeht, keine Rolle. Vor al-
lem fehlt es an Festsetzungsrelevanz. 
 
Die Verkehrsführung während der Bauzeit ist für den betroffenen Straßenraum vorab 
fachgerecht, unter besonderer Berücksichtigung der Sicherheitsaspekte, zu planen. Die-
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se Planung ist der Unteren Verkehrsbehörde vorzulegen und darf erst umgesetzt wer-
den, wenn die verkehrsbehördliche Anordnung dazu erteilt wurde.  
   
Entscheidungsvorschlag: Ist nicht Gegenstand dieses Planverfahrens. 
 
 

V 16: Bauklasse 

Der Straßenaufbau der Straße am Waldrand (Bauklasse) entspricht nicht den Anforde-
rungen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Der technische Erhaltungszustand entspricht dem zu erwartenden altersbedingten Ver-
schleiß. Anhaltspunkte für eine unzureichende Bauklasse sind daraus nicht abzuleiten. 
Die Straßen im Gebiet sind nicht grundsaniert, aber in verkehrssicherem Zustand. Der Aus-
bauzustand ist durchschnittlich. Es handelt sich um Anliegerstraßen in einer Tempo 30 Zone.  
 
Entscheidungsvorschlag: Ist nicht Gegenstand dieses Planverfahrens. 
 
 

V 17: Sicherstellung des Parkens auf dem Grundstück 

Mit 1,5 Plätzen pro WE zu wenig und wie wird garantiert, dass die Mieter diese auch 
beanspruchen 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Es besteht die Pflicht ausreichend Stellplätze für ein Vorhaben herzustellen, um den 
durch das Vorhaben verursachten Stellplatzbedarf abzudecken (siehe dazu V 12).  
Eine rechtliche Grundlage, welche die Nutzung zur Pflicht macht, existiert nicht. 
 
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

W: Wirtschaftliche Belange 

W 01: GWG und Kosten/ Rendite 

Die Aufsichtsräte der GWG sollen sich mal die Zahlen zur Finanzplanung zeigen lassen. 
Können Sie das verantworten? 
Hat die GWG sich Gedanken über die Baukosten gemacht? 
Eine Rendite ist in 20 Jahren –bei 100% Vermietung- zu erwarten. 
Das ist für die Stadt als Mutter der GWG und damit für uns alle sehr schlecht, da so kei-
ne Finanzmittel für Kultur und Bildung und Sport zur Verfügung stehen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die vorgebrachten Bedenken betreffen die Wirtschaftlichkeit der GWG. Diese sind nicht 
Inhalt des Planverfahrens. 
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Entscheidungsvorschlag: Ist nicht Gegenstand dieses Planverfahrens.  
 
 

W 02: Wertverlust 

Durch die Planung verlieren die benachbarten Grundstücke an Wert. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Veränderung des Verkehrswertes eines Grundstücks, die durch planerische Festset-
zungen eines Bebauungsplans für außerhalb des Plangebiets gelegene Grundstücke 
eintritt, stellt grundsätzlich keinen schützenwerten Belang dar, der bei der Abwägung zu 
berücksichtigen wäre (BVerwG, Urteil vom 9.2.1995 - Az. 4 NB 17/94; Hess. VGH, Urteil 
vom 07.04.2014, 3 C 914/ 13.N). Es ist zudem auch unwahrscheinlich, dass gegenüber 
dem heutigen Zustand tatsächlich ein Wertverlust eintritt. Die langjährige Erfahrung mit 
Baumaßnahmen auf brach liegenden Grundstücken, und um ein solches handelt es sich 
bei dem Plangebiet, zeigt zudem etwas anderes. Durch den Leerstand werden häufig 
Vermüllung und Vandalismus befördert, dies wird vielfach als „Entwertung“ empfunden. 
Eine Bebauung solcher Brachflächen führt hingegen zu einer Belebung des Quartiers, 
mehr sozialer Kontrolle und letztlich einer Aufwertung nicht nur für die Brachfläche als 
solche, sondern auch für die Umgebung. 
  
Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
 
 

W 03: Ausgleichsmaßnahmen 

Der Steuerzahler muss die Ausgleichsmaßnahmen bezahlen, das ist  nicht hinnehmbar. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Alle Ausgleichsmaßnahmen sind Teil der Planumsetzung und somit durch den Bauher-
ren zu bezahlen. Eine Finanzierung aus Steuermitteln ergibt sich auch nicht mittelbar 
aufgrund des kommunalen Eigentums an der GWG, weil die GWG wirtschaftlich eigen-
ständig ist und ihre Investitionen wie jedes andere Unternehmen auch selbst finanziert. 
 
Entscheidungsvorschlag: Ist bereits berücksichtigt. 
 
 

W 04: Erschließungskosten 

Abschied vom Diktat des wirtschaftlichen vor allen anderen Interessen. Ich bin nicht be-
reit einem Investor die Basis für die Trabantenstadt zu finanzieren, indem ich für Ausbau 
von Medien, wie Abwasser oder Wasser für den grundhaften Straßenbau zur Kasse ge-
beten werde.  
Ich fordere eine schriftliche Versicherung, dass der Ausbau der Straße „Am Waldrand“ 
nicht zu Lasten der Anwohner erfolgt. 
 
Herr Friedewald hat bei der Einwohnerinformation am 02.09.2015 bereits informiert, 
dass natürlich die Anlieger in Form von Anliegerbeiträgen an der Straßenerneuerung 
nach dem GWG-Neubau beteiligt werden.  
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Stellungnahme der Verwaltung: 
Es entspricht nicht den Tatsachen, dass Erschließungskosten für das Planvorhaben 
durch die benachbarten Anlieger zu tragen wären. Durch das Vorhaben wird kein Aus-
bau von öffentlichen Erschließungsanlagen begründet. Im Einzelnen besteht folgende 
Sach- und Rechtslage: 
 
Verkehrsanlagen 
Eine Vergrößerung der bestehenden Querschnitte sowie ein grundhafter Ausbau sind 
planbedingt nicht erforderlich (vgl. V 01). Auch sofern es planbedingte Ausbauerforder-
nisse gäbe, müsste die GWG als Investor diese vollständig bezahlen und hierzu einen 
Vertrag mit der Stadt Halle schließen. Dies ist bei Vorhaben im Stadtgebiet die ortsübli-
che Praxis. Bauherren sind im Übrigen zur Beseitigung von Schäden, die durch ihre 
Bautätigkeit im öffentlichen Verkehrsraum entstehen, gemäß § 17 StrG LSA verpflichtet. 
Auch für eine solche Schadensbeseitigung können also die sonstigen Anlieger nicht her-
angezogen werden. 
 
Da es sich bei dem oben dargestellten Sachverhalt um geltendes Recht handelt, ist eine 
schriftliche Bestätigung durch die Verwaltung für den Einzelfall nicht geboten. 
 
Die Äußerung des Herrn Friedewald wird in der Stellungnahme falsch wiedergeben. Er 
hatte sich so geäußert, dass generell, wenn Straßen irgendwann nicht mehr verkehrs-
tüchtig sind und grundhaft erneuert werden müssen, Ausbaubeiträge anfallen. Auch dies 
ist geltendes Recht des Kommunalabgabengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt und 
nicht durch den Bebauungsplan bedingt.  
 
Ver- und Entsorgung 
Zur Herstellung der erforderlichen Ver- und Entsorgungsanschlüsse muss die GWG als 
Bauherrin entsprechende Aufträge an die Stadtwerke erteilen und die Kosten tragen.  
 
Entscheidungsvorschlag: Ist bereits berücksichtigt. 
 
 

W 05: Abgabe des Grundstücks an Dritte 

Wir bitten um Freigabe des Grundstücks zur Bebauung mit Einfamilienhäusern an pri-
vate Bauherren. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die GWG ist Eigentümerin des Grundstücks, es handelt sich somit nicht um ein Grund-
stück, über das die Stadt Halle verfügen kann. Die GWG ist eine gegenüber der Stadt 
Halle als Planungshoheitsträgerin wirtschaftlich eigenständig handelnde GmbH, die 
durch die Stadt Halle nicht dazu angewiesen werden kann, das Grundstück an Dritte zu 
verkaufen. 
Zum Thema Einfamilienhäuser siehe A 09. 
 

Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
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W 06: Bevorteilung der GWG aus wirtschaftlichen Gründen 

Kein Privatmann dürfte so bauen wie die GWG. 
Bei dem geplanten Bauvorhaben Heideweg geht es der Stadt und dem Bauträger nur 
um die Erzielung des höchstmöglichen Gewinns. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Die GWG wird im Planverfahren ebenso behandelt wie jeder Privatinvestor. Sie ist eine 
gegenüber der Stadt Halle als Planungshoheitsträgerin wirtschaftlich eigenständig han-
delnde GmbH. 
 
Im Bebauungsplanverfahren sind die von der Bauleitplanung berührten Belange gemäß 
§ 1 Abs. 7 BauGB gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen. Dieser Ver-
pflichtung kommt die Stadt Halle vollumfänglich nach. Es kann nicht die Rede davon 
sein, dass eine Bevorteilung der GWG aus wirtschaftlichen Gründen erfolgt, die Abwä-
gung folgt vielmehr allein städtebaulichen und rechtlichen Gesichtspunkten. Das Abwä-
gungsgebot bedeutet nicht, dass die Belange von bereits ortsansässigen Grundstücks-
nachbarn stets den Vorrang vor denen eines Bauwilligen, wie hier der GWG haben 
müssten. So gehört beispielsweise einerseits die Betroffenheit von Grundstücken, die 
außerhalb des Plangeltungsbereiches liegen durch den Verkehrslärm von öffentlichen 
Straßen zu den abwägungserheblichen Belangen (BVerwG, NVwZ 1990, 256), vgl. hier-
zu auch Nr. B 06. Andererseits besteht kein Rechtsanspruch des Nachbarn, der ein Ein-
familienhaus errichtet hat, auf eine Bebauung des benachbarten Grundstücks mit Einfa-
milien- statt mit Mehrfamilienhäusern (Hess. VGH, Urteil vom 07.04.2014, 3 C 914/ 13.N; 
OVG NRW, Beschl. v. 13.11.2015, 7 B 1093/15, OVG NRW, B vom 18.09.2014, 7 B 
1037/14, Beschlüsse vom 1. Juni 2007, 7 A 3852/06 -, BRS 71 Nr. 127,  vom 9. Februar 
2009 - 10 B 1713/08 -, BRS 74 Nr. 181 und vom 14. Februar 2013 - 7 B 99/13).  
 

Entscheidungsvorschlag: Wird nicht berücksichtigt aus den dargelegten Gründen. 
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2.2.2.1 Stellungnahmen Nr. 1 – 388 
Abwägungs-
text(e) Nr. 

 Die o.g. Personen haben Stellungnahmen mit folgendem gleichlautenden 
Inhalt auf einem Vordruck abgegeben. 
 
Stellungnahme zum Bebauungsplanverfahren 162, Heideweg 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
hiermit erhebe ich fristgemäß Widerspruch gegen das oben genannte Be-
bauungsverfahren aus folgenden Gründen: 
 
 
1. Die Aufgabensteilung sowie die grundlegenden Planungsziele der 

Stadt Halle zur Erstellung des B-Planes 162 wurden nicht bzw. unzu-
reichend berücksichtigt. Das Vorhaben orientiert sich nicht am vorhan-
denen Ortsbild, führt zu einer unzulässigen massiven Verdichtung und 
negiert damit gewachsene nachbarschaftliche Strukturen.  

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
A 01 
 
O 01 
M 01 
E 01 

2. Das Projekt erzielt keinen sanften Übergang der Ortsbebauung zur 
Dölauer Heide. Stattdessen entsteht eine überdimensionierte Bebau-
ung, die einer Trabantenstadt gleicht.  

 

N 01 
M 01 

3. Mit der geplanten Hinterlandbebauung entsteht ein Präzedenzfall, der 
zu einer weiteren Verdichtung in Dölau und in vergleichbaren Stadt-
randlagen führt.  

 

E 02 

4. Die Problematik des Innen-und Außenbereiches wurde nicht gelöst.  
 

A 02 

5. Die Gutachten zur Ableitung von Regen. bzw. Oberflächenwasser 
weisen ein "nicht ausreichend" aus. Der Hechtgraben ist bereits jetzt 
hydrologisch überlastet. Die geplanten Rigolen für das Vorhaben stel-
len keine Lösung dar.  

 

Ew 01 
Ew 06 

6. Durch den bis zu 90 Meter langen Tiefgaragenriegel entstehen unvor-
hersehbare Beeinflussungen der Grundwasserströme, die zur Vernäs-
sung beziehungsweise Überflutung angrenzender Nachbargrundstü-
cke und Anrainer des Hechtgrabens führen.  

 

Ew 02 

7. Es gibt kein Verkehrskonzept für die zu erwartenden stark ansteigen-
den Verkehrsströme in der Gemeindestraße mit 30er·Zone. Eine der-
artige Wohnbebauung ist mehr als fragwürdig, da der Komplex von öf-
fentlichen Verkehrsmitteln abgeschnitten ist.  

 

V 01 
 
V 06 

8. Die Auswirkungen des Projektes auf die Natur und das angrenzende 
FFH·Gebiet werden nicht berücksichtigt. 

 

N 02 
N 03 
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2.2.2.2 Stellungnahmen Nr. 389 - 404 
Abwägungs-
text(e) Nr. 

 Die o.g. Personen haben Stellungnahmen mit folgendem gleichlautenden 
Inhalt auf einem Vordruck abgegeben. 
 
 
Widerspruch gegen das Bebauungsplanverfahren 162, Heideweg 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
hiermit erhebe ich fristgemäß Widerspruch gegen das oben genannte Be-
bauungsverfahren aus folgenden Gründen: 

 
• Die Aufgabenstellung sowie die grundlegenden Planungsziele der 

Stadt Halle zur Erstellung des B-Planes 162 wurden nicht bzw. unzu-
reichend berücksichtigt. Das Vorhaben orientiert sich nicht am vorhan-
denen Ortsbild, führt zu einer unzulässigen massiven Verdichtung und 
negiert damit gewachsene nachbarschaftliche Strukturen.  

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
A 01 
 
O 01 
M 01 
E 01 

• Das Projekt erzielt keinen sanften Übergang der Ortsbebauung zur 
Dölauer Heide. Stattdessen entsteht eine überdimensionierte Bebau-
ung, die einer Trabantenstadt gleicht.  

 

N 01 
M 01 

• Mit der geplanten Hinterlandbebauung entsteht ein Präzedenzfall, der 
zu einer weiteren Verdichtung in Dölau und in vergleichbaren Stadt-
randlagen führt.  

 

E 02 

• Die Problematik des Innen-und Außenbereiches wurde nicht gelöst.  
 

A 02 

• Die Gutachten zur Ableitung von Regen. bzw. Oberflächenwasser 
weisen ein "nicht ausreichend" aus. Der Hechtgraben ist bereits jetzt 
hydrologisch überlastet. Die geplanten Rigolen für das Vorhaben stel-
len keine Lösung dar.  

 

Ew 01 
Ew 06  

• Durch den bis zu 70 Meter langen Tiefgaragenriegel entstehen unvor-
hersehbare Beeinflussungen der Grundwasserströme, die zur Vernäs-
sung beziehungsweise Überflutung angrenzender Nachbargrundstü-
cke und Anrainer des Hechtgrabens führen.  

 

Ew 02 

• Es gibt kein Verkehrskonzept für die zu erwartenden stark ansteigen-
den Verkehrsströme in der Gemeindestraße mit 30er·Zone. Eine der-
artige Wohnbebauung ist mehr als fragwürdig, da der Komplex von öf-
fentlichen Verkehrsmitteln abgeschnitten ist.  

 

V 01 
 
V 06 

• Die Auswirkungen des Projektes auf die Natur und das angrenzende 
FFH·Gebiet werden nicht berücksichtigt. 

 

N 02 
N 03 
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Die folgenden Personen (Stellungnahmen 405 – 535) haben Stellungnahmen auf dem 
Vordruck wie unter Nr. 1-388 abgegeben und zusätzlich die nachfolgenden Einzelstel-
lungnahmen angefügt. 

  
 

Abwägungs-
text(e) Nr. 

2.2.2.3 Stellungnahme Nr. 405  
  

Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Bau zu groß. 
 

 
 
 
E 03 

2.2.2.4 Stellungnahme Nr. 406 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Die Baumaßnahmen m.E. deutlich zu groß. 

 

 
 
 
 
E 03 

2.2.2.5 Stellungnahme Nr. 407 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 

 
Bitte den dörflichen Charakter Dölaus wahren. 

 

 
 
 
E 04 

2.2.2.6 Stellungnahme Nr. 408 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Das geplante Bauvorhaben fügt sich nicht in die vorhandene 
Wohnbebauung ein, sondern würde in Höhe und Dichte der Bebau-
ung verbunden mit der falschen Interpretation des Areals (Ortskern, 
statt Randlage) zu einer massiven Verwerfung führen. 
 

 
 
 
 
E 01, E 03, 
W02 

2.2.2.7 Stellungnahme Nr. 409 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Das geplante Bauvorhaben fügt sich nicht in die vorhandene Bebau-
ung ein, sondern würde in Höhe und Dichte zu einer massiven Ver-
werfung führen. 

 
 
 
 
E01, E 03, 
W 02 
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Abwägungs-
text(e) Nr. 

2.2.2.8 Stellungnahme Nr. 410 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Gebäudehöhen sollen 2 ½ Geschosse nicht übersteigen. 
 

 
 
 
 
E 03 

2.2.2.9 Stellungnahme Nr. 411 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Die Standsicherheit des Nachbargebäude wird gefährdet, daher 
ist 
10. Ein Beweissicherungsgutachten zu Lasten des Investors zur Be-
schreibung des Status quo der Dölauer Situation erforderlich 
 

 
 
 
 
B 01 
A 03 

2.2.2.10 Stellungnahme Nr. 412 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Die Standsicherheit meiner Häuser in der Otto-Kanning-Straße 67 
ist durch die Baumaßnahmen gefährdet. Ich sehe die Gefahr von 
Rissen in tragenden Wänden der Häuser. Ich sehe die Notwenigkeit 
eines Gutachtens zur Bausicherung 
 

 
 
 
 
B 01 
A 03 

2.2.2.11 Stellungnahme Nr. 413 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Es ist nicht abschätzbar in wie weit die Bautätigkeit Auswirkungen 
auf die umliegenden Häuser hat. Über ein Beweissicherungsverfah-
ren muss dies geklärt werden sowie etwaige Haftungsfragen vorab 
geklärt werden. 
 

 
 
 
 
B 01 
A 03 

2.2.2.12 Stellungnahme Nr. 414 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Die Parksituation in der angrenzenden Kurt-Eichel-Straße ist so 

 
 
 
 
V 02 
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Abwägungs-
text(e) Nr. 

schon höchst strapaziös durch die Heidesauna und anliegende Be-
triebe mit Lieferverkehr und etlichen Firmenfahrzeugen. 
 
 

2.2.2.13 Stellungnahme Nr. 415 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Fahrstraßen sind bereits jetzt schon halbseitig zugeparkt. 

 

 
 
 
 
V 03 

2.2.2.14 Stellungnahme Nr. 416 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Ich bin Anwohner des Rüsternweges seit 1968. Kämpfe regelmä-
ßig um die Säuberung des Hechtgrabens, das ist ein ganz wichtiges 
Problem womit der Ablauf gewährleistet ist, wenn das Neubaugebiet 
entsteht, schafft es der Hechtgraben überhaupt nicht mehr. 
 

 
 
 
 
Ew 03, Ew 
06 

2.2.2.15 Stellungnahme Nr. 417 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Den einzigen Wald den Halle hat sollte man nicht „zubauen“. 
 

 
 
 
 
N 01 

2.2.2.16 Stellungnahme Nr. 418 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Infrastruktur (Schule) ist nicht mit dem zu erwartenden Bevölke-
rungswachstum ausreichend, das betrifft auch die Parkplatzsituation. 
 

 
 
 
 
I 01 
V 02 

2.2.2.17 Stellungnahme Nr. 419 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Können Sie sich vorstellen als alter Mensch in so einem Heim zu 
leben, wo vor den Fenstern und in der Umgebung nichts passiert? 

 
 
 
 
A 04 
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Abwägungs-
text(e) Nr. 

2.2.2.18 Stellungnahme Nr. 420 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Die Vernässung führt vermehrt zur Vernichtung von Anpflanzungen 
und persönlichem Eigentum. 
Es hätten viele Grundstücke, wo man nichts tut bzw. unterlässt nicht 
als Bauland ausgewiesen werden dürfen. 
 

 
 
 
 
Ew 01, Ew 
02,  
R 11 

2.2.2.19 Stellungnahme Nr. 421 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Das geplante Bauvorhaben ist keinesfalls mit dem Schutz der Natur 
vereinbar. Wo bleibt eigentlich der Protest der Umweltschützer, 
wenn in unmittelbarer Nähe des Waldes ein überdimensionales 
Bauprojekt realisiert werden soll. 

 

 
 
 
 
N 02 
N 01 

2.2.2.20 Stellungnahme Nr. 422 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 

     (hiermit erhebe ich fristgemäß Widerspruch gegen das oben  
      genannte Bebauungsverfahren aus folgenden Gründen: 
 
    9. Weil wir Sie gewählt haben! 

 

 
 
 
 
 
A 05 

2.2.2.21 Stellungnahme Nr. 423 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Welch krankem Gehirn ist ein solcher Bebauungsplan entsprungen? 
 

 
 
 
 
A 06 

2.2.2.22 Stellungnahme Nr. 424 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Die großen Regenwassermengen von 100L/m² und mehr welche im 
August 2015 infolge Stark- und Dauerregens angefallen sind, haben 

 
 
 
 
Ew 04 
 
Ew 09 
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Abwägungs-
text(e) Nr. 

wieder erkennen lassen, dass eine Sachgemäße Niederschlagswas-
serableitung in der Straße „Am Waldrand“ nicht gegeben ist. Die Ka-
nalisation kann solche Wassermengen schon jetzt nicht aufnehmen. 
Die wenigen Gullys quellen über und die Straße wird zum Fließge-
wässer zwischen den Bordkanten. Das Wasser überschwappt dann 
die Bürgersteige und strömt ins Kellergeschoss. 
Auch der Hechtgraben ist in seiner Aufnahmefähigkeit völlig überlas-
tet und steigt bis zur Oberkante bzw. läuft über. Dann ist die Straße 
an ihrer tiefsten Stelle (Kurve im unteren Bereich) auch für Rettungs-
fahrzeuge nicht mehr befahrbar. Die Freiwillige Feuerwehr-Dölau 
wird dies bestätigen. Zudem ist der Hechtgraben in seiner Funktion 
beeinträchtigt weil er ungepflegt und zugewachsen ist und zudem 
von verkeilten, im Orkan von 07.07 gefallenen Bäumen versperrt ist.  
Weiterhin ist der Regenwasserentlastungsteich in der Stadtforststra-
ße zugewachsen und der Zufluss verschlammt. Es darf kein weiteres 
Niederschlagswasser hinzukommen. Das Gebiet verträgt keine wei-
tere Versiegelung durch großflächige Bebauungen, welche solche 
erzeugen. 
Auch ist jetzt schon die Grundwassersituation durch ständig extrem 
hohen Stand katastrophal. 
Im Übrigen ist die Fahrbahndecke der Straße „Am Waldrand“ jetzt 
schon in einem völlig desolaten Zustand. Bei Beanspruchung durch 
Baufahrzeuge wird dies in kürzester Zeit zum Totalschaden führen. 
Die Stadt kommt hier ihrer Verkehrssicherungspflicht nicht nach. 
Wir bitten Sie dringend unsere begründeten, sachlichen Einwände 
ernst zu nehmen und auf die geplante Bebauung zu verzichten bzw. 
solche technischen Lösungen zu finden, welche die negativen Aus-
wirkungen ausschließen. 
 

 
 
 
 
Ew 06 
 
 
 
 
 
 
Ew 07 
Ew 05 
 
 
 
Ew 01 
 
V 04 

2.2.2.23 Stellungnahme Nr. 425 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Die Ankündigung im Amtsblatt für die Bürgerversammlung ist 
kurzfristig. 
10. Wie soll ich als Arzt mit Sprechstunde um 17:00 während meiner 
Arbeitszeit zur Veranstaltung kommen. 
11. Das nun vorgelegte Bauvorhaben ist schlimmer als vorher. 
12. Meine Ruhezone wird zerstört. 
13. Wieder sind die Verkehrszahlen falsch. 
14. Es besteht keine Notwendigkeit ein allgemeines Wohngebiet 
auszuweisen. Ein reines Wohngebiet reicht, daher streiche ich im 
Plan WA und setze W 
15. Die Verkehrsbewegung liegt bei ca. 3000 PKW/Tag. 
16. Rechnen Sie mit diesen Zahlen, dann stellen Sie fest, dass ein 
Konzept fehlt. Es wird Ruhestörungen geben. Das schädigt meine 
Gesundheit. 
17. Die Begründung des Bauvorhabens ist falsch. 
18. Lernen Sie aus negativen Erfahrungen. Warum ist Halle Neu-

 
 
 
 
R 01 
 
A 07  
 
A 10 
B 06 
V 05 
G 01 
 
 
V 05 
 
 
 
A 10 
 
A10A 13 



88 Bebauungsplan Nr. 162 „Dölau, Wohngebiet am Heideweg“ 

21.06.2016 

  
 

Abwägungs-
text(e) Nr. 

stadt gescheitert? Und jetzt die gleichen Fehler nochmal? 
19. Verbessern Sie Halle Neustadt. Da ist viel zu tun, retten sie dort 
durch Investitionen. 
20. Die Verkehrsbelastung ist falsch berechnet. 
21. Es gibt Zahlen des Landesverwaltungsamtes, die über 3000 
PKW/Tag gezählt haben. 
22. Die zusätzliche Verkehrsbelastung bringt das Fass zum überlau-
fen. 
23. Das entspricht nicht dem Verkehrskonzept der Verwaltung. 
Nehmen Sie das endlich zur Kenntnis, das Projekt ist zu groß. 
24. Gleiches Recht für alle! Auch die GWG soll nur nach §34 bauen. 
Dann gibt es auch keine Probleme durch Verdichtung. 
25. Wenn sich dann die Rendite nicht rechnet, kaufe ich der GWG 
das Grundstück auch ab. 
26. Die Aufsichtsräte der GWG sollen sich mal die Zahlen zur Fi-
nanzplanung zeigen lassen. Können Sie das verantworten? 
27. Hat die GWG sich Gedanken über die Baukosten gemacht? 
28. Eine Rendite ist in 20 Jahren –bei 100% Vermietung- zu erwar-
ten. 
29. Das ist für die Stadt als Mutter der GWG und damit für uns alle 
sehr schlecht, da so keine Finanzmittel für Kultur und Bildung und 
Sport zur Verfügung stehen. 
 

  
V 05 
V 05 
 
V 01 
 
V 14 
E 03 
E 05 
 
W 01, W05 
 
 
 
W 01 
W 01 
 
W 01 
A 10 
 
 

2.2.2.24 Stellungnahme Nr. 426 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Meine Forderungen: GWG-Klötze nach Halle-Neustadt, die mehr 
als einfallslos sind. Von Architektur kann hier nicht gesprochen wer-
den. Das Büro dazu ist wohl ein Witz. Bebauung mit Ein- und Zwei-
familienhäusern, die gern als Siedlung ein Alleinstellungsmerkmal 
und endlich einmal für Halle ein Aushängeschild wären. Nachhaltig-
keit und damit Zukunftsfähigkeit als Prima. Ein Architektenwettbe-
werb, der Aufmerksamkeit nach Halle bringt im Miteinander mit den 
Bürgern, denn sie sind „die Stadt“, sie sind „Dölau“. 

 
 
 
 
 
A 08, A 20 
 
A 09 
 
A 08 

2.2.2.25 Stellungnahme Nr. 427 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Solche Blöcke gehören nach Halle-Neustadt. Die GWG sollte sich 
ums Sanieren in IHREM zuhause kümmern, statt ums Abreißen. 
Einmal nachdenken, wie Halle-Neustadt so anziehenswert werden 
konnte, wie Dölau. Ins gemachte Nest setzen ist für eine Stadtpla-
nung mit: keine Ahnung von Nichts gleich zu setzen. 
 
10. Forderung: Attraktive Bebauung mit Ein- und Zweifamilienhäu-
sern 

 
 
 
 
A 10, A 20 
 
A 13 
 
 
 
A 09 
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text(e) Nr. 

2.2.2.26 Stellungnahme Nr. 428 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Überall die gleichen Fehler in der Stadtplanung. 
10. Das Recht der Nachbarn wird ignoriert. 
11. Der B-Plan ist unnötig. 
12. Gleiches Recht für alle. Daher nur Bauen laut §34, das reicht 
auch für Dölau völlig aus. 
 

 
 
 
 
A 10 
R 02, R03 
A 10 
E 05 

2.2.2.27 Stellungnahme Nr. 429 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Als Dienstleister habe ich Kunden in diesem Stadtteil. Hier benöti-
ge ich die längste Fahrzeit und zu alledem habe ich die gefährlichste 
Strecke vor mir. Parken und gefahrlos Aussteigen ist bei dem Ver-
kehrsstrom und der Raserei schwer möglich. Hier fehlt es an einem 
wirksamen Verkehrskonzept. Eine Bebauung mit 40 WE bzw. Arzt-
praxis, die weiteren Fahrzeugverkehr produziert, ist abzulehnen. 
10. GWG-Blöcke stehen in Halle Neustadt und gehören dorthin. 
11. Bebauung mit Ein- und Zweifamilienhäusern. 
 

 
 
 
 
V 01 
 
 
 
 
 
A 20 
A 09 

2.2.2.28 Stellungnahme Nr. 430 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Ich kenne das Heidecafé seit Jahrzehnten: Eine idyllische Umge-
bung mit Einfamilienhäusern. Was sollen da die Hochhausblöcke der 
GWG? Wenn ich spazieren will, zieht es mich in die Natur und nicht 
zum „Block“ um die Ecke! Also: Natur erhalten! Und noch viel bes-
ser: Unternehmen Sie doch etwas, dass es dort, wo die GWG IHR 
Zuhause hat, anziehenswert und Wert zu Wohnen wird, Herr Stadt-
planer! 
Auf fahrende Züge aufspringen ist gefährlich. Oder einfach: Naiv ge-
dacht! 
 

 
 
 
 
A 09, A 20 
 
 
 
A 13 
 
 
A 10 

2.2.2.29 Stellungnahme Nr. 431 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 

 
 
 
 
A 01 
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9. Ich habe selten so ein fehlerhaftes „Planverfahren“ gelesen. Die 
Krönung der „amtlichen Ignoranz“- Die aufgestellten Planziele wur-
den in keinem Punkt eingehalten. Ausmaße der Bebauung, Verdich-
tung, Versiegelung, Verkehr, Emissionen – Nichts von alledem, was 
Ziel war, wurde erreicht. Und noch viel schlimmer: Die Auswirkungen 
auf die Natur mit der Heide als FFH-Gebiet wurden in keinster Weise 
berücksichtigt. Übrigens: Der alimentierte „Fledermaus“ Verantwortli-
che sollte sich nach der Verantwortung in seinem Job fragen. Mona-
te nach dem Abriss des Heideschlösschens „Ausweichsquartiere“ zu 
installieren. Eine Farce! 
 

 
 
N 02 
N 03 
 
N 16 
 

2.2.2.30 Stellungnahme Nr. 432 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Ich muss Herrn Stäglin und den Planern vehement widersprechen: 
Dölau ist vom ÖPNV mehr als abgeschnitten. Die Bus-Bahn-Taktung 
ist eine Katastrophe. Zum Wochenende geht ab 16.00 Uhr nichts 
mehr. Um die Kinder zu besuchen, benötigt man vom Osten der 
Stadt nach Dölau mit Bus-Bahn-Bus 2,5h! Ein Witz! Hier wird Ver-
kehr produziert. Mehr als das!  
10. Punkt Verkehrssicherheit: sollte man Dölau mit dem Bus erreicht 
haben: Spätestens dann wird man Überfahren. Da der Kfz-Strom 
seine Geschwindigkeit eher bei über 50 km/h zieht, wird in den Kur-
ven, die eh zu eng sind, über die Fußwege gefahren. Hat sich „die 
Stadt“ das jemals angeschaut? 

 
 
 
 
V 06 
 
 
 
A 10 
 
V 01 

2.2.2.31 Stellungnahme Nr. 433 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Als Senior habe ich mich für ein Leben in der Stadt entschieden. 
Wohnen am Waldrand empfinde ich als Diskriminierung. Hier wird 
der „Alte“ auf absehbare Zeit zum Unmündigen degradiert. Der Le-
bensradius wird mit der eingeschränkten Beweglichkeit auf die Woh-
nung reduziert. Danach benötigt man zu allem Hilfe: Einkaufen, Be-
hördengänge, medizinische Versorgung – geht ohne Dritte nicht. 
Das ist der falsche Weg. 
Ich fordere daher: Wohnen für Senioren dort, wo Leben stattfindet. In 
der Mitte des Lebens, in der Stadt. Es sei denn man hat Stadtplaner, 
die meinen ein Finanzamtsblock trägt zur Belebung der Innenstadt 
bei. Hier sollen Wohnungen für uns entstehen! 
 

 
 
 
 
A 04 
 
 
 
 
 
 
 
A 10 

2.2.2.32 Stellungnahme Nr. 434 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
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zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Herr Stäglin: Wissen Sie, wie ich als Senior wohnen möchte: Mit-
ten im Leben und nicht am Rande. Ich brauche für mich erreichbare 
Einkaufsmöglichkeiten, medizinische Versorgung, Friseur, allg. Be-
darf und Behörden vor Ort. Und die genannten 550 Meter zu einer 
Haltestelle sind - so Sie einmal 80 Jahre sind – ein Marathon. Und 
so man den Bus erreicht, benötigt man für eine Strecke von 2,5km 
eine halbe Stunde! So ich Sie besuchen möchte: Nochmals 1 Stun-
de! 
Also: schieben Sie mich, also uns als Senioren nicht ab! Und so Sie 
mit dem Internet umgehen können: „Googlen“ Sie doch einmal Stu-
dien, was Senioren wollen. 
 

 
A 04 

2.2.2.33 Stellungnahme Nr. 435 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Das Verkehrskonzept für den Stadtteil ist kein Konzept! Kurvenbe-
reiche sind bis zum Anschlag zugeparkt. Will ich Angehörige besu-
chen, muss ich auf den Waldparkplatz ausweichen. Also rein ins 
FFH-Gebiet. Und dann noch die gefährlichen Begegnungen in den 
Kurven, die Raserei, die zum Überfahren der Fußwege führt. 
Ich fordere: Verkehrsberuhigende Maßnahmen wie Einbahnstraßen-
führung für die Straße „Am Waldrand“, Heideweg – links und rechts-
seitiges Parken im Wechsel, Schwellen bzw. Grünflächen als Ge-
schwindigkeitsreduzierung. 
 

 
 
 
 
V 01 
V 03 

2.2.2.34 Stellungnahme Nr. 436 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Für den Stadtteil existiert kein Verkehrskonzept. Die Straßen „Am 
Waldrand“, „Heideweg“ und „Kanning-Straße“ sind mit dem Rad 
kaum zu befahren, will man Angehörige besuchen. Diese sind zuge-
parkt und fordern, will man vorwärts kommen, zu gefährlichen Manö-
vern heraus. Hier ist endlich die Stadt gefordert: Einbahnstraße, 
Schwellen zur Geschwindigkeitsreduzierung, Bäume oder Barken. 
Das ist andernorts kein Geheimnis. 
10. Die GWG-Hochhausklötze dorthin, wo die GWG herkommt: Nach 
Halle-Neustadt. Dieses MEHR an Verkehrsstrom erstickt Straßen 
und Anwohner.  
11. Bebauung mit Ein- und Zweifamilienhäusern. 
 
 

 
 
 
 
V 01 
V 03  
 
 
 
 
 
A 20 
 
 
A 09 
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2.2.2.35 Stellungnahme Nr. 437 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Ich kann meinen Vater nicht erreichen. Am Wochenende gibt es 
keine Busverbindung nach Dölau. 
10. Wenn ich das schon nicht schaffe, wie sollen das die Senioren 
schaffen, die dort Wohnen sollen. 
11. Das ist Irrsinn und eine „Ghettoisierung“ von Rentnern. 
12. Durch das Projekt wird das Eigentum meines Vaters beschädigt 
und entwertet. Das will ich nicht.  
 
 
 
 

 
 
 
 
V 06 
 
A 04 
 
A 10 
W 02 

2.2.2.36 Stellungnahme Nr. 438 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Die Zerstörung des Charakter von Dölau ist nicht hinnehmbar.  
10. Müssen den überall die gleichen Fehler gemacht werden.  
11. Die Begründung für das Bauvorhaben stimmt nicht. Es gibt kein 
Wachstum für Halle  
 

 
 
 
 
E 01, O 01 
E 04, A 10 
A 18 

2.2.2.37 Stellungnahme Nr. 439 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Wenn man nicht auf die Belange der Bürger hört wird die Stadt 
uninteressant und die Viertel vorkommen. 
 

 
 
 
 
A 21 

2.2.2.38 Stellungnahme Nr. 440 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Ich kann meine Cousine jetzt schon nicht gut erreichen  
10. Wo soll ich in Zukunft parken.  
11. Die weitere Versieglung der Fläche konterkariert Bemühungen 
des Hochwasserschutzes.  
 

 
 
 
 
V 01, V 06 
V 03 
Ew 03-05 
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2.2.2.39 Stellungnahme Nr. 441 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Schlimm 
10. Kein Konzept 
11. So zerstört man Natur und ein behutsam entwickeltes Stadtvier-
tel  
12. Viel zu viel, das bring das Fass zum überlaufen  
13. Was soll das mit dem Hechtgraben.  
 

 
 
 
 
A 10 
A 10 
N 02 
E 03  
Ew 01 
Ew 06 

2.2.2.40 Stellungnahme Nr. 442 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Schlimm, das hat mit Planung und Stadtentwicklung nichts zu tun.  
10. Der Charakter von Dölau wird zerstört. HANEU nun in Dölau. 
11. Die Ausgleichsmaßnahmen muss auch noch der Steuerzahler – 
also ich – bezahlen. Wahnsinn 
12. Ich will keine Entwertung der Immobilie meines Vaters.  
 

 
 
 
 
A 10 
E 01 
E 04 
W 03 
W 02 

2.2.2.41 Stellungnahme Nr. 443 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Das Eigentum und die Altersvorsorge meines Sohnes und dessen 
Familie wird geschädigt. 
10. Die Bedenken meiner Schwiegertochter werden nicht ernst ge-
nommen. 
 

 
 
 
 
W 02 
 
R 02 

2.2.2.42 Stellungnahme Nr. 444 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Wir möchten ganz einfach den dörflichen Charakter Dölaus beibe-
halten.  
10. Negativbeispiele der Bebauung findet man schon im Nachtigal-
lenweg, unvollendetes Wohngebiet am Ortsausgang der Salzmünder 
und Brachwitzer Str.  
 

 
 
 
 
E 04 
 
A 08 
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2.2.2.43 Stellungnahme Nr. 445 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Anschließend stellen wir immer wieder fest, dass bei solchen 
überdimensionierten Bauvorhaben der kommerzielle Aspekt und 
nicht die eigentliche neue Wohnqualität im Vordergrund steht. Durch 
diese Bauvorhaben verliert die Dölauer Heide als Naherholungsge-
biet der Hallenser wesentlich an Bedeutung. 
 

 
 
 
 
E 03, W 01 
E 01 
N 04 

2.2.2.44 Stellungnahme Nr. 446 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Aus beruflichen Gründen sind meine Familie und ich nach Halle 
gezogen, kommen aus Bayern und Österreich hierher und freuen 
uns mit Dölau ein wirklich schönes Plätzchen gefunden zu haben. 
Leider verfolge ich mit Trauer und Entsetzen wie diese Stadt mit ih-
ren Schätzen umgeht! Woanders ist man dabei (unleserlich) einfach 
weiter entwickelt. Solche Bausünden gab es vielleicht noch in den 
80er Jahren! Heute müssten Sie doch wissen was das nach sich 
zieht und wie wertvoll dieser bis jetzt noch immer als Ausflugsziel 
lohnender Ort am Stadtrand ist. 
 

 
 
 
 
A 10 

2.2.2.45 Stellungnahme Nr. 447 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Die Errichtung einer Wassersperre in Form einer Tiefgarage sowie 
die relativ hohe Einwohnerdichte auf dem zu bebauenden Areal las-
sen für die Zukunft Schlimmes befürchten. Die vom Bauherren vor-
gesehenen Maßnahmen zur Verhinderung einer Vernässung sind 
nicht überzeugend. 
Letztlich wird die Kommune für die verkehrstechnische Anbindung 
verantwortlich sein. Damit kommen Probleme auf die Stadt zu, die 
bei einer den Gegebenheiten entsprechenden Bebauung nicht ent-
stehen würden. 
Auch aus diesem Grund muss dem vorliegenden Baukonzept wider-
sprochen werden.  
 

 
 
 
 
Ew 02 
 
 
 
 
V 01 

2.2.2.46 Stellungnahme Nr. 448 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
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nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Besonders auf die ungelösten Probleme der Regen- und Oberflä-
chenwasser Ableiten möchte ich verweisen. Aus meiner Sicht ist es 
grob fahrlässig ein solches Vorhaben zu beginnen, ohne alle even-
tuellen Möglichkeiten einer großflächigen Vernässung untersucht zu 
haben. Wir haben aus gleichen Ursache einen Garten in der Neura-
goczystraße aufgeben müssen.  
 

 
 
Ew 01,  
Ew 02 

2.2.2.47 Stellungnahme Nr. 449 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Das erhöhte Verkehrsaufkommen zerstört den Charakter eines 
Naherholungsgebietes (ein Besucherparkplatz der Dölauer Heide, 
der an sich schon recht häufig frequentiert ist, befindet sich in unmit-
telbarer Nähe). 

 
 
 
 
V 01 
N 04 

2.2.2.48 Stellungnahme Nr. 450 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Die kompakt, bzw. Blockbebauung passt nicht in dieses Land-
schaftsbild am Waldrand.  
Einzelne Eigentumshäuser (Ein- bzw. Zweifamilienhäuser) würden 
das Landschaftsbild besser prägen. 
Die Verkehrsdichte wird zu groß. Park- und Ausweichmöglichkeiten 
zu gering.  

 
 
 
 
E 03 
A 09 
 
 
V 01 
V 03 

2.2.2.49 Stellungnahme Nr. 451 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Ich bin gegen eine derartige Bebauung da die Blöcke nicht in das 
Ortsbild von Dölau und zur Nähe der Dölauer Heide passen.  
 

 
 
 
 
O 01  
N 04 

2.2.2.50 Stellungnahme Nr. 452 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Wir stimmen den obigen Ausführungen in vollem Umfang zu. Durch 
die Bebauung im Kirchweg, wo die Grundwasserproblematik völlig 

 
 
 
 
Ew 02 
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missachtet wurde, sind alle Keller älterer Gebäude völlig durchnässt.  
 

2.2.2.51 Stellungnahme Nr. 453 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Es wurde an viele wesentliche Dinge nicht gedacht! 
 

 
 
 
 
A 10 

2.2.2.52 Stellungnahme Nr. 454 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Vorschlag zur Güte: das Grundstück, des Heideschlösschens be-
raubt – mal nicht versiegeln und bebauen – sondern ganz im Gegen-
teil – begrünen (zumal die Heide ja herbe Verluste hinnehmen müss-
te) Bäume pflanzen  
Erbitte Eingangsbestätigung!  
 

 
 
 
 
N 05 

2.2.2.53 Stellungnahme Nr. 455 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Die Bebauung ist so nicht zu akzeptieren.  
Der Heideweg ist jetzt schon Umgehungsstraße. 
Der Heideweg ist für diesen Verkehrsstrom nicht ausgebaut. 
Solch eine Bebauung wäre auf dem alten Armeegelände – Wald-
straße viel besser (unleserlich) 
Wo bleibt der Erholungswert unserer Häuser. 
Außerdem der 2-jährige Baulärm.  

 

 
 
 
 
A 10, E 01 
V 01 
 
 
 
B 06 
B 02 

2.2.2.54 Stellungnahme Nr. 456 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Blöcke sind viel zu groß im Gesamtblick 
10. Hydrologie des Geländes ist gefährdet 
11. Flora und Fauna wird zerstört  
 
 

 
 
 
 
E 03, M 01 
Ew 01-02 
N 02 
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2.2.2.55 Stellungnahme Nr. 457 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. ergänzend zu den Punkten 5 und 6  
Der Hechtgraben wird durch die zuständige Behörde z.Z. sehr 
schlecht gewartet, so dass er durch weitere abgestorbene und ab-
sterbende Pflanzenreste, die z.T. auch durch Anlieger eingeworfen 
werden, bei Überlastung verstopfen sollte. 
10. ergänzend zu Punkt 7 
Die Straße „Am Waldrand“ der „Heideweg“ und die „Otto-Kanning-
Straße“ werden regelmäßig durch ortsfremde Fahrzeuge, vor allem 
mit dem Kennzeichen SK und bei Staus und stockendem Verkehr 
auf der „Salzmünder Straße“ auch durch LKWs intensiv befahren 
und dadurch übermäßig belastet. Die vorgeschrieben 30 km/h wer-
den grundsätzlich nicht eingehalten, so dass es für Kinder nicht an-
geraten ist, in der Straße zu spielen und selbst das Ausfahren aus 
der eigenen Garage abenteuerlich durch schlechte Einsichtsmög-
lichkeiten wird. Dementsprechend befindet sich der Straßenbelag in 
einem erbarmungswürdigen Zustand und wird jährlich nur kosme-
tisch notrepariert. Es ist leicht vorstellbar, wie diese Straßen nach 
dem Befahren durch schwere Baufahrzeuge aussehen werden. Eine 
danach zu erwartende Mehrbelastung durch 39+1 mal 1,2 Fahrzeu-
ge wird diese Zustände noch verschlimmern. Ohne ein Verkehrskon-
zept, das diese Gegebenheiten Rechnung trägt und zur Entlastung 
des Verkehrsraums beiträgt, ist die geplante Baumaßnahme nicht zu 
akzeptieren.  
 

 
 
 
 
Ew 03 
 
 
 
 
 
V 01 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
V 04 

2.2.2.56 Stellungnahme Nr. 458 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Wir unterstützen die angeführten Einwände zur Bebauung des Hei-
dewegs. Die Kritik war z.T. schon bei der Erstellung des A-Planes 
bekannt und es ist nicht hinzunehmen, wie das Planungsbüro damit 
umgeht. 
Eine derartige Bebauung städteartiges Charakters direkt neben dem 
FFH-Areal ist nicht im Einklang mit bestehenden Artikeln des Natur-
schutzgesetzes der BRD.  
Warum bauen sie nicht in Heide- Nord, wo bereits eine Satelliten-
stadt existiert und freie Fläche vorhanden sind.  
 

 
 
 
 
A 10 
R 02 
 
 
N 01 
N 02 
E 03-04 
A 20 

2.2.2.57 Stellungnahme Nr. 459 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
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zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Bei Regen und Schneeschmelze muss jetzt schon am „Hechtgra-
ben“ vorm Haus „Heideweg Nr.1“ das Wasser abgepumpt werden, 
da ansonsten die unteren Wohnungen unter Wasser stehen würden. 
Nach Versiegelung des Baugebietes „Heideschlösschen“ würde sich 
dieser Zustand noch extrem verschlechtern.  
10. Durch den zunehmenden Verkehr kann die Verkehrssicherheit 
im Heideweg nicht mehr gewährleistet werden. Die Parksituation 
würde sich unzumutbar verschlechtern.  
 

 
 
Ew 04 
 
 
Ew 04 
Ew 05 
V 01 
V 03 

2.2.2.58 Stellungnahme Nr. 460 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Eine Wiese mit Teich, Fontäne und weißen Bänken wäre angemes-
sen, 2 bis 3 Einfamilienhäuser zur Not ebenfalls. Mir graut vor dem 
immensen Verkehr, der entsteht, vor Staub und Benzingeruch. Wa-
rum werden diese Ha-Neublöcke nicht ins „Waldstraßenviertel“ inte-
griert? 
 

 
 
 
 
N 05 
A 09 
V 01 
A 08 
A 20 

2.2.2.59 Stellungnahme Nr. 461 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Die veröffentlichten Unterlagen sind unvollständig und lassen ei-
nen Abgleich mit anderen Behörden nicht zu (z.B. Bohrungen auf 
dem Grundstück) 
10. Der Hechtgraben wurde und wird nicht ausreichend gewartet. Bei 
Starkregen läuft er über und vernässt die umliegenden Grundstücke. 
Die Umsetzung der geplanten Bebauung lässt den Wasserspiegel 
(GOK) steigen und zerstört mein Eigentum. 
 
Ich fordere Sie auf dies nicht zuzulassen! 
Ich fordere Sie auf meine Einsprüche schriftlich zu beantworten.  
 

 
 
 
 
R 08 
 
 
Ew 01- 05 
 
 
 
 
R 09 

2.2.2.60 Stellungnahme Nr. 462 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Anmerkung: Heide-Nord sind erschlossene Flächen  
 

 
 
 
 
A 20 
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2.2.2.61 Stellungnahme Nr. 463 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Ich bin gegen das überdimensionierte Bauprojekt. Ich als regelmäßi-
ge Nutzerin des Waldzugangs finde, dass es das schöne grüne Ge-
biet verschandelt. 

 
 
 
 
E 03 
N 01 

2.2.2.62 Stellungnahme Nr. 464 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Die Einstufung des Baugrundstückes als „Allgemeines Wohngebiet“ 
statt als „Reines Wohngebiet“ widerspricht den örtlichen Gegeben-
heiten und eröffnet die Möglichkeit weiterer ortsuntypischer Nutzung 
und Bebauung, was ebenfalls zu einem starken Verlust an Wohn- 
und Lebensqualität führt. 
 

 
 
 
 
G 01 

2.2.2.63 Stellungnahme Nr. 465 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Wir wohnen schon immer in Dölau, einem wunderschönen Teil von 
Halle. Was will die GWG und die Stadt aus dem herrlichen Fleck 
machen? Zupflastern mit überdimensionierten Klötzen, viel zu 
monströs, hässlicher Klotzbau. 
Wer mutet das den Bürgern von Dölau zu? Ich lehne diese Bauten 
ab und fordere Villenbebauung entlang des Heideweges ohne Hin-
terlandbebauung. Verschandeln Sie nicht diese Fläche. Nehmen Sie 
die Bürger ernst! 
 

 
 
 
 
 
A 09 
E 02, E 03  
A 08  
 
 
R 02 

2.2.2.64 Stellungnahme Nr. 466 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Alle, die solche Monsterbauten wollen und jede Sensibilität vermis-
sen lassen, gehören nicht in diese Verantwortungsbereiche. 
 

 
 
 
 
A 05 
E 03 

2.2.2.65 Stellungnahme Nr. 467 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
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nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Zu 1: Ortsüblich ist Satteldach mit max. 2 ½ Geschossen. 
Zu 4: 1. Die Frage, ob Teile des Baugebietes im Außenbereich lie-
gen, wurde überhaupt nicht geklärt. Die alte Grenze des Außenbe-
reichs zog sich von der früheren Bebauung Am Waldrand 1a zum 
Heideschlösschen. Mindestens die beiden zur Heide gelegenen Blö-
cke befinden sich damit im Außenbereich. 
 
Zu 5: 2. Wenn der Hechtgraben nur, wie benannt, 620 l/s fassen soll, 
kann dieser meines Erachtens im Extremfall die durch ihn abzufüh-
rende Regenmenge nicht sicher bewältigen. Es sind zu viele Häuser/ 
Grundstücke und öffentliche Flächen angeschlossen. Wahrscheinlich 
sind überhaupt keine weiteren Einleitungen möglich, also auch nicht 
die im Baugebiet geplanten 20 l/s oder gar Drainagewasser. 
 

 
 
E 01, E 03 
A 02 
 
 
 
 
 
Ew 01,  
Ew 04-06 
 

2.2.2.66 Stellungnahme Nr. 468 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Ich bin nicht damit einverstanden, dass Lebensraum von Tieren 
(Fledermäuse, Käuzchen,…) zerstört oder durch Lärm negativ beein-
trächtigt wird. 
 

 
 
 
 
N 02 
N 03 

2.2.2.67 Stellungnahme Nr. 469 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Ich bin gegen die Häuser, weil ich dann nicht mehr sicher Fahrrad 
fahren kann. Es sind jetzt schon zu viele Autos. 
 

 
 
 
V 01 
 
V 09 

2.2.2.68 Stellungnahme Nr. 470 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Daneben ist eine zeitliche Dauer von 2 Jahren für das Bauvorhaben 
nicht hinnehmbar. Die Auswirkungen auf die angrenzenden Anwoh-
ner und den Wald wären dadurch und überhaupt die Überdimensio-
niertheit des Geplanten enorm. Ich fühle mich selbst als Anwohnerin 
dadurch bedroht. Auch was die Optik anbelangt, passen die Bauten 
nicht und sie entsprechen nicht den Ausmaßen, wie sie im Aufstel-
lungsbeschluss gefordert werden. Neben uns Anwohnern werden 
auch die Besucher des Waldes, die bisher rege den Zugang unmit-

 
 
 
B 02, E 03 
A 01 
E 04 
N 04,  
A 14, 
A 08 
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telbar am Bebauungsgrundstück genutzt haben, leiden – insbeson-
dere in der langen Bauzeit. Ein nicht hinnehmbares Bauvorhaben!  
 
Stellungnahme 2: 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister,  
sehr geehrte Damen und Herren  
 
hiermit erhebe ich fristgemäß Widerspruch gegen das oben genann-
te Bebauungsverfahren. Aufgrund der Anzahl der geplanten 
Wohneinheiten ist mit einer erheblichen größeren Verkehrsbelastung 
zu rechnen, die meiner Meinung nach (auch unmittelbar am Wald) 
nicht hinnehmbar ist. Nicht nur von der Ruhe her wird die Wohnlage 
dadurch beeinträchtigt, sondern auch was die Parksituation anbe-
langt kann ich mir als Anwohnerin vorstellen, wie katastrophal diese 
aussehen wird, wenn erst Besucher der Anwohner der neuen Wohn-
anlage die Umgebung zuparken. Unmittelbar am Wald möchten An-
wohner wie auch Besucher der Heide keine Autokolonnen und über-
dimensionierten Bauten. Hier sollen letztere doch Erholung finden. 
Das soll das FFH-Gebiet doch eigentlich gewährleisten. Das Bau-
vorhaben wiederspricht einen sanften Übergang zum Wald. 
Die Planung widerspricht zudem dem verkehrspolitischen Leitbild der 
Stadt der Stadt Halle. Die Immissionswerte liegen jetzt schon über 
den zulässigen Werten! 
Des Weiteren lehne ich es ab, dass im Aufstellungsbeschluss zum 
Bebauungsplan ein „Allgemeines Wohngebiet“ geplant ist statt einem 
„Reinen Wohngebiet“. Dies öffnet ja einem noch größeren Zustrom 
von Autos und Belastung der Ruhe Tür und Tür, wenn sich noch Lä-
den etc. ansiedeln können.  
An diesen Punkten muss gearbeitet werden. So wie der Bebauungs-
plan derzeit aussieht, ist er auf keinen Fall hinnehmbar.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
V 01 
 
 
 
 
V 03 
 
 
 
N 01 
 
V 14 
B 06 
 
G 01 

2.2.2.69 Stellungnahme Nr. 471 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Die Hinweise im Bürgerbeteiligungsverfahren sind nicht berück-
sichtigt. 
10. Schon jetzt kann ich meinen Bruder nicht besuchen, da keine öf-
fentliche Parkfläche zu Verfügung stehen und 
11. Dölau von öffentlichem Nahverkehr abgeschnitten ist.   
 

 
 
 
 
R 02 
V 03 
V 06 

2.2.2.70 Stellungnahme Nr. 472 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Die Rechte der Bürger werden ignoriert. 

 
 
 
 
R 02-03 
A 10 
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10. Wenn das Demokratie ist, wandere ich nach Kanada aus. Hier 
mag ich dann nicht meine Zukunft aufbauen. 
 

2.2.2.71 Stellungnahme Nr. 473 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Es stehen in diesem Gebiet genügen Wohn- und Gewerbeflächen 
zur Verfügung. Neubau nicht notwendig (siehe Eislebener Straße). 
 

 
 
 
 
A 11 

2.2.2.72 Stellungnahme Nr. 474 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 
als alte Kröllwitzerin und unmittelbare Nachbarin der Dölauer An-
wohner empfinde ich mehr als Verständnis für deren Anliegen. Ein 
ähnlich gelagertes Problem fochten auch wir nach der Wende aus: 
Planung von völlig unangemessener Bebauung in Kröllwitz am Bir-
kenwäldchen. Mit Erfolg. Das Konzept musste geändert werden. Ich 
frage mich doch immer wieder, obwohl ich in der Schule gelernt ha-
be, was Kapitalismus bedeutet (Macht und Geld regiert die Welt, was 
nun bewiesen wird), wieso sind massive Überschreitungen von Re-
geln immer wieder möglich! Wo es doch Bauordnungsämter gibt. 
 
Das Wort sagt es schon: Bauordnung! Regeln für das Bauen! 
 
Letzten Endes ist mir das Prinzip schon klar: optimalen Gewinn 
rausholen, auf Kosten der Mehrheit der Bevölkerung und der Um-
welt. 
 

 
 
 
 
 
A 10 
 
 
 
 
 
 
 
W 06 
 
A 10 
 
W 06 

2.2.2.73 Stellungnahme Nr. 475 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Wir können uns den Vorrednern nur anschließen. Bau- und Ver-
kehrsmäßig passen die geplanten Bauten nicht nach Dölau, sondern 
eher nach Heide-Nord. 
 

 
 
 
 
E 03 
V 01 
A 20 

2.2.2.74 Stellungnahme Nr. 476 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
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zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Gerade als ich nach Dölau zog wurde dieser Stadtteil von seiner S-
Bahn-Anbindung abgeschnitten. Seitdem ist es äußerst zeitaufwen-
dig und absolut unzureichend (durch zu lange Wege zum Bus, Ab-
fahrtszeiten in zu großen Abständen, keine zeitnahen Anschluss-
möglichkeiten durch die Straßenbahn, langer Fahrtweg über (unle-
serlich)) in die Innenstadt/ zum Bahnhof etc. zu gelangen. 
Diese Nichtbeachtung Dölaus in seiner Stadtrandlage in diesem we-
sentlichen Punkt –der vernünftigen Anbindung an den ÖPNV- steht 
im absoluten Widerspruch zu der plötzlichen Fokussierung Dölaus 
bei der Schaffung von Wohnraum durch die GWG bei dieser Bebau-
ungsmaßnahme. 
Mehr noch, diese Baumaßnahme verstößt gegen das integrierte 
Stadterneuerungskonzept, dass eine Stadt der „kurzen Wege“ vor-
sieht. 
 
Mit dieser Bebauung gerade auch altengerechten Wohnraum zu 
schaffen, ist durch die unzureichende Anbindung an den ÖPNV nicht 
zu realisieren und stellt daher aus meiner Sicht nur einen Vorwand 
dar. 
 
Aber egal ob altengerecht oder nicht, bei der Vielzahl und der Kon-
zentration von neuentstehenden Wohnungen an dieser sensiblen 
Stelle Dölaus ist eine immense Erhöhung des Individualverkehrs 
vorprogrammiert. Jedoch kann weder die Otto-Kanning-Straße, aber 
erst recht nicht der untere Heideweg und die Straße „Am Waldrand“ 
den zusätzlichen Verkehr verkraften. 
Tempo 30 wird schon jetzt selten eingehalten, einseitiges Parken 
führt zum rasanten Vorbeifahren in die Lücken oder Fahren auf dem 
Fußgängerweg. Die Lage vor unserer Haustür ist oft sehr drama-
tisch. Das sichere Zur-Schule-Gehen oder Zur-Haltestelle-Gehen 
meiner Kinder ist nicht mehr gewährleistet. 
Die Straße „Am Waldrand“ ist zu schmal und eine schnelle Erreich-
barkeit mit Rettungsfahrzeugen ist bei erhöhtem Verkehrsaufkom-
men nicht mehr machbar. Somit wird mit der Bebauung in diesem 
Maße auch gegen das Rettungswegegesetz des Landes Sachsen-
Anhalt verstoßen. 
 
Zudem wäre es durch die Zunahme des Verkehrsaufkommens eine 
unzumutbare Emissionsbelastung mit Lärm und Geruchsbelastung 
sowie eine Erhöhung der Immissionswerte über unzulässige Werte. 
Ich sehe meine Gesundheit und die meiner Kinder gefährdet, sichere 
Verkehrswege sind nicht mehr gegeben und all dies stellt eine starke 
Beeinträchtigung meiner Lebensqualität dar.  
 
Das Parken wird nicht durch den Bau einer Tiefgarage oder Parkflä-
chen auf dem Gebäude realisierbar sein. 
Durch Zweitfahrzeuge und Besucherautos werden der Heideweg 
und die Otto-Kanning-Straße zugeparkt! Dies ist schon jetzt immer 
dann der Fall, wenn im Waldhotel Veranstaltungen oder Feiern sind 
bzw. an den Wochenenden. Ein Ausweichen der Anwohner auf den 
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angrenzenden Parkplatz in der Heide wäre ein massiver Eingriff in 
die Heide als Erholungsgebiet und mehr noch als FFH-Gebiet und 
Landschaftsschutzgebiet, also nicht hinnehmbar. 
 
Im erwähnten ISEK ist eine bevorzugte Entwicklung des Innenstadt-
bereiches vorgesehen und somit würde eine massive Bebauung im 
Heideweg auch diesem Punkt widersprechen.  
 
In anderen Stadtrandgebieten, wie der Silberhöhe wird Wohnraum 
zurückgebaut und man will eine Waldstadt entstehen lassen. Warum 
zerstört man dann an anderer Stelle –hier in Dölau- eine bestehende 
Waldstadt mit gewachsener, kleinstrukturierter offener Bebauung mit 
diesem Baukasten und der verdichteten, geschlossenen Bebauung 
und der überdimensionierten Anzahl an Wohnungen? 
 
Gerade hier, durch die direkte Nachbarschaft der Heide, wäre es 
nicht angepasst und ortstypisch zu bauen. Man würde sonst beim 
Austreten aus der Heide auf eine Wand/ Mauer stoßen. Ich bitte Sie 
daher, die Einstellung des Bebauungsplanes Nr. 162 vorzunehmen. 
 

 
 
 
S 01 
 
 
 
A 20 
 
 
 
 
 
 
E 01-03,  
O 01 

2.2.2.75 Stellungnahme Nr. 477 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Um die Tragweite der nach Recht und Gesetz zu fällenden Ent-
scheidung zu verdeutlichen, möchte ich Ihnen den genauen Wortlaut 
des hier zugrunde liegenden Gesetzestextes des Baugesetzbuches, 
§34 Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb im Zusammenhang bebau-
ter Ortsteile vor Augen führen – insbesondere gemäß (1): Innerhalb 
der im Zusammenhang bebauten Ortsteile ist ein Vorhaben zulässig, 
wenn es sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauwei-
se und der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die Ei-
genart der näheren Umgebung einfügt und die Erschließung gesi-
chert ist. (…); das Ortsbild darf nicht beeinträchtigt werden. 
Wie man sieht, ergeben sich allein hierheraus sechs wesentliche 
Aspekte deren ernsthafte Betrachtung und Beachtung eine Umset-
zung des Projektes in der vorliegenden Form VERBIETET. 
10. Deshalb ist auch eine „Festsetzung“ der Grundflächenzahl mit 
0,4, welche dem früheren Bebauungszustand an diesem Ort in kei-
ner Weise entspricht, nicht nachzuvollziehen. 
11. Die immer dichtere Bebauung auch von Kröllwitz geht mit trauri-
gem Beispiel voran, dass ursprünglich reizvolle, weil naturnahe und 
kleinteilig bebaute Siedlungsgebiete der Stadt so maßlos zugepflas-
tert werden, dass deren ursprünglicher, vor allem ideeller Wert für 
Anwohner wie Besucher bald verloren gegangen sein wird –die In-
vestoren interessiert das erkennbar wenig. 
12. Den Verantwortungsträgern der Stadt ist diesbezüglich tatsächli-
ches Augenmaß – ganz ohne den Blick trübende $-Zeichen – sehr 
zu wünschen. Vielleicht auch im ehrenden Gedenken an einen Bür-
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germeister der Stadt mit Namen RIVE, von dessen klugem und vo-
rausschauenden Handeln bis heute alle profitieren -  nicht nur ein 
paar Wenige, für die die Stadt Halle in erster Linie ein Renditeobjekt 
zu sein schein. 
 

2.2.2.76 Stellungnahme Nr. 478 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Wir bitten um Freigabe des Geländes am Heideweg, für eine ortsty-
pische Bebauung von Eigentumshäusern an private Bauherren! 
 

 
 
 
 
W 05 

2.2.2.77 Stellungnahme Nr. 479 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Zu Punkt 7.: 
Ich habe bereits vor zwei Jahren darauf hingewiesen, dass – damals 
bereits und heute noch verstärkt – die Verkehrssituation in der Stra-
ße am Waldrand unhaltbar ist. 
Zu bestimmten Tageszeiten ist die Fahrt mit dem Auto von der Stadt-
forststraße in Richtung Heideweg fast unzumutbar, da diese Fahrt-
richtung als Parkspur benutzt wird, deshalb auf die Gegenfahrbahn 
ausgewichen werden muss und bei Gegenverkehr kaum ein Durch-
kommen ist. Diese Situation wird sich durch die vorgesehene Be-
bauung am Heideweg weiter verschärfen.  
Nur ein grundhafter Ausbau der Straße ist eine Lösung, womit Aus-
baubeiträge auf die Anlieger zukommen. Das muss den Betroffenen 
ehrlich gesagt werden. Dies Aussage des Dezernenten „es wird kei-
ne Straßenausbaubeiträge geben“ ist unehrlich, weil sie den gültigen 
Satzungen und gesetzlichen Regelungen widerspricht. Der Blu-
menauweg ist ein Beispiel dafür, wie es wirklich in der Stadt Halle 
diesbezüglich abläuft, denn dort wurden sogar entgegen des Stadt-
ratsbeschlusses über die Beitragsfreiheit dieses Bauvorhabens von 
einigen Anliegern Ausbaubeiträge im fünfstelligen Bereich kassiert. 
 

 
 
 
 
 
V 01 

2.2.2.78 Stellungnahme Nr. 480 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Ich wünsche mir ein barrierefreies Erdgeschoss und funktionierende 
Gehwege bis zur Bushaltestelle. 
 

 
 
 
 
BO 02 
V 07 



106 Bebauungsplan Nr. 162 „Dölau, Wohngebiet am Heideweg“ 

21.06.2016 

  
 

Abwägungs-
text(e) Nr. 

2.2.2.79 Stellungnahme Nr. 481 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Die geplante Baumaßnahme passt sich überhaupt nicht in die ortsty-
pische Bauweise von Dölau ein. Ich befürchte ähnliche Baumaß-
nahmen rund um die Dölauer Heide. 

 
 
 
 
E 04, O 01 
A 12 

2.2.2.80 Stellungnahme Nr. 482 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Im gültigen Stadtentwicklungskonzept: „Integriertes Stadtentwick-
lungskonzept“ (kurz ISEK), ist eine bevorzugte Entwicklung des 
Stadtinnenbereichs vorgesehen. Eine mit dieser Baumaßnahme er-
wirkte Verdichtung der Stadtrandgebiete entspricht nicht den Vorga-
ben des ISEK. Weiterhin wird im ISEK das Konzept einer Stadt der 
„kurzen Wege“ festgeschrieben. Mit der Anbindung Dölaus durch 
den ÖPNV ist dies nicht realisierbar. Gerade für die geplante Nut-
zung für ältere Menschen ist der Weg zu den Haltestellen zu weit. 
Zudem sind die Abfahrtszeiten vor allem am Vormittag und am Spät-
Nachmittag, sowie am Abend in zu großen Abständen. 

 

 
 
 
 
S 01 
 
 
 
 
V 06 

2.2.2.81 Stellungnahme Nr. 483 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Ich schließe mich voll umfänglich den Argumenten der BI an und 
möchte noch folgende Punkte ergänzen: 
 
1. Die Verkehrssituation in der Otto-Kanning-Straße ist schon jetzt 
nicht haltbar, 30km/h ist in der Straße eine selten eingehaltene Be-
schränkung, durch die einseitige Parkregelung „rasen“ die Verkehrs-
teilnehmer, um die wenigen Lücken zu überspringen. Rechts vor 
Links wird nicht beachtet, teilweise wird über den Fußweg gefahren. 
Mit dem Zuwachs an PKW wird sich das noch verstärken. 
 
2. Beim Bau unserer Häuser 1996 wurden uns viele Dinge vorge-
schrieben: Häuserflucht, Dachneigung, Ziegelfarbe, 2 Stellplätze etc. 
– all das scheint nicht mehr zu gelten. Warum wird hier mit zweierlei 
Maß gemessen? Darf die GWG anders bauen als der „Normale Bür-
ger“? 
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2.2.2.82 Stellungnahme Nr. 484 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Dölau ist eines der wenigen idyllischen Dörfer im Stadtrandgebiet. 
Mein Mann und ich sind viel in Dölau bei unserem Sohn. Wir würden 
uns wünschen, dass Dölau den vorhandenen dörflichen Charakter 
behält. Die Baumaßnahme ist deutlich zu groß. 
 

 
 
 
 
O 01 
E 04 
E 03 

2.2.2.83 Stellungnahme Nr. 485 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Als ich während meines Studiums im Waldhaus in Dölau gewohnt 
habe, war Dölau ein Dorf. Heute ist es vorwiegend auch noch so, 
und ich wünsche mir, dass es in Zukunft auch so bleibt. Die vorge-
sehene Baumaßnahme ist deutlich zu groß. 
 

 
 
 
 
E 04 
E 03 

2.2.2.84 Stellungnahme Nr. 486 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Der verwahrloste Zustand des Hechtgrabens im Bereich „Einmün-
dung Hassegraben“ ist unverantwortlich. Der Hinweis seitens der 
Stadt „Eingeschränkter Zugang“ wurde zusätzlich durch Baugeneh-
migungen aus den 90er Jahren herbeigeführt. 
 

 
 
 
 
Ew 03 

2.2.2.85 Stellungnahme Nr. 487 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Die Baumaßnahme ist viel zu verdichtet und zu groß, des Weiteren 
sehe ich durch die Zunahme des Verkehrs eine Gefahr für meine 
Kinder. 
 

 
 
 
 
E 03, M 01 
V 01 

2.2.2.86 Stellungnahme Nr. 488 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
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Ich bin gegen die Baumaßnahme, da die Bebauung zu groß und zu 
umfangreich ist. 
 

E 03 

2.2.2.87 Stellungnahme Nr. 489 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Lieber ein örtliches Ärztehaus für Dölau und Umgebung. 
 

 
 
 
 
G 02 

2.2.2.88 Stellungnahme Nr. 490 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Weitere Ergänzungen zu den Punkten 1-6: 
 
Bebauungsplan: 
Im Bebauungsplan steht unter 3.1 – Begrenzung der Bebauung auf 
ein für die Umgebung verträgliches Maß. Davon kann keine Rede 
sein. Die vorigen Gebäude hatten Satteldächer und waren viel nied-
riger. Die jetzige Planung nimmt keine Rücksicht auf das vorhandene 
Orts- und Landschaftsbild und steht im Widerspruch zum Umweltbe-
richt. 
In der Einwohnerversammlung am 28.10.2013 wurde von allen An-
wohnern aus Dölau das vorliegende Konzept abgelehnt. Dies wird 
aus Seite 9 nicht erwähnt. Die nachfolgende Aussage, dass das Pro-
jekt eine Bereicherung für die unmittelbaren Anwohner bringt, ent-
behrt jeder Grundlage. Auch die weitere Ausführung auf Seite 9, 
dass auf die Anregungen in wesentlichen Teilen eingegangen sei, ist 
nicht zutreffend. 
 
Seite 11: 
Die ergänzende Bebauung muss dem vorhandenen kleinteiligen 
dörflichen Siedlungscharakter entsprechen, ist nicht erfüllt. In Dölau 
gibt es keine Flachdächer und Gebäude dieser Größenart. Anpassen 
heißt, dass die neuen Gebäude nicht prägend sein dürfen und die 
vorhandene Bebauung eingegangen sei, ist nicht zutreffend. 
 
Seite 22: 
Die Erfüllung der Mindestanforderung steht nicht für das Wohngebiet 
und nur unter Ausnutzung aller Ausnahmemöglichkeiten, die doch 
sehr fraglich sind und von den Einwohnern abgelehnt werden, solle 
man nicht bauen. 
 
Seite 46 Landschaftsbild: 
Eine erhebliche Beeinträchtigung des Landschaftsbildes sei nicht 
gegeben. Der Umweltbericht in der Tabelle auf Seite 12 kommt zu 
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einer ganz anderen Aussage – eine erhebliche nachteilige Auswir-
kung auf das Landschaftsbild liegt vor. 
 
Die Ausfahrt zum Waldrand ist viel zu nahe an der Kurve und stellt 
eine Gefährdung des Verkehrs dar. Plötzliches Bremsen und Auf-
fahrunfälle werden die Folge sein, zumal die Kurven jetzt schon recht 
eng sind. 
 
Zum Wasserproblem ist anzumerken, dass bei Starkregen das Was-
ser schon jetzt in der Otto-Kanning-Straße schlecht abläuft und zum 
Teil über die Bordkante von der Straße in die Gebäude läuft. 
 
Da in Dölau viel mit dem Fahrrad gefahren wird, sollte ein Fahrrad-
weg nicht so formell abgelehnt werde. 
 

 
 
V 08 
 
 
 
 
Ew 04 
 
 
 
V 09 

2.2.2.89 Stellungnahme Nr. 491 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Als Geschäftsführer eines bedeutenden Forschungsinstitutes in 
Halle (Leibniz-Inst.) finde ich es bedauerlich, dass immer mehr 
Stadtteile verdichtet werden. Dadurch wird es immer schwerer An-
wärter auf gehobene Positionen adäquate Wohnviertel zu zeigen. 
Wenn nach dem Paulusviertel und Heide-Süd jetzt auch Dölau „verb-
lockt“ wird, ist dies ein Standortnachteil. Hochwertige Einzelbebau-
ung ja, Blocks mit größer 2 Stockwerken sind dagegen abschre-
ckend. 
 

 
 
 
 
S 01  
M 01 
A 10 
 
 
A 09 

2.2.2.90 Stellungnahme Nr. 492 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Sehr geehrter Herr Wiegand, 
Bitte nehmen Sie die vielen Einsprüche gegen diese Monster-Block-
Bebauung ernst! Die Argumente, die dagegen sprechen, sind fun-
diert, logisch und lassen eigentlich nur einen Schluss zu!  
Wir wollen das nicht in Dölau und werden auch weiter dagegen 
kämpfen.  
P.S.: Ich finde es mehr als fragwürdig, dass Herr Stäglin als ehema-
liger HWG Vorstand jetzt Dölau verschandeln will! 
 

 
 
 
 
 
A 10, R 02 
 
 
 
 
A 22 
 

2.2.2.91 Stellungnahme Nr. 493 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
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Die Hinterlandbebauung in Dölau darf nicht erlaubt werden. Das 
würde den grünen Charakter des Stadtteils völlig zerstören. 
 

E 02 

2.2.2.92 Stellungnahme Nr. 494 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Die Otto-Kanning-Straße ist schon jetzt schwer in beiden Richtun-
gen befahrbar, da eine Seite mit parkenden Autos voll ist und man 
somit häufig ausweichen & warten muss, wenn Verkehr entgegen-
kommt. Bei der geplanten Art der Bebauung würde der Verkehr er-
heblich ansteigen und damit auch die damit verbundenen Probleme. 
 

 
 
 
 
V 10 

2.2.2.93 Stellungnahme Nr. 495 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Das Konzept „altersgerechtes Wohnen“ setzt m. E. auch eine 
dementsprechende Infrastruktur in Wohnnähe voraus, die nicht ge-
geben ist. 
 

 
 
 
 
A 04 

2.2.2.94 Stellungnahme Nr. 496 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Schon jetzt ist das Schmutz- und Oberflächenwassersystem total 
überlastet 
Bei stärkerem Regen (nicht Starkregen!!!) schießt das Regenwasser 
am Waldrand, in der letzten Kurve zur Kreuzung Waldstraße, aus 
den Gullys und ergießt sich in umliegende Grundstücke – inklusive 
Fäkalien. 
10. Durch zunehmende Bebauung und dem damit zunehmenden 
Verkehr sinken gleichermaßen Lebensqualität wie auch Bodenricht-
werte. 
11. Durch die Baumaßnahmen wird der Waldrand nebst Otto-
Kanning-Straße extrem belastet. Auswirkungen der Beanspruchung 
waren schon bei dem Abbruch des Heideschlösschens (das war die 
Bestandsimmobilie) erkennbar, es ist unklar wer die Straßensanie-
rung bezahlt. 
12. Dieses Bauvorhaben führt zu einer weiteren Verdichtung der 
Ortslage: man kann dieses Projekt in den Hochhausbereinigten 
Randlagen von Halle-Neustadt hervorragend realisieren – auch hier 
ist der Stadtforst zur Erholung in unmittelbarer Nähe, und hier, aber 
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auch nur hier (nochmals: in Halle-Neustadt) fügt sich das Projekt in 
die Ortslage ein. 
 

2.2.2.95 Stellungnahme Nr. 497 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Abstandsflächen sind nicht eingehalten. 
10. Hinterlandbebauung (2.Reihe) ist in Dölau nicht zulässig. 
11. Widerspricht dem in den 90er Jahren von Dr. Bußmann entwi-
ckelten und vom Stadtrat beschlossenen Nahverkehrskonzept! 
12. Kein Privatmann dürfte so bauen 
 

 
 
 
 
BO 01 
E 02 
V 14, V 06 
 
W 06 
 

2.2.2.96 Stellungnahme Nr. 498 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Durch die starke Bebauung im Nachtigallenweg in den letzten Jah-
ren (viel versiegelte Fläche) entstehen ständig Wasserstellen (bei 
Starkregen, Biotop auf dem Grundstück des ehemaligen Steinmetz-
betriebes, dieses drückt auf alle noch kleinen freien Flächen, Bäume 
und Hecken stehen im Wasser und sterben zum Teil ab). 
Eine Tiefgarage mit diesen Ausmaßen verursacht extrem hohe Kos-
ten, Lärm, Erschütterungen usw. (wasserdichter Spundwandvorbau 
– Gefahr hydraulischer Grundbruch, weiße Wanne). 
Wir bezweifeln stark, dass diese Auswirkungen auf das Vorhaben 
ausreichend berücksichtigt wurden. 

 

 
 
 
 
Ew 01 
 
Ew 05 
 
 
Ew 02 
 
 
B 01, B 06 

2.2.2.97 Stellungnahme Nr. 499 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
5 a.) Die regelmäßige Pflege des Hechtgrabens kann nicht immer 
gewährleistet werden, so droht eine Verschlammung des Grabens 
und der Rigolen und damit eine Reduzierung der Wasseraufnahme. 
 
b.) Die über Jahre ansteigende Regenwasseranbindung der zulau-
fenden Straßen zur Otto-Kanning-Straße (Dr. H. Litten, Hufeland-
straße) führte zu einem höheren Regenwasseranfall, der ab Heide-
weg in einem offenen Graben abgeleitet wird. Durch weitere Anbin-
dungen könnte das Grabensystem weiter kollabieren: hydraulisches 
Gutachten fehlt, ansonsten zukünftig nasse Gebäude.  
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2.2.2.98 Stellungnahme Nr. 500 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Es sollte mehr für Wohnzwecke der bisherige Leerstand an Woh-
nungen in Halle-Neustadt genutzt werden. 
 

 
 
 
 
A 13 

2.2.2.99 Stellungnahme Nr. 501 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Zu 7: 
Zusätzlich weise ich auf den wesentlich erhöhten Parkplatzbedarf für 
die geplante Arztpraxis hin. In Verbindung mit dem Parkplatzbedarf 
durch Kunden des Waldhotels, insbesondere bei Veranstaltungen, 
kann es zu einem Verkehrskollaps im Wohngebiet kommen. 
 

 
 
 
 
 
V 11 
 
V 03 

2.2.2.100 Stellungnahme Nr. 502 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Einfamilienhäuser würden besser in das Bild passen. 
 

 
 
 
 
A 09, O 01 

2.2.2.101 Stellungnahme Nr. 503 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Der zu erwartende zusätzliche Kfz.-Verkehr wird sich vorwiegend in 
der Richtung Stadt bemerkbar machen. Der Heideweg ist weniger 
betroffen, vielmehr der „Am Waldrand“ mit seinen mehrfachen 90° 
Kurven (bei geringer Fahrbahnbreite) und schlechter Fahrbahnde-
cke, dazu (bisher) meist einseitig vollgeparkt. Da gibt es sicher Prob-
leme! 
 

 
 
 
 
V 01 
 
 
 
V 03 

2.2.2.102 Stellungnahme Nr. 504 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 

 
 
 
 
B 01 
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Ich fühle mich durch diese Bebauung direkt betroffen und bedroht, 
da unsere Eigentumswohnung und das damit verbundene (unleser-
lich) baulichen Schaden nimmt, die Sicht erheblich einschränkt. 
• An Wert verliert 
• Die Verwässerung unseres Eigentums droht! 
• Der ökologische Schaden ist nicht absehbar! GWG soll in Neu-

stadt weiterbauen und nicht abreißen, da ist genug Platz! 
 

 
B 03 
W 02 
Ew 02 
N 02 
A 20 

2.2.2.103 Stellungnahme Nr. 505 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Dieser schwachsinnige Bebauungsplan ist gegen Umwelt, Mensch 
und Tierwelt!! Und weil sich eine Handvoll Menschen eine neue Blei-
be suchen….. 
10. Es ist rücksichtslos und verantwortungslos gegenüber der An-
wohner und Bürger in Dölau. 
11. Das Konzept angeblich für altersgerechtes Wohnen, geht voll 
daneben, da keine Infrastruktur für diese Altersgruppe vorhanden ist 
und sein wird! 
 

 
 
 
 
A 10 
A 06, N 02 
 
E 05 
 
A 04 

2.2.2.104 Stellungnahme Nr. 506 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Ich wende mich gegen die Bevorteilung von finanzkräftigen Parti-
kularinteressen zu Lasten der Allgemeinheit in Dölau. Warum muss 
jeder grüne Fleck zubetoniert werden? Tut mir leid, das verstehe ich 
nicht. 
 

 
 
 
 
W 06 

2.2.2.105 Stellungnahme Nr. 507 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Durch die Verdichtung und Ausnahmeregelungen kommt es zum 
Wertverlust der Nachbarschaftsgrundstücke mit Eingriffen in meine 
Lebensplanung und Rentenvorsorge über den Wertverlust der Im-
mobilie. 
10. Nach 30 jährigem Wohnen in Halle-Neustadt bin ich für viel Geld 
nach Dölau gezogen. Ich fordere die Bebauung so zu planen, dass 
Halle-Neustadt nicht nach Dölau gebaut wird. 
11. Bisherige Planungs- und Genehmigungsfehler werden nicht kor-
rigiert, wenn man sie wiederholt. 
12. Die Hinterlandbebauung muss unterbleiben, stattdessen kann 
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dort eine Stellfläche für den ruhenden Verkehr der neuen Anwohner 
entstehen. 
 

2.2.2.106 Stellungnahme Nr. 508 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Ich fühle mich durch diese Bebauung direkt betroffen und seelisch 
bedroht, weil die Wohn- und Lebensqualität enorm sinkt. Da unsere 
Eigentumswohnung und das damit verbundene Sondereigentum 
Schaden nimmt und durch den Bau der Tiefgarage die Vernässung 
unseres Eigentums droht. Dadurch verliert unsere Immobilie an 
Wert. 
10. Ich fordere eine Bebauung wie sie die Grundbücher der Anlieger 
ausweisen. Auszug aus dem Grundbuch/ zweite Abteilung; Lasten 
und Beschränkungen von „gewerbliche Bauten und Anlagen dürfen 
auf dem Grundstück nicht errichtet werden. Vielmehr muss der Cha-
rakter einer Villenkolonie gewahrt bleiben“. 
11. Ich bin gegen eine Bebauung des Flurstücke 283 Halle Dölau 
(Hinterland). 
 

 
 
 
 
B 06 
A 14 
B 01 
Ew 02 
 
 
R 10 
 
 
 
 
E 02 

2.2.2.107 Stellungnahme Nr. 509 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Zunehmender Verkehr, wenig Parkflächen 
10. Jetzt schon überlastete Durchgangsstraßen. 
11. Oberflächenwasser bedroht uns schon im oberen Bereich des 
Heideweges/ Hechtgraben 
12. Schlechte Gehwege 
 

 
 
 
 
V 01, V 12 
V 05 
Ew 04 
 
V 07 

2.2.2.108 Stellungnahme Nr. 510 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Die Grundstücke und Immobilien in Dölau verlieren durch dieses 
Vorhaben an Wert. 
10. Regreßforderungen können auf die Stadt Halle zukommen, wenn 
die veränderte Hydrologie zu einer Erhöhung des Grundwassers 
führt. 
 
 

 
 
 
 
W 02 
 
Ew 01-06 



Bebauungsplan Nr. 162 „Dölau, Wohngebiet am Heideweg“ 115  

  21.06.2016 

  
 

Abwägungs-
text(e) Nr. 

2.2.2.109 Stellungnahme Nr. 511 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Die Immobilien in Dölau verlieren an Wert. 

 

 
 
 
 
W 02 

2.2.2.110 Stellungnahme Nr. 512 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Die GWG hat genug Freiflächen in Halle-Neustadt und in Heide-
Nord. Dorthin könnte diese ihre Plattenbauten hinsetzen, anstatt das 
Dölau zu verschandeln. 
10. Es ist eine Zumutung für alle Dölauer Bürger, hier unmittelbar am 
Waldrand, wo die Heide-Wanderer vom Landbergweg kommen, sol-
che Plattenbauten hinzusetzen. Die Natur ist für alle Zeiten kaputt 
gemacht. 
 

 
 
 
 
A 20 
 
 
N 01 
 
N 04 

2.2.2.111 Stellungnahme Nr. 513 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Durch das Bauprojekt befürchte ich eine deutlich stärkere Ver-
kehrsbelastung in der Otto-Kanning-Straße, Heideweg und Neben-
straßen. Dies widerspricht der dörflichen Atmosphäre, die ich für 
mein Leben bewusst gewählt habe. Ich empfinde das als massive 
Störung meiner Lebensqualität. 
 

 
 
 
 
V 01 
 
E 04 
A 14 

2.2.2.112 Stellungnahme Nr. 514 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Wie kommt es, dass man dem Investor Walter die Heideland-
Bebauung (Heideweg-Otto-Kanning-Straße) verboten hat? Dem In-
vestor Kuhn Haus eine 3-4 geschossige Bebauung nicht genehmigt 
hat? Messen die Herren Ihrer Genehmigungsbehörde mit unter-
schiedlichem Maßstab? 
Wieso werden im Zuge der Vorplanung keine Hydraulischen und an-
dere wichtige Gutachten eingeholt. Aus meiner praktischen Tätigkeit 
im Bauwesen der Stadt Halle wären das normale Vorgänge im Zuge 
der Vorbereitung von Baustandorten und deren Umsetzung (Brau-
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hausstraße und andere innerstädtische Standorte). 
 

2.2.2.113 Stellungnahme Nr. 515 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Beim Bau meines Hauses hatten wir große Probleme mit dem 
Schichtenwasser. Wenn das Bauvorhaben umgesetzt wird, ist mit 
einer unkontrollierten Vernässung der abhängigen alten Teile von 
Dölau zu rechen. Eine solche Situation würde eine erhebliche Wert-
minderung meines Grundstückes und Hauses bedeuten. Dafür wer-
de ich die Entscheidungsträger gerichtlich zur Verantwortung ziehen! 
Lassen Sie das  Projekt und den Bebauungsplan fallen! Bauen Sie 
dort einen richtigen Spielplatz. 
 

 
 
 
 
Ew 01-02 
 
 
W 02 
 
 
N 05 

2.2.2.114 Stellungnahme Nr. 516 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Grundfläche der einzelnen Gebäude zu groß. 
10. Zu hoher Versiegelungsrad mit Einleitung im Hechtgraben – Ka-
pazitätsproblem, zumal abschließendes Gutachten aussteht 
11. Ortsuntypische Bebauung (u.a. Flachdach, Geschosshöhe, 
i.V.m. Aufschüttung für Tiefgarage 
12. Belastungen für Verkehrsraum – erstens durch Baumaßnahmen, 
zweitens späterer ruhender Verkehr 
 

 
 
 
 
M 01 
Ew 01, Ew 
05 
E 01 
E 03-05 
V 01, V 04 
V 03 

2.2.2.115 Stellungnahme Nr. 517 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Zusätzlich zu erwarten wäre wahrscheinlich die Überforderung 
des öffentlichen Verkehrssystems, sodass weitere Baumaßnahmen 
oder noch höhere Verkehrsaufkommen zu erwarten sind. 
10. Das Bebauungsverfahren bedeutet, dass ein naturbelassenes 
Gebiet, das zur Förderung der Lebensqualität in Dölau dienen und 
entsprechend genutzt werden sollte, ohne angemessenen Ausgleich, 
dieser Funktion entrissen wird. Eine gute Variante wäre die Einrich-
tung eines kleinen Jugendtreffpunktes an dieser Stelle oder die Er-
weiterung des Heide-Naturpfades zum Hechtgraben und dessen 
Vernässungszone. 
11. Ich hoffe, dass ich als Anwohnerin ein Recht auf Mitbestimmung 
bekomme. 
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2.2.2.116 Stellungnahme Nr. 518 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Eine derartige Verdichtung (klein Halle-Neustadt) gegenüber ei-
nem FFH-Gebiet (Heide) ist nicht zukunftsweisend und dient keiner 
Stadtentwicklungsplanung. 

 

 
 
 
 
M 01 
N 03 

2.2.2.117 Stellungnahme Nr. 519 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Eine solche Stadtentwicklung bewegt mich dazu, auf keinen Fall 
zurück nach Halle zu ziehen! 
 

 
 
 
 
A 10 

2.2.2.118 Stellungnahme Nr. 520 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Der für die geplanten Wohneinheiten zugrunde gelegte Stellplatz-
schlüssel für KFZ ist unzureichend. Dies führt zu einer zusätzlichen 
Belastung des öffentlichen Verkehrsraum bzw. der dort vorhandenen 
Parkplätze. Nur eine Reduzierung des Bauvorhabens in puncto 
Wohneinheiten/ Bewohnerzahl kann dies verhindern. 
 

 
 
 
 
V 12 

2.2.2.119 Stellungnahme Nr. 521 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. In Dölau ist eine 3-geschossige Bauweise (Vollgeschosse) nicht 
ortstypisch. Auch wenn dies als Staffelbau geschieht, fügt es sich in 
keinster Weise in das Ortsbild von Dölau ein. 
10. Die zu erwartende Mehrbelastung der um das Baugebiet liegen-
den Straßen durch den Bau selbst und dann durch die Bewohneran-
zahl – entsprechenden Fahrzeugen – führt zur weiteren Verschlech-
terung des bereits desolaten Zustandes dieser. 
 

 
 
 
 
M 01 
O 01 
 
V 01 

2.2.2.120 Stellungnahme Nr. 522 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
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nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Das vorgesehene Bauprojekt berücksichtigt in keiner Weise die 
vorliegende Verkehrssituation, nämlich die enge kurvenreiche Straße 
mit nur einseitigem Gehweg. 
10. Während der Bauzeit erhöht sich die Gefährdung der anderen 
Verkehrsteilnehmer, vor allem Radfahrer und Fußgänger, ums Viel-
fache. 
11. Es gibt keine handfesten und aktuellen Aussagen zur Entwick-
lung des Wasserhaushaltes in Dölau – somit wird mein Wohneigen-
tum gefährdet! 
12. Das vorgesehene Bauprojekt zeugt von Willkür und Gewinnstre-
ben, nicht aber von einer umweltbewussten und verantwortungsvol-
len Planung. 
 

 
 
V 01 
 
 
V 15 
 
 
Ew 01-02 
 
 
A 10 
N 01 

2.2.2.121 Stellungnahme Nr. 523 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Das Bodengutachten basiert auf den aufgeführten Unterlagen zum 
damaligen Planungsstand 12.02.2013, 5 Baukörper entlang des Hei-
dewegs. Nach meiner Meinung ist es für diese überdimensionale 
Bebauung nicht relevant. 
10. Durch die geplante Arztpraxis verschärft sich die Parksituation 
erheblich. Jetzt zusehen in der Otto-Kanning-Straße 12 während der 
Sprechstunde. 
11. Eine angepasste Bebauung kann erreicht werden, durch Bau-
körper wie sie am Hubertusplatz entstanden sind. 
12. De Fakto, 1,5 Fahrzeuge pro Wohnung ist irreal. Mehrfachbesitz- 
und Besucherfahrzeuge 
13. Um mit Flachdächern Niederschlagswasser zu regulieren fehlen 
Beweise. 
 
14. Abschließend möchte ich feststellen, dass die Bebauung ent-
schieden zu groß ist. 
 

 
 
 
 
R 08 
 
 
 
V 03, V 11 
 
 
E 01 
 
V 12 
 
Ew 05 
 
 
E 03 

2.2.2.122 Stellungnahme Nr. 524 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Als Anlieger habe ich die große Befürchtung, dass durch die Art 
der Bebauung – Großblockbauweise – eine Vernässung unser Ei-
gentum zerstört. 
10. Wo bleibt die Aufsicht und Kontrolle des Umweltschutzes, damit 
die großen Baumbestände nicht vernichtet werden. 
11. Die GWG soll lieber in Halle-Neustadt diese Bauweise weiterfüh-

 
 
 
 
Ew 02 
E 03 
 
N 01, N 14 
 
A 20 
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ren, da ist genug Platz – aber nicht den Heiderand in Dölau! 
 

2.2.2.123 Stellungnahme Nr. 525 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Die Häuser sind von der Grundfläche her immer noch zu groß und 
zu hoch! Bei anderen Baumaßnahmen, wie z.B. Straßenneubau in 
Dölau mit verbundener Schotterung der Fußwege (in anderen Stadt-
gebieten wurden Fußwege exklusiv ausgebaut- siehe Lettin) wurde 
mit „Erhaltung des ländlichen Charakters“ argumentiert. Wenn es da-
rum geht Kosten zu sparen, bedient sich die Stadt gern dieses Ar-
gumentes. Bei dem geplanten Bauvorhaben Heideweg geht es der 
Stadt und dem Bauträger nur um die Erzielung des höchstmöglichen 
Gewinnes und nicht um Einvernehmen mit den Dölauer Bürgern. 
Im Übrigen sehe ich die geplante Bauzeit von 2 Jahren als nicht rea-
listisch an.  
In dem in der Alfred-Oelsner-Straße gelegenen Baugebiet mit ca. ei-
nem Dutzend Häusern wird bereits im 4. Jahr gebaut und es ist an-
scheinend noch nicht gelungen, alle Grundstücke zu vermarkten. 
Was das an Baulärm und –schmutz für die bereits dort wohnenden 
jungen Familien mit Kindern und die Anlieger bedeutet, interessiert 
Sie wohl kaum 
 

 
 
 
 
M 01 
E 03 
 
 
 
V 07 
 
 
W 06 
B 02 
 

2.2.2.124 Stellungnahme Nr. 526 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Durch die beabsichtigte Bebauung sehe ich das Landschaftsumfeld 
im betroffenen Ortsgebiet erheblich gestört. Auf nur ca. 8000m² 
Grundfläche sollen ca. 5% (39 WE) des IST-Bestandes an WE in 
Mehrfamilienhäusern errichtet werden. Dies ist mit einem Versiege-
lungsgrad von 50% verbunden. Obwohl dieser Wert rechtlich zuläs-
sig ist, weicht die GFZ vom Umfeld erheblich ab. Ursache dafür sind 
die Grundrissmaße der Bauwerke, die erheblich über den umgeben-
den Bauten liegen und von ortstypischer Bebauung abweiche. 
Auch wenn die 2003 beschlossene Erhaltungssatzung Nr. 44 für die-
ses Baugebiet nicht gilt, sollte sich der Bauherr an die dort genann-
ten ortstypischen max. 2-geschossigen Bebauung orientieren, damit 
der dörfliche Charakter von Dölau nicht unwiederbringlich zerstört 
wird. 
Im Übrigen erschließt sich mir nicht, warum ökologische Aus-
gleichsmaßnahmen außerhalb der Gemarkung Dölau umgesetzt 
werden. 
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E 05 
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2.2.2.125 Stellungnahme Nr. 527 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Dölau darf seinen individuellen Charakter nicht verlieren und kei-
nen falls zu einem gesichtslosen Satellitenstadtteil von Halle werden. 
10. Wir sind für einen geregelten Wohnungsbau in Dölau, aber mit 
Augenmaß und behutsamer Anpassung an die Heidelandschaft. Die 
geplante Großblockbauweise, ähnlich wie in Halle-Neustadt und 
Heide-Nord, lehnen wir ab. 
11. Wir fordern das Selbstbestimmungsrecht der Dölauer Einwohner 
über ihr Wohnumfeld und sind entschieden dagegen, das Woh-
nungsunternehmen, wie die GWG, aus rein kommerziellen Interes-
sen dieses Recht ignorieren. 

 

 
 
 
 
E 04 
 
E 03, E 05 
O 01, N 01 
 
 
R 03 
 
W 06 

2.2.2.126 Stellungnahme Nr. 528 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Das geplante Bauvorhaben steht im Widerspruch zum ISEK. Hier 
ist eine Stärkung des Innenstadtbereichs vorgesehen. Eine Verdich-
tung der Randlage ist nicht formuliertes Ziel der Stadtplanung. 
10. Im Bereich der zukünftigen Bebauung kommt es jetzt schon zu 
erheblichen Verkehrsbehinderungen durch parkende Autos. Ich for-
dere ein Parkverbot im Bereich der Heide und die Schaffung von 2 
Parkmöglichkeiten je Familie auf dem Grundstück der Neubebauung. 
11. Durch die neue Bebauung wird eine neue Siedlung geschaffen. 
Auch wenn diese irgendwann dem Baurecht entspricht, erfüllt sie 
nachbarliche Interessen und Grundbedürfnisse nicht. Die Baumaß-
nahme verändert Dölau, zerschlägt funktionierende Strukturen und 
steht im Widerspruch mit dem Wunsch der übergeordneten Mehrheit 
der Dölauer, weiterhin im dörflichen Charakter Dölaus zu leben. 
 

 
 
 
 
S 01 
 
 
V 03, V 12 
 
 
E 01 
 
R 03 
E 04 

2.2.2.127 Stellungnahme Nr. 529 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Weiterhin ist die jetzige Überlastung durch den Autoverkehr in Dölau 
schon nicht mehr zu vertreten. Die Straßen sind nur noch „Einbahn-
straßen“, da diese einseitig zugeparkt sind. 
In Dölau prägen Ein- und Zweifamilienhäuser das Bild, hiermit wurde 
auch dies zerstört und dann noch direkt am Eingang der Dölauer 
Heide. 
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2.2.2.128 Stellungnahme Nr. 530 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Ich bin strikt dagegen solche großen Häuser so eng hier zu bauen. 
Der dörfliche Charakter muss erhalten bleiben. Soll denn unsere Na-
tur und Umwelt dem Gewinn der GWG geopfert werden? Es können 
viel besser und umweltverträglicher einige Einfamilien- oder Zweifa-
milienhäuser dort stehen, das passt hierher. 
 

 
 
 
 
E 03-04 
M 01, N 02 
A 09 

2.2.2.129 Stellungnahme Nr. 531 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Warum hält die Stadt Halle unbedingt an einer Bebauung eines so 
großen Komplexes mit so hohen Häusern direkt am Eingang zur 
Heide fest, wenn ein ganzes Dorf dagegen ist? 
10. Solch ein Verkehrsaufkommen kann man nur einschätzen, wenn 
man sich täglich durch geparkte und entgegenkommende Autos 
schlängeln muss. 
 

 
 
 
 
R 03 
N 01 
V 01 
V 03 

2.2.2.130 Stellungnahme Nr. 532 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
9. Die Gebäude sind noch immer viel zu groß, einfach überdimensi-
oniert für dieses Grundstück. Halle-Neustadt Architektur bitte nach 
Halle-Neustadt, dort gibt es freie Bauflächen. 
10. Schwerwiegende Probleme wird es beim „ruhenden Verkehr“ 
geben. Da helfen auch keine Verkehrszählungen. Besucher oder 
auch Bewohner werden nicht sämtlich in der Tiefgarage Platz finden, 
wohin damit? (Die heutige Situation ist gegenüber dem Waldviertel in 
der Otto-Kanning-Straße zu sehen, da ist oft kein Durchkommen). 
 
11. Stoppen Sie dieses Bauvorhaben in seiner Dimension! „Abspe-
cken genügt nicht!“ 
 

 
 
 
 
M 01, A 20,  
E 03 
 
V 03 
V 10, V 12 
 
 
 
 
R 03 

2.2.2.131 Stellungnahme Nr. 533 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 

 
 
 
 
B 04 
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9. Gartenanlagen Heideweg 
 

 

2.2.2.132 Stellungnahme Nr. 534 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Ich schließe mich hiermit in vollem Umfang der dargestellten Argu-
mente an. 
 

 
 
 
 
s. Nr. 2.2.2.1 

2.2.2.133 Stellungnahme Nr. 535 
 

  
Die o.g. Person hat über die unter 2.2.2.1 abgewogenen Stellung-
nahme hinaus, weitergehend eine Stellungnahme mit dem folgenden 
zusätzlichen Inhalt abgegeben: 
 
Aufgrund der oben genannten Punkte, stimmen auch wir die Bewoh-
ner der [anonymisiert] gegen die Monsterbauten laut Bebauungs-
planverfahren 162, Heideweg. 
 
 

 
 
 
A 10 
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Die folgenden Personen haben Einzelstellungnahmen abgege-
ben. 

2.2.2.134 Stellungnahme Nr. 536 
 

 
Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgege-
ben: 
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M 02 
 
V 13 
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E 05 
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M 02 
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M 03 
V 01, W 04 
 
[s.Anhang unten] 
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Anhang zu Stellungnahme Nr. 536: 
Der Arbeitskreis Hallesche Auenwälder hat in der frühzeitigen Beteili-
gung der Öffentlichkeit am 01.11.2013 eine Stellungnahme mit fol-
gendem Inhalt abgeben: 
 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister,  

hiermit legen wir gegen die Planungsunterlagen "Bebauungsplan Nr. 162.  
Heideweg 2, Halle (Saale)" Einspruch ein:  

Mit Unverständnis hat der Arbeitskreis Hallesehe Auenwälder zu Halle (Saale) e.V. 
(AHA) die Absicht der Gesellschaft für Wohn-und Gewerbeimmobilien Halle-Neustadt 
mbH (GWG) aufgenommen auf dem Gelände des früheren Ausflugslokals "Heide-
schlösschen" eine Trabantensiedlung bestehend aus viergeschossigen Mehrfamilienhäu-
sern mit mehr als 50 Wohnheiten zu errichten. Nach Auffassung des AHA stellt eine 
derartige Bebauung einen massiven Eingriff in die Struktur des historischen Ortskerns 
dar. Noch dazu die Notwendigkeit der Errichtung weiteren Wohnraums in Halle (Saale) 
im Zusammenhang mit der Bevölkerungsentwicklung nicht erkennbar ist. Nach Angaben 
der hallesehen Stadtverwaltung hatte Halle im Jahr 2012 einer Einwohnerzahl in Höhe 
von 232.535, was zwar gegenüber dem Jahr 2011 eine Erhöhung, ausgehend von 231.639 
Menschen, um 896 Personen darstellt, aber trotzdem noch nicht einmal die Einwohner-
zahl des Jahres 2006 mit 233.874 erreichte. Laut Integriertem Stadtentwicklungskonzept 
der Stadt Halle (Saale) für das "Stadtumbaugebiet Neustadt" aus dem Jahre 2007 hatte 
alleine Halle Neustadt bis dahin seit dem 30.06.1990 39.252 Einwohner verloren. Aus 
dem Konzept ist folgendes zum Leerstand und Gebäudeabbruch vermerkt, Zitat:  
,,Leerstand und Gebäudeabbruch Im Jahr 2002 standen von den vorhandenen 

35.500 Wohnungen etwa 7.300, das sind etwa 20 % des Bestandes, leer.  

Bis Ende 2005 wurden 2.140 Wohnungen abgebrochen, weitere 3.316 Wohnungen 

sind für einen Abbruch bis zum Jahr 2010 angemeldet. Nach Umsetzung aller 

angemeldeten Abbruche würden den Neustädtern ca. 30.000 Wohnungen zur 

Verfügung stehen.  
Entsprechend dem projizierten Einwohnerrückgang auf ca. 44.000 Einwohner im Jahr 

2015 und einem Haushaltsfaktor von ca. 1,8 Bewohnern / Wohnung werden aber langfris-

tig nur ca. 24.600 Wohnungen benötigt, so dass auch nach Umsetzung der angemeldeten 

Gebäudeabbrüche weiterhin mit ca. 5.400 leer stehenden Wohnungen zu rechnen ist, was 

einer Leerstandsquote von ca. 18 % entspricht.)", Zitat Ende Weiter führt das Konzept 
aus, dass der GWG mit Stand vom 31.12.2005 in HalleNeustadt auf einer Fläche von 
66,928 ha einen Wohneinheitsteil in Höhe von 11.891 Wohneinheiten (WE) gehört. Das 
entspricht ein Flächenanteil von 10 % und WE-Anteil von 35,6 %. Das Konzept führt zum 
angedachten über KfW-Förderung finanzierte Abbruchvolumen in Halle-Neustadt aus, 
Zitat:  
,,Mit der Fortschreibung wird das mit den abbruchbereiten Eigentümern ab-

gestimmte Abbruchvolumen gegenüber dem 2001 beschlossenen Konzept von 4-

500 auf5-500 WE erhöht. Die Fortschreibung wird notwendig, um die entstande-

nen Problemlagen vertiefend zu betrachten und das städtebauliche Leitbild für 
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die Neustadt zu schärfen.", Zitat Ende. Die GWG zählt eindeutig zu den "ab-
bruchbereiten Eigentümern". Daraus ergibt sich für den AHA die Frage, wozu ist 
dann eine Wohnbebauung der GWG in Halle -Dölau erforderlich? Mit den durch 
den Abriss der Gebäude des Heideschlösschens, vor Erreichen der Rechtskräf-
tigkeit des Bebauungsplanes Nr. 162 bis Ende Oktober 2013 geschaffenen Tatsa-
chen, wurde der Bestand des 1870 errichteten Heideschlösschens vernichtet. 
Ebenso bedroht ist der Altbaumbestand, welcher ebenso ortsprägend ist wie die 
Altbebauung, der nordwestlich angrenzende Hechtgraben und die sich südöstlich 
anschließende Dölauer Heide. Bezüglich des Hechtgrabens sowie der angrenzen-
den Restaue hat der AHA immer wieder gefordert dem ca. 5 km langem Fließge-
wässer mehr Raum zurückzugeben, um somit Überflutungsflächen und Entwick-
lungsraum für eine naturnahere Entwicklung von Fauna und Flora zu ermögli-
chen. Darauf verweisen auch Studien der Martin-Luther-Universtät und des Pla-
nungsbüros TRIOPS aus den neunziger Jahren des vergangenen Jahrhunderts. 
Der AHA hatte ebenfalls seit dem Zeitraum die Bedeutung des Hechtgrabens als 
Biotop-und Grünverbund sowie Kalt-und Frischluftbahn zwischen Dölauer Heide 
und Saaleaue hingewiesen. Damit verbunden forderte der AHA immer wieder ein, 
eine Umbauung der Dölauer Heide nicht zuzulassen, um sie nicht noch weiter 
ihrer ökologisch notwendigen landschaftlichen und räumlichen Verbindungen 
zum Umland zu berauben. Für den AHA tun sich massive Parallelen zu der vor-
erst vom Verwaltungsgericht Halle gestoppten Bebauung des Paulusparks auf. 
Daher appelliert der AHA an den Stadtrat der Stadt Halle (Saale), an sie als Ober-
bürgermeister und nicht zuletzt an die GWG die Planungen zur Wohnbebauung 
auf dem Gelände des Heideschlösschen in Halle -Dölau sofort einzustellen.  
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2.2.2.135 Stellungnahme Nr. 537 
 

 
Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgege-
ben: 

 

 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
E 01, 05 
 
S 01 
N 03 
 
M 01 
 
 
R 07 
 
 
E 01- 05 
 
 
M 01 
E 03 
 
M 01, A 01 
E 02  
 
N 01- 13 
N 03, E 03 
 
N 14 
A 10 
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V 12 
V 05 
 
R 02 
R 03 
 
R 01 
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2.2.2.136 Stellungnahme Nr. 538 
 

 
Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgege-
ben: 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
E 05, E 03 
M 01 
E01, V01, Ew01 

M 02, A 14 
O 01 
 
M 01, M 02 
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R 03, E 05 
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2.2.2.137 Stellungnahme Nr. 539 
 

 
Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgege-
ben: 
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A 08, E 01,  
E 04 
 
 
 
 
 
 
 
A 05, A 10 
 
 
 
 
 
 

2.2.2.138 Stellungnahme Nr. 540 
 

 
Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgege-
ben: 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
E 02 
 
R 06 
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O 01 
N 01-03 
 
 
 
 
 
 
N 01 
 
A 08 

2.2.2.139 Stellungnahme Nr. 541 
 

 
Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgege-
ben: 
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2.2.2.140 Stellungnahme Nr. 542 
 
 

 
Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgege-
ben: 
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M 02 
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2.2.2.141 Stellungnahme Nr. 543 
 

 
Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgege-
ben: 
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2.2.2.142 Stellungnahme Nr. 544 
 

 
Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgege-
ben: 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
A 01 
E 01, E 03-
04 
O 01 
 
 
A 02 
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2.2.2.143 Stellungnahme Nr. 545 
 

  
Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abge-
geben: 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 
der veröffentlichte Planentwurf 162 Heideweg 2 verletzt mich in den 
nachfolgend aufgeführten Rechten massiv. Ich muss in Konsequenz 
dieser Planung bei Realisierung des Bauvorhabens um meine Ge-
sundheit, mein Leben und um mein Eigentum fürchten. Ich muss 
feststellen, dass die bisherigen Hinweise im Rahmen der vorläufigen 
Bürgerbeteiligung nicht ernst genommen wurden. Auf meine Hinwei-
se vom 05.11.2013 ist nicht reagiert worden. Die Vernunft wird so ig-
noriert und produziert massiven Zorn der Bürger. In allen Gremien 
und in der Verwaltung der Stadt habe nicht nur ich auf die umfang-
reichen Risiken des Vorhabens hingewiesen. Bei entsprechenden 
Schäden werde ich alle Verantwortlichen in Regress nehmen. Die 
Begründungen für das Bauvorhaben sind zu allem Überfluss noch 
falsch. Die Entwicklung der Bevölkerungszahlen der Stadtverwaltung 
sind falsch und ignorieren die Zahlen und Prognosen des Landes. 
Eine kritische Auseinandersetzung auch mit diesem Wiederspruch 
hat nicht stattgefunden.  
 
Die Ziele der Stadtverwaltung für das Bauvorhaben sind alle samt 
nicht erfüllt. Eine Abschmelzung zur Heide hin findet nicht statt. Die 
Versiegelung der Fläche nimmt sogar noch zu. So geht kein Hoch-
wasserschutz. Die bisherigen Hinweise werden sogar im Rahmen 
der Abwägung in ZUTREFFENDE gewertet. Wie muss ich das ver-
stehen? Nicht zutreffende Hinweise – besser wohl nicht passende 
oder nicht widerlegbare Hinweise – werden nicht berücksichtigt und 
ignoriert, so wie z.B. die Daten der Verkehrszählung?  
 
Im Rahmen der Bürgerversammlung hat der Beigeordnete Herr 
Stäglin aber auch ausgeführt das die Baumaßnahmen den Rahmen 
des ehemaligen auf dem Grundstück stehenden Gebäudes nicht 
überragen werden. Damit wäre von meiner Seite aus alles ok. Mehr 
will ich nicht.  
 
Da die Versammlung öffentlich war und Herr Stäglin als Vertreter der 
Stadt aufgetreten ist und dieser Satz auch dokumentiert ist erwarte 
ich nunmehr eine entsprechende Korrektur der Verwaltung. Die 
Ernsthaftigkeit im Umgang mit den Bürger fordere ich jetzt unter Be-
weis zu stellen.  
 
Die Ausweisung im B Plan sollte auch nicht dem Vorbehalt WA er-
folgen sondern unter dem Vorbehalt reinen Wohngebietes. Die Ein-
schränkungen zu und Sportplätzen sind im B Plan mit dem Kennzei-
chen WA nicht weit genug. Die Lärmemissionen sollen reinen 
Wohngebietes nicht überschreiten dürfen.  
 
Zu ZUTREFFENDEN HINWEISEN im Einzelnen, zu denen ich eine 
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entsprechende Abwägung und Antwort der Verwaltung erwarte:  
 
1. Grundwasser, Schichtenwasser, Versickerungsflächen: Der Status 
Quo muss erhalten bleiben. Veränderungen des Ist-Zustandes füh-
ren zu massiven Eingriffen in Flora und Fauna der angrenzenden 
Nachbarschaftsbereiche mit unabsehbaren negativen Folgen , wie 
Absterben des schützenswerten Baumbestandes, Versteppung der 
Heide und der dortigen Waldlandschaft. Die Luftfilterfunktion, die 
Kühlung der Ortslage Dölau, Kohlenstoffdioxyd-Speicherfunktion 
wird massiv beeinträchtigt mit erheblichen gesundheitlichen Folgen 
für mich und Einwohner von Halle. Die Eingriffe in den Wasserhaus-
halt führen zu Beschädigungen der Gründung der anliegenden Be-
bauung mit Gefahr für mein Leib und Leben und für das der Anwoh-
ner. Ich habe Angst vor Folgen, wie beim der Kölner U-Bahn mit der 
Zerstörung des Kölner Stadtarchivs. Ich befürchte eine Gefährdung 
der Standsicherheit meines Hauses mit Schäden an Haus sowie an 
den anliegenden Gebäuden mit Wertverlust. Das Baugrundgutach-
ten für mein Haus war auch im Wissen um die Grundbucheintragung 
der Nachbarn darauf abgestellt, dass in der Nachbarschaft nur nach 
§ 34 gebaut wird. Beschädigungen der angrenzenden Gebäude füh-
ren zu Schadenersatzforderungen in bis dreistelliger Millionenhöhe. 
Hier wird der kommunale Haushalt direkt indirekt belastet. Zur Ab-
wendung von Schäden müssen entsprechende Mittel von der zur 
Verfügung gestellt werden. Zu allem liegen keinerlei Hydrologische 
Gutachten zum Grundwasser und zu den Auswirkungen Planung auf 
die Nachbarn vor. Dieses Gutachten sind unbedingt vor der Be-
schlussfassung erforderlich.  
 
2. Zur Durchsetzung von Entschädigungsansprüchen müssen ent-
sprechende Beweissicherungsverfahren erfolgen. Diese beantrage 
ich hiermit. Die Kosten hierfür trage ich nicht. Dies betrifft aber auch 
weiter öffentliche, kommunale und private Einrichtungen. Es gilt das 
Verursacherprinzip. Entsprechende Konflikte sind bisher nicht be-
schrieben. Die Versieglung dringend benötigter Flächen muss ge-
stoppt werden. Stattdessen muss zum Hochwasserschutz eine Res-
tauration bzw. von Grün-und Aueflächen erfolgen. Die grundsätzliche 
Bedeutung einer derartigen Maßnahme hat Halle im Mai 2013 mit 
dem Jahrtausendhochwasser erfahren. Die Maßnahmen des OB 
zum Schutz der Bevölkerung im Rahmen des Dammbaus am Gimrit-
zer Damms wurden ja erst einmal gestoppt. Die direkten Möglichkei-
ten zur Vermeidung ähnlicher Hochwasser sind aber nach wie vor 
vorhanden. kann der OB aktiv werden und Versiegelung von Flächen 
verhindern. Der Entwurf im krassen Widerspruch zu den Belangen 
des Umwelt- einschließlich des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege.  
 
3. Die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima 
und das Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und 
die biologische Vielfalt sind im Entwurf und den Stellungnahmen, die 
sich zudem nach wie vor nicht auf den vorgestellten Entwurf Bezie-
hen, nicht berücksichtigt. Die Belange des Hochwasserschutzes 
werden mit der Missachtung eines funktionierenden hydrologischen 
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Systems ignoriert. In der Folge der zu erwartenden Vernässung mei-
nes Grund und Bodens kommt es für mich mit dem Wertverlust mei-
ner Immobilie zu einer seelischen Belastung und Schädigung meiner 
Gesundheit. 
 
4. Die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-
Gebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes werden nicht be-
rücksichtigt. Hierbei zählt die Dölauer Heide zu den Natura-2000-
Gebieten für die besondere Schutz- und Erhaltungsziele definiert 
sind (FFH0122). Diese sehen die Erhaltung und Entwicklung von na-
turnahen und strukturreichen Beständen des Laubkraut-Eichen-
Hainbuchenwaldes sowie Waldrandstrukturen vor. Das beinhaltet 
auch die Entwicklung von breiten Waldrändern, die als Pufferzone 
hier auch zur Wohnbebauung vorgesehen sind. Vielmehr wird mit 
dem geplanten Bauvorhaben über die Bebauung im Innenbereich 
hinaus, deren Grenze sich auf der Linie „Wohngebäude Am Wald-
rand 1a“, ehemaliger Grundfläche des Heideschlösschens und 
Wohngebäude ehemals Dr. Zukunft, Heideweg 1 befindet, in den 
Außenbereich in unzulässiger Weise eingegriffen.  
 
5. Zudem steht die Planung mit den massiven Versiegelungen im 
krassen Wiederspruch zu dem für das Natura-2000-Gebiet „Dölauer 
Heide“ definierte Ziel der Wiederherstellung des natürlichen Grund-
wasserregimes zur Sicherung der Standortbedingungen naturnaher 
grundwasserbeeinflussender Waldgesellschaften. 
  
6. Mit der Moppsfledermaus und dem Großen Mausohr, dessen Be-
stände im Planungserfordernis für das Gelände des ehemaligen 
Waldschlösschens bereit erfasst sind, stehen mit der geplanten Be-
bauung den Zielen des Natura-2000-Gebiet, wie die Erhaltung des 
Jagdgebietes und die Sicherung von Quartieren sowie des Funkti-
onszusammenhanges im Habitatverbundes auch im Hinblick auf die 
geplanten und bereits durchgeführten Baumfällungen entgegen. „… 
Die Erhaltung des Funktionszusammenhanges innerhalb von Jagd-
gebieten sowie im regionalen und überregionalen Quartierverbund, 
insbesondere die Sicherung der Hauptflugrouten…“ ist zu gewähr-
leisten (LAU Vorläufige Schutz- und Erhaltungsziele, Natura-2000-
Gebiet, FFH0122) 
 
7. Mit der vorgelegten Planung wird der Hechtgraben als Biotop- und 
Grünverbund sowie Kalt- und Frischluftbahn zwischen Dölauer Heide 
und Saaleaue und damit seine ökologische notwendigen landschaft-
lichen und räumlichen Verbindung zum Umland beraubt. (siehe Stu-
dien der MLU Halle-Wittenberg in Zusammenarbeit mit dem Pla-
nungsbüro TRIOPS, 1990er Jahre) 
 
Die umweltbezogene Auswirkung auf Kultur- und sonstiger Sachgü-
ter ist bei der vorgestellten Planung nicht berücksichtigt worden.  
 
8. Die Vermeidung von Emissionen sowie sachgerechte Umgang mit 
Abfällen und Abwässern wurden in der Planung nicht berücksichtigt. 
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9. Die Darstellung von Landschaftsplänen sowie von sonstigen Plä-
nen insbesondere des Wasser-, Abfall-und Immissionsschutzrechtes 
wurden nicht beziehungsweise nicht genügend berücksichtigt bezie-
hungsweise beziehen sich nicht auf vorgestellte Bauvorhaben.  
 
10. Die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in de-
nen durch die Rechtsverordnung zur Erfüllung von Rechtsakten der 
Europäischen Union festgelegten Immissionsgrenzwerte nicht über-
schritten dürfen, wurden mit der Planung kontrakariert.  
 
12. Zudem wurde beim vorgelegten Entwurf die Wechselwirkung 
zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes nicht bzw. 
nicht ausreichend berücksichtigt. In Summe der oben genannten Kri-
tik kommt es zu mich betreffenden gesundheitlichen Schäden und 
schädigenden Einflüssen in meinem psycho-sozialen Umfeld und 
Befinden. Nachbarschaftsschutz wird damit ignoriert.  
 
13. Abschied vom Diktat des wirtschaftlichen vor allen anderen Inte-
ressen. Ich bin nicht bereit einem Investor die Basis für die Traban-
tenstadt zu finanzieren, indem ich für Ausbau von Medien, wie Ab-
wasser oder Wasser für den grundhaften Straßenbau zur Kasse ge-
beten werde.  
 
14. Betreutes Wohnen: derartiges in Dölau nicht ortstypisch. Wa-
rum? Integration von Behinderten und Senioren kann nur dort erfol-
gen, wo unter eine sinnvolle Integration möglich ist. Eine entspre-
chende Infrastruktur muss vorhanden sein. Diese fehlt gänzlich. Die 
von der UN, der EU und Bundesrepublik geforderte Inklusion ist un-
möglich. Inklusion setzt entsprechende Konzepte mit Nachhaltigkeit 
sowie die Einhaltung von Kriterien voraus. Kriterien sind: UN-
Konvention zur Inklusion -"Übereinkommen über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen"  
(Januar 2009) Amtliche deutsche Übersetzung des Übereinkom-
mens der Vereinten Nationen die Rechte von Menschen mit Behin-
derungen, die auch als Behindertenrechtskonvention (BRK) be-
zeichnet wird. Diese gilt ab Ende März 2009 auch in Deutschland.  
Aus der Präambel:  
"Diese Konvention ist Meilenstein in der Behindertenpolitik, weil:  
Menschen mit Behinderungen und ihre Organisationen an der Erar-
beitung des Textes nach dem Motto "Nichts über uns ohne uns!" be-
teiligt waren, und auch bei der Umsetzung und Überwachung BRK 
aktiv einbezogen werden; in der Behindertenrechtskonvention die 
Abkehr vom medizinischen Modell hin zum sozialen Modell von Be-
hinderung in rechtsverbindlichen Normen wird. Menschen mit Behin-
derungen werden nicht länger über Defizite definiert. Vielfalt statt 
Einfalt!  
Behinderte Menschen sind gleichberechtigte Mitglieder der Gesell-
schaft, sie sind Trägerinnen und Träger von Menschenrechten; die 
Vertragsstaaten nach den Prinzipien Selbstbestimmung, Teilhabe 
und Inklusion dazu verpflichten, gesellschaftliche Bedingungen zu 
schaffen, die niemanden ausschließen und die die Bedürfnisse von 
Menschen mit unterschiedlichen Behinderungen berücksichtigen.  
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Zur Erinnerung die meisten Senioren haben eine Behinderung im 
Sinne des Sozial-Gesetz-Buches (SGB), entsprechende Auskünfte 
erteilt das Amt für Versorgung und Soziales Die Integration von Fa-
milien mit behinderten Kindern ist am Ortsrand unmöglich, andere 
Argumente sind zynisch und gefährlich. Die Hort- oder Schulunter-
bringung in räumlicher Nähe im Rahmen der Inklusion ist unmöglich. 
Die Teilhabe ist nicht realisierbar, stattdessen kommt es zu Aus-
grenzung, dies belastet mich persönlich seelisch erheblich, da ich 
mein gesamtes Berufsleben in den Dienst der Arbeit mit Behinderten 
gestellt habe. 
 
15. Hilfs- und Rettungsfrist: „Um die Genesung eines Notfallpatien-
ten zu gewährleisten, müssen lebensrettende Sofortmaßnahmen 
möglichst zeitnah durchgeführt werden. Die Erfolgschancen bei einer 
Reanimation nach drei Minuten liegen bei 75% nach zehn Minuten 
bei 5%.“ 
Eine zeitgerechte Erreichbarkeit mit Rettungsmitteln ist unmöglich. 
Sachsen-Anhalt 
Rettungsdienstgesetz, § 7 Abs. 2 Hilfsfrist (von nach Eingang der 
Meldung bis Ankunft am an einer Straße gelegenen Notfallort 90% in 
12 Minuten).  
Die Brandschutzregeln und das Brandschutzgesetzt werden igno-
riert. Die Rettung mit entsprechenden Rettungsgerät und Mann-
schaftsstärke ist innerhalb der Frist unmöglich. Die Rettung mit quali-
fizierter Mannschaft und entsprechenden Gerät ist durch die FW 
Feuerwehr Dölau (In der Woche beträgt die Mannstärke von 6-18:00 
3 Kameraden) nicht leistbar. Die Rettungsfrist ist nicht einzuhalten 
Löschwasser steht in erforderlicher Menge zur Verfügung. Eine Eva-
kuierung/Räumung der Bevölkerung ist in erforderlicher Zeit unmög-
lich. Dies belastet mich persönlich und macht mir Angst und gefähr-
det mein persönliches seelisches Wohlbefinden. Mein Leben wird 
hierdurch gefährdet, die Notfallrettung ist unmöglich, der Brand-
schutz meiner Immobilie und meines Lebens ist nicht möglich. Es 
gibt keine Konzeption für die geplante Verdichtung. Keine Verdich-
tung von Wohnraum und Einwohneranzahl.  
 
16. Die Trennung und Definition des Innen- und Außenbereiches ist 
durch die Bebauung mit dem ehemaligen Heideschlößchen, Am 
Waldrand 1a und Heideweg 2 (ehemals Dr. Zukunft) vorgegeben. 
Dies ist ein Konflikt, der in der Begründung beschrieben, aber nicht 
gelöst wurde.  
 
17. Das Baugesetz § 34 regelt die entsprechenden Bedingungen im 
Innenbereich. Dies ist im konkreten Fall nicht anzuwenden, da eine 
Bebauung im Außenbereich erfolgt. Die Grundlage des Verfahrens 
ist Falsch. Hierdurch werden meine Rechte verletzt. Ich fordere glei-
ches Recht für alle und auch nur für die GWG das recht §34 bauen 
zu dürfen.  
Auch GWG ist zu einem verantwortlichen Umgang mit Ihrem Eigen-
tum verpflichtet. Das macht Sie aber nicht, wenn Sie sich über die 
ortstypische Bebauung hinweg  
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18. Das Verfahren ist unzulässig, da eine Information der direkt und 
indirekt betroffenen Bürger über das Amtsblatt nicht erfolgt ist. Die 
Bürgerversammlung im Rahmen der vorläufigen Bürgerbeteiligung 
war unzureichend. Mehr als 100 Bürger konnten an Versammlung 
nicht teilhaben, da der Versammlungsraum zu klein war und geeig-
nete Übertragungstechnik nicht vorhanden war. Bürger konnten Ihr 
Anliegen nicht vortragen. Im Rahmen der Versammlung wurden 
Konflikte, welche die Verwaltung bei Erstellung des B gesehen hat 
nicht erwähnt. Eine Konfliktdiskussion fand nicht statt. Der Sinn der 
Bürgerversammlung wurde so umgangen. Hier fanden eine ernsthaf-
te Auseinandersetzung mit den Anliegen der Bürger, Beteiligten und 
Betroffenen nicht statt, das Verfahren ist somit hinfällig. Meine Rech-
te wurden verletzt. Ich konnte aufgrund der Vielzahl Kritikpunkte 
meine Kritik nicht äußern, Diskussion im Rahmen der Bürgerver-
sammlung fand nicht statt. An der Verwaltung sind anscheinend alle 
Kritikpunkte abgeprallt, ich wurde nicht genommen. Hier sind meine 
Rechte verletzt worden.  
 
19. Die Höhen der Gebäude, sowie der Abstand muss so eingehal-
ten werden, dass eine Benachteiligung angrenzender Grundstücke 
nicht erfolgt. Die Sonneneinstrahlung auf angrenzende Grundstücke 
und mein Grundstück darf nicht vermindert werden. Die Verschat-
tung durch oberhalb der Dachhöhe angebrachte Anbauten (Sonnen-
kollektoren, Schornsteine, Abluft und Klimaanlage, Fahrstühle, An-
tennen usw.) muss ebenfalls unterbleiben. Eine Bebauung mit Bau-
körpern mit 2 Geschossen ist ortstypisch. Bisherige Fehler dürfen 
nicht erneut gemacht werden. Die Gebäudehöhe der fehlerhaft ge-
nehmigten Gebäude dürfen nicht als Planungsgrundlage herbei ge-
zogen werden. Ein Fehler in bisherigen Planung darf nicht geheilt 
werden. Meine Gesundheit wird gefährdet. Ich bin extra nach Dölau 
gezogen, da mir dortige Bebauung gefällt und meiner Gesundheit 
und meiner Seele und meiner Verfassung dient und meine Arbeits-
fähigkeit erhält. Ich ertrag Gebäude mit mehr 2 Geschoßhöhen nicht. 
Nun soll ich vor Betonwand aus Gebäudeteilen lebe. Davor habe ich 
Angst. Ich habe Angst vor hohen Gebäuden und Wohngebäudever-
dichtung. Ich habe Angst vor Trabantenstadt. Ich mag keine Light 
Version von Halle Neustadt vor meiner Haustür bzw. vor meiner Ter-
rasse. Meine Lebensqualität wird hierdurch beeinträchtigt.  
Mit geplanten Vorhaben sind gesundheitsschädliche Auswirkungen 
für mich verbunden, die sowohl in der Planung als auch den Planung 
zugrunde liegenden Gutachten nicht bzw. nicht ausreichend berück-
sichtigt worden.  
 
20. Mit Ansiedlung von Gewerbe, wie im Plan vorgesehen (u. a. al-
tengerechte und betreutes Wohnen), wird eine artfremde bauliche 
Nutzung im Wohngebiet vorgenommen. Die damit verbundenen Im-
missionen, wie u.a. erhöhtes Verkehrsaufkommen führen zu massi-
ven Einschränkungen im nachbarschützenden Bereich. Mit der Pla-
nung bzw. Realisierung werden schädliche Umwelteinwirkungen 
hervorgerufen, denen ich und die Nachbarschaft ausgesetzt sind.  
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21. Hinsichtlich der geplanten Bauweise sind massive Einschrän-
kungen nachbarschaftlicher Interessen bezüglich Belichtung, Belüf-
tung, Besonnung und Brandschutz festzustellen. Hierbei wird massiv 
gegen meine Rechte und die Grundsätze zur nachbarschützenden 
Wirkung des sogenannten Gebots der Rücksichtnahme verstoßen.  
Das Merkmal des sich „Einfügens“ des geplanten Bauvorhabens 
wird kontrakariert. Höhe und Dichte der Bebauung verbunden mit der 
falschen Interpretation des Areals in der Planung als Ortskern, statt 
als Randlage (Außenbereich), führen zu massiven Verwerfungen.  
 
22. Allein bei der Betrachtung der Traufhöhen/Firsthöhen ergibt sich 
folgender Widerspruch gegenüber dem Altbestand:  
 
Beispiel: Am Waldrand 1a Firsthöhe 94,6 m NHN 
geplanter Neubau 2d Firsthöhe Variante 1: 102,2 m NHN  
(Überhöhung 7,6m)  
geplanter Neubau Variante 2: 99.95m NHN  
(Überhöhung 5,35 m)  
 
Am Waldrand 1c raumwirksame Traufhöhe: 95,5 m NHN  
(FH 99,6 m NHN) geplanter Neubau 2e Firsthöhe 
Var1+Var2: 102,2 m NHN (Überhöhung 6,8) 
 
Heideweg 1d raumwirksame Traufhöhe cirka 90 NHN 
Flurstück 268/2 ohne Bebauung geplanter Neubau 2c  
Firsthöhe Var1: 102,2 NHN (Überhöhung 12,0 m)  
Var 2: 99,95 m NHN (Überhöhung 9,75 m) 
 
Heideweg 1c raumwirksame Traufhöhe: 93,4 m NHN 
(FH 97,1 m NHN)  
geplanter Neubau 2b Firsthöhe Var1+Var2: 102,2 m NHN  
(Überhöhung 8,8m)  
 
24. Weiterhin dürfen die Höhenbezugspunkte Am Waldrand 1 b – e 
und Otto Kanning Straße 56-58 nicht zur Planung herangezogen 
werden. Diese sind Resultat eines fehlerhaften Baugenehmigungs-
verfahrens der Verwaltung. Fehler müssen soweit erkannt korrigiert 
werden, dürfen aber nicht die Basis weiter Planungen werde. Für 
mich als direkter Nachbar des geplanten Vorhabens ergeben sich 
unzumutbare nachbarliche Nachteile und Einschränkungen. Eine 
Garagenwand 4 Meter Höhe, einer vorgelegten Aufschüttung an der 
Grundstücksperipherie von bis zu zwei Metern und einer Hinterland-
bebauung und der damit verbundenen Zuwegung stellen in ihren 
Auswirkungen nicht hinnehmbare Einschränkungen meiner nachbar-
lichen Rechte dar. Ich bin gegen eine Aufschüttung, welche höher 
als die natürlichen NHN der Flurstücke 282/2-4, 289 liegt. Durch die 
Tiefgaragenzufahrt, die an meiner Ruhezonen direkt anliegt addiert 
sich zum jetzigen Verkehrslärm noch der Lärm zur Zufahrt zur Tief-
garage und zur Erschließung der Hinterlandbebauung. Die Emissi-
onsbelastung in meiner Ruhezone ist zu hoch und verletzt meine 
Nachbarschaftsrechte. 
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25. Dieses vorhandene Gefälle von 3,2 m muss den Bezugspunkt 
bilden. Ich fordere den Bezugspunkt NHN 87,0 am Hechtgraben 
(Flurstücksgrenze 283/ 282/3) und NICHT NHN 90,2 am Waldpark-
platz als Ausgangspunkt für die Planung einer Bebauung einzuset-
zen.  
 
26. Sowohl das Vorhaben, als auch die beigebrachten Gutachten be-
rücksichtigen nicht die Umgebung und mein Grundstück und nicht 
mein Eigentum beziehungsweise beziehen sich unter anderem auch 
noch auf ein falsches Projekt.  
 
27. Es ist davon auszugehen, dass sowohl im der Baurealisierung 
auch mit dem dann zu erwartenden abgeschlossenen Vorhaben irre-
versible Schäden an meinem Sacheigentum Hier sind zum jetzigen 
Zeitpunkt unter anderem Gründe die fehlende hydrologische Ge-
samtdarstellung Vorhabens zu sehen, die Schichtenwasser, Grund-
wasser und Oberflächenwasser in ihren Zusammenhängen falsch 
darstellen beziehungsweise ignorieren. So ist die Einleitung von 
Oberflächenwasser in den Hechtgraben limitiert, Lösung, wie die nö-
tige Drosselung der Einleitung realisiert wird steht aus. Der Versuch 
des Wegducken der Stadt aus Ihrer Verantwortlichkeit ist unerträg-
lich aber erkannt. Sehr wohl besteht hier eine Verantwortlichkeit und 
dokumentierte Hinweise aus der Bevölkerung mehr als genug.  
 
28. Eine Bebauung muss dem orttypischen Charakter mit maximal 2 
Stockwerken mit Gebäuden im Villencharakter folgen. Eine Ände-
rung des Flächennutzungsplans ist unnötig. Der geplante Klotz der 
Trabantenstadt, ist unerträglicher Irrtum, mit Regression auf die 70er 
Jahre des letzten Jahrtausends und das im etablierten Villengebiet 
des Dölauer Randbereiches. Die Verdichtung wird zu erheblichen 
Störungen bis hin zu einer Sozialstruktur in Dölau führen. Hiervor 
habe ich große Angst.  
 
29. Die Infrastruktur ist für eine Wohngebäudeverdichtung nicht vor-
bereitet und nicht geeignet. Von Nachhaltigkeit kann keine Rede 
sein. All das führt zu einem erheblichen Wertverlust meiner Immobi-
lie. Im gesamten Dölaus gibt es keine Tiefgarage. Die Einfahrt und 
Ausfahrt in die Tiefgarage ohne meine Gefährdung nicht möglich. 
Durch die Tiefgarage kommt es zu Lärm, Staub, CO und Ab-
gasemissionen mit Gefahr für mein Leib und Leben.  
 
30. Die Bäume müssen bei Bebauung erhalten bleiben. Gebäude 
können nicht in die Baumkrone hinein geplant werden, Wie muss ich 
mir so vorstellen? Ich erfreue mich sehr an alten Baumbeständen. 
Die Klimaregulierung durch Schatten im Sommer und durch die 
Sauerstoffgewinnung in der Nacht ist für meine Gesundheit ausge-
sprochen nötig. Das wilde Leben am Baum beruhigt mich sehr. 
Eichhörnchen, Eichelhäher, Kleiber, Kohlmeisen, Blaumeisen, Am-
seln, Gimpel, Grünfink, Goldammer, Sperling, Mönchgrasmücke, 
Drossel, Rotdrossel, Heckenbraunelle, Star, Baumläufer, Stieglitz, 
Rotkehlchen, Grünspecht, Buntspecht, Schwarzspecht und Graurei-
her sowie Fledermäuse sind regelmäßige Besucher der Bäume. Die 
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Beobachtung der glänzenden Binsenjungfer, der großen und kleinen 
Moosjungfer und der Nordischen Moosjungfer brauche ich wie d Luft 
zum Atmen. Gerade morgens und abends stehen Rehe auf der 
Grasfläche. All dies trägt zu meiner seelischen Gesundheit bei und 
darf durch die Bauplanung und Bebauung nicht gefährdet oder aus-
gerottet werden. All dies ist bisher nicht berücksichtigt.  
 
31. Nachbarschaftsrechtliche Belange sind nicht berücksichtigt. Ich 
werde in meinen eigenen Rechten verletzt. Die Sonneneinstrahlung 
wird vermindert, Aufböschung, Gebäudehöhe plus zusätzliche Auf-
bauten, führen zu Verschattung, Vermosung und Feuchteschäden. 
Verringerung der für Menschen und für mich nötigen Sonnenein-
strahlung führen zu massiven negativen gesundheitlichen Folgen, 
unter anderem zu Osteoporose, Hauterkrankung und seelischen 
Leiden, wie Depression oder vermehrter Selbstmordrate. Die Ab-
standsflächen müssen eingehalten werden. Eine Baubelastung mei-
nes Grundstückes bin ich nicht bereit hinzunehmen. Einer Eintra-
gung ins Baulastenverzeichnisses meines Grundstückes stimme ich 
nicht zu. Durch die Verdichtung und Ausnahmenregelungen kommt 
es zu Wertverlust meiner Immobilie und zur Wertverlust der Nach-
barschaftsgrundstücke mit Eingriffe in meine Lebensplanung und 
Rentenvorsorge über den Wertverlust der Immobilien 
.  
32. Auswirkungen auf Nachbarn und angrenzende Bereiche sind in 
den Gutachten nicht berücksichtigt.  
 
33. Die Gutachten stellen auf den Planungsentwurf nicht ab. 
 
34. Das Verkehrsentwicklungskonzept der Stadt wird nicht berück-
sichtigt. Ökologische Belange der Verkehrsentwicklung sind nicht be-
rücksichtigt. Eine Anbindung kann über PKW, Fahrrad oder Bus er-
folgen. Eine Straßenbahnanbindung existiert nicht. Die S-Bahn An-
bindung ist eingestellt. Es wird also zu weiteren Belastung der Ver-
kehrswege mit entsprechender Emissions- und Immissionsbelas-
tung/ Feinstaub kommen. Hier ist ohne Konzept, Keine Nachhaltig-
keit gegeben. All das gefährdet meine Gesundheit.  
 
35. Die Nutzung des öffentlichen Parkplatzes in der Heide am Hei-
deweg als Anwohnerparkplatz ist statthaft. Die Nutzung ist bei Wald-
brandgefahr untersagt. Das Parkplatzproblem ist nicht gelöst. Eine 
Berechnung von  1,5 OKW Parkplatzen /Wohnungen ist falsch. Eine 
Verdichtung über das ortsübliche durch §34 vorgegeben Maß ist al-
lein deshalb nicht möglich. Dieses Ausmaß der Verdichtung ist für 
Dölau nicht typisch. 
 
36. PKW Abstellplatze müssen in entsprechender Anzahl auf dem 
Baugelände geplant werden, dies führt auch zu einer Versiegelung 
von Grünflächen. Anzahl der PKW Abstellflächen muss mit der An-
zahl der Wohneinheiten konform gehen. Auch hier Zeigt sich die Na-
türliche Limitierung des Projektes. Ortstypische Bauen macht aber 
keine zusätzliche Probleme, sondern führt zu einer Lösung der skiz-
zierten Schwierigkeiten. 
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37. Die Bedarfsanalyse zu Begründung des B Planes ist falsch. 
Sämtliche Analysen, Prognosen der Bevölkerungsentwicklung wer-
den ignoriert, Halle ist eine schrumpfende Stadt. Die Stadtentwick-
lung muss der Demographieentwicklung folgen. Das Konzept, nicht 
mehr benötigten Wohnraum abzuschmelzen, ist dementsprechend 
richtig. Der teure Wohnungsneubau ist demzufolge unsinnig. Eine 
Verdichtung mit einer Trabantenstadt ist unnötig. In der Trabanten-
stadt soll eine Waldstadt entstehen – durchaus sinnvoll – warum 
aber eine bestehende Waldstadt zerstört und im Wald Trabanten-
stadt entstehen soll eine Frage, auf die es einer Antwort bedarf. 
Wieso soll das Dorfzentrum von Dölau an den Rand verlagert wer-
den? Eine Konzentration von Wohnungen am Dorfrand führt zu einer 
Verlagerung des Dorfzentrums. In diesem Zusammenhang stellt sich 
die Frage, warum infolge der geplanten Verdichtung am andernorts -
in Halle Neustadt –eine Entsiegelung und eine neue Anpflanzung er-
folgen soll. Sind Fördermittel, die hierfür ausgegeben werden sollen, 
nicht besser für unsere Kinder auszugeben, als dem Interesse eines 
Investors folgend? Wäre die GWG nicht besser beraten Ihre Immobi-
lien in Halle Neustadt zu reaktivieren, dort zu investieren und dort at-
traktiven Wohnraum zu schaffen. Diese für mich unbeantwortbare 
macht mir Angst und Schlaflosigkeit und wühlt mich auf. Dies ge-
fährdet meine Gesundheit. Hier werden nachbarschaftsschützenden 
Rechte verletzt.  
 
38. Eine Hinterlandbebauung ist ortsuntypisch und darf nicht erfol-
gen, es werden nachbarschaftsschützenden Rechte verletzt. Es 
kommt zu Geruchs-, Staub und Lärmbelastung. Das zerstört meine 
Gesundheit. 
 
39. Die ortsübliche Flächenzahl darf nicht überschritten werden. Zu 
allem Überfluss ist jetzt durch die Tiefgarage die Flächenzahl sogar 
noch gesteigert worden, Ich fordere eine Bebauung des Heideweg 2 
wie sie die Grundbücher der Anlieger/Nachbarn vor-
schreibt/ausweist.  
Zitat meines Grundbuches: Originalauszug aus dem Grundbuch / 
Zweite Abteilung; Lasten und Beschränkungen  
"Gewerbliche Bauten und Anlagen dürfen auf dem Grundstück nicht 
errichtet werden, vielmehr muss Charakter Villenkolonie gewahrt 
bleiben. Auch dürfen auf den Grundstücken Kleinhaussiedlungen 
nicht errichtet werden Für die Dölauer Hartsteinfabrik GmbH in Halle 
a. Saale, unter Bezugnahme auf die Bewilligung vom 28.November / 
25.September 1922 eingetragen am 6.Dezember 1922 und mit dem 
belasteten Grundbesitz zur Mithaft hierher übertragen am 
05.05.1998," Ich bin auch der Überzeugung, dass die gleiche Eintra-
gung auch im Grundbuch für die Flurstücke Heideweg 2 eingetragen 
sind. Eine Hinterlandbebauung kann am Waldrand/Heideweg nicht 
erfolgen, da die Flurstücke keinen Zugang zur Straße am Waldrand 
oder am Heideweg haben. Hierdurch werden meine Rechte verletzt.  
 
39.Geschlossene Baukörper sind ortsuntypisch und dürfen nicht ge-
nehmigt werden. Hierdurch kommt es zu einer Wertminderung mei-
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ner Immobilie, das verletzt mein Grundrecht.  
 
40. Die Verkehrsdichte in der Straße am Waldrand liegt laut aktuel-
len Ermittlungen des Landesverwaltungsamtes derzeit bei 3000 
Fahrzeugen/Tag. Mit einer weiteren Verdichtung der Wohnung Be-
bauung kommt es zu einer für mich und auch der Anwohner unzu-
mutbarer Emissionsbelastung mit u. a, Lärm, Feinstaub und Ge-
ruchsbelastung und Gesundheitsgefährdung. Der Planungsentwurf 
berücksichtigt dies nicht. Die Planungsdaten der Stadt sind falsch. 
Meine Rechte auf Erhalt und Schutz meiner Gesundheit werden ver-
letzt.  
 
41. Die Durchführung des Planungsaufstellungsverfahrens wird ge-
rügt. Eine ernsthafte Bürgerbeteiligung ist nicht erfolgt. Hiermit wird 
der Sinn der Bürgerbeteiligung hintergangen. Eine korrekte Antwort 
auf für mich wichtige Fragen ist nie erfolgt. Halbwahrheiten, wie der 
Hinweis auf Finanzierung von Straßenreparaturen durch den Verur-
sacher sollen mich beruhigen. Bei Nachfragen dann aber gezwun-
gener maßen zuzugeben, dass bei einem beschlossenen grundhaf-
ten Ausbau, die Finanzierung auf mich umgelegt wird, kontrakarieren 
das Bemühen nach Transparenz und Stellen den in der Bürgerbetei-
ligung in Frage. Hier hat in der Bürgerinformation am 02.09.2015 der 
Vertreter der Stadt Herr Friedewald ja endlich einmal Klartext gere-
det und erklärt, dass nach Abschluss des Bauvorhaben die Straßen 
natürlich zu Lasten der Anwohner erneuert werden, wenn Sie dann 
durch die Baufahrzeuge des Investors kaputt gefahren worden ist. 
Dies verletzt meine Bürgerrechte. Es geht eben nicht nur um einen 
formalen Akt. Das Baugesetz muss in allen Punkten ernsthabt ein-
gehalten werden und eine entsprechende Bauplanung in allen Punk-
ten ernsthaft betrieben werden. Die Auseinandersetzung mit Kritik-
punkten muss in jedem Punkt ernsthaft erfolgen, auch im Rahmen 
der Bürgerbeteiligung. Das ist nicht erfolgt, meine Rechte sind somit 
verletzt worden.  
 
42. Eine Wertung der Hinweise in zutreffende und nicht zutreffende 
hat nicht zu erfolgen das hat mit ernsthafter Bürgerbeteiligung nichts 
zu tun. Das ist zynisch und von Seiten der Verwaltung ignorant. So 
findet keine Abwägung statt sondern dokumentiert eine unheilige 
und nachteilige Nähe von Stadt, Verwaltung und Investor, die mei-
nen sich über die Anliegen Ihrer Bürger hinwegsetzten zu können. 
So geht aber keine Demokratie im 21. Jahrhundert. Die Bürgerinnen 
und Bürger haben mehr Kenntnisse und Empfinden für Ihre Stadt 
und wünschen sich eine schonende nachhaltige Generation über-
dauernde Stadtentwicklung. Die entsprechenden Hinweise aus dem 
ISEK Verfahren sollten auch von der Verwaltung ernst genommen 
und umgesetzt worden. Die Stadt braucht auch keine Angst vor den 
Kenntnissen und Forderungen Ihrer Bürger zu haben. Die Verwal-
tung sollte aber mit den Ängsten der Bürger sehr sorgfältig umge-
hen.  
 
43. Es gilt gleiches Recht für alle. Die Einfahrt kann nur vom Heide-
weg 2 erfolgen. Bei der Erschließung meines Grundstückes musste 
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ich meinen Baukörper drehen, um auf das Grundstück fahren zu 
können. Eine Zufahrt von der südlichen Seite war laut Einwendun-
gen des Bauamtes wegen verkehrstechnischer Bedenken und Ge-
fahren nicht möglich. Die Straße hat sich ja in Breite und Lage nicht 
verändert. Hier fordere ich den Grundsatz der Gleichbehandlung. 
Gleiches Recht und gleiche Pflichten für jeden. Die Zufahrt über die 
Straße Am Waldrand muss so auch unter Abwägung von Gefahren 
eben unterbleiben. Die Erschließung der Flurstücke kann nur über 
den Heideweg erfolgen. 
 
44. Zur Vermeidung weiterer Kosten für den Steuerzahler und mich 
fordere ich die Verwaltung hiermit auf, die Planungen umgehend 
einzustellen. Eventuell ist es besser die Ziele des Investors entspre-
chen der Einwände neu zu justieren. Ob dies mit dem bisherigen In-
vestor möglich ist, bezweifeln Sie sicherlich auch. Gerne bin ich be-
reit das Grundstück zu übernehmen.  
 
45. Das Prinzip des gesellschaftlichen Konsens und des Grundge-
setztes, (nach Art.14 Abs. 2 Grundgesetzt gilt: „ Eigentum verpflich-
tet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit die-
nen.“) Mit Einräumung des Vorrangs von Einzelwohl des Investors – 
vor dem Recht des Allgemeinwohls – der Einwohner Dölaus – wird 
dies ignoriert. Hier wird ein Grundrecht verletzt.  
 
46. Zusammen mit meinen zutreffenden Hinweisen vom 27.8, 28.8, 
29.8, 30.8, 31.08, 1.9, 2.9 und jetzigen Schreiben sind nunmehr 8 
Schreiben mit 121 Hinweisen bei der Verwaltung eingegangen. Die-
se sollten sämtlich schriftlich diskutiert und ernsthaft in Abwägungs-
prozess einbezogen und werden.  
 
Mit freundlichen Grüßen  
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2.2.2.144 Stellungnahme Nr. 546 
 

  
Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abge-
geben: 
 
Stellungnahme B-Plan 162, 06120 Halle/Saale, Heideweg 2 
Herr Oberbürgermeister, 
der veröffentlichte Entwurf 162, für das Grundstück Heideweg 2, 
06120 Halle/Saale, verletzt mich in den folgend aufgeführten Rech-
ten massiv. In der Konsequenz muss ich bei dem geplanten Bauvor-
haben um meine Gesundheit, mein Leben und um mein Eigentum 
fürchten.  
Die von mir am 08.11.2013 schriftlich vorgebrachten Einwände und 
Hinweise bezüglich des Bauvorhabens wurden nicht beantwortet und 
damit in den nunmehr vorgelegten Entwurf nicht berücksichtigt. Hier-
zu erwarte ich von Ihnen eine schriftliche Stellungnahme und aus-
führliche Beantwortung meiner aufgeworfenen Fragen und Beden-
ken. Hierzu sehe ich als Termin den 30.11.2015 vor.  
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Die in Ihrer Stellung zum Bauvorhaben angeführte Bemerkung, dass 
„…alle zutreffenden Hinweise…“ eingearbeitet worden, finde ich zy-
nisch und lässt den Schluss zu, dass nur passende Bemerkung auf-
genommen wurden, da am nunmehr vorliegenden Entwurf außer der 
Reduzierung von einer Etage keine Änderung am Ausmaß und damit 
an der Verhinderung von erheblichen Beeinträchtigungen der Nach-
barschaft, vorgenommen wurde.  
 
Mein dringender Hinweis, die Bürger ernst zu nehmen – in den Fo-
ren zum Integrierten Stadtentwicklungskonzept im Stadtrat, in den 
Fraktionen, in der städtischen Verwaltung, ist nicht ernst genommen 
worden.  
 
Herr Oberbürgermeister – wir, die Bürger sind die Stadt. Nicht die 
Verwaltung, die sich Stadt nennt. Und auch Ihr Verständnis von der 
Ernsthaftigkeit im Umgang mit den Bürgern muss ich anzweifeln, da 
Sie nicht einmal in der Lage sind, auf Schreiben mit Fristsetzung zu 
reagieren, Herr Oberbürgermeister. 
 
Also, Herr Oberbürgermeister, noch einmal:  
 
1. Der Plan passt sich nicht den Zielen der Raumordnung an. Er be-
rücksichtigt nicht eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung , die 
sozialen, wirtschaftlichen und umweltschützenden Anforderungen 
auch die Verantwortung gegenüber künftigen Generationen mitei-
nander in Einklang bringt und eine dem Wohl der Allgemeinheit die-
nende sozialgerechte Bodennutzung gewährleisten.  
 
Der Entwurf berücksichtigt nicht die Schaffung und Erhaltung sozial 
stabiler Bewohnerstrukturen. Er wird nicht den Anforderungen eines 
kostensparenden Bauens sowie der Bevölkerungsentwicklung ge-
recht.  
 
2. Damit fürchte ich auf das massivste, das sich mit dem Vorhaben 
auf Dauer ein sozialer Brennpunkt entwickelt. Da der Entwurf bereits 
vom Ansatz nicht integriert sondern teilt. Das macht mir Angst zumal 
ich dann zukünftig mit dem in Beton gewordenen Bild einer Fehlpla-
nung direkt konfrontiert werde. Hier sehe ich für mich bereits erhebli-
che gesundheitliche Folgen, da diese Betonburg eine ständige 
Stresssituation provoziert.  
 
Ich stelle mir die Frage: Wie sollen sich hier nachbarschaftliche Be-
ziehungen entwickeln? In der gewachsenen dörflichen Struktur steigt 
die Zahl der Straßenanlieger um das Dreifache. Zur Erinnerung: In 
Dölau leben derzeit auf einer Fläche von cirka 430 Hektar cirka 4000 
Menschen. Dem gegenüber sollen mit dem Vorhaben auf eine Flä-
che von knapp 8.000 Quadratmetern mindestens 250 Menschen am 
Rand der Heide konzentriert werden. Die damit entstehenden sozia-
len Konflikte sind absehbar. Zumal die vorhandenen Infrastruktur 
diese zusätzliche Einwohnerzahl aus der Sicht aller Erschließungs-
träger nicht mehr aufnehmen kann.  
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3. Ich sehe mich als Nachbar dieses Projektes zweimal finanziell am 
Vorhaben beteiligt. Einmal in der Art, dass in absehbarer Zeit die 
entsprechenden Medien erneuert und auf das erforderliche Maß ge-
bracht werden müssen, als Anliegerbeitrag.  
 
Herr Friedewald, Stadtverwaltung war so lieb und hat bei der Ein-
wohnerinformationsveranstaltung am 02.09.2015 bereits informiert, 
dass natürlich die Anlieger in Form von Anliegerbeiträgen an der 
Straßenerneuerung nach dem GWG-Neubau beteiligt werden. Für 
diese offenen Worte bedanke ich mich bei Herrn Friedewald. Das 
möchte ich aber auch nicht. Das möchte ich Ihnen hiermit gleich 
kundtun. Ebenfalls möchte ich nicht, dass ich über meine Steuerlast, 
die finanzielle Begleitung des Vorhabens durch die Stadt mitzutrage.  
 
4. Es ist für mich unerträglich und wieder der Vernunft, dass mit dem 
Vorhaben die Grundsätze der Sicherung einer menschenwürdigen 
Umwelt, die die natürlichen Lebensgrundlagen schützt und entwi-
ckelt sowie Klimaschutz und Klimaanpassung insbesondere bei der 
Stadtentwicklung fördert, auf das massivste ignoriert werden.  
 
Ich muss davon ausgehen, dass Sie weder vorhandenen Flächen-
nutzungspläne noch geltende Integrierte Stadtentwicklungskonzept 
kennen. Der vorgelegte Entwurf negiert die zuvor genannten Kon-
zepte.  
 
Oder soll ich annehmen: Sie setzen sich bewusst über die Konzepte 
hinweg? Ich bin auf Ihre Antwort gespannt, da sie für mich den Sinn 
oder Unsinn einer Verwaltung erklärt  
 
5. Das für meine Stadtortwahl ausschlaggebende Moment: Einer 
dörflichen, offenen Wohnbebauung, am Rande des Dölauer Forstes 
– ein Liebliches, baukulturell geschlossenes, und damit erhaltens-
wertes Orts. Und Landschaftsbild, wird mit diesem Bauvorhaben für 
alle Zeit vernichtet.  
 
Bei der Planung meines Bauvorhabens habe ich diese Grundsätze 
der Behutsamkeit des Sich-Einfügens in die vorhandene Struktur 
zum Primat meines Handels gemacht. Und damit sehe ich nicht al-
lein die mir auferlegten Bauvorschriften außer Kraft gesetzt, sondern 
auch mich in meinen Recht der Gleichbehandlung bei der Wohnbe-
bauung diskriminiert.  
 
Ich fordere gleiches Recht für alle und damit gleiche Pflichten für al-
le: Eine Wohnbebauung des Areals nach §34 Baugesetzbuch mit 
Ein- und Zweifamilienhäusern (Villen), so wie in den Dölauer Grund-
bucheintragungen vermerkt.  
 
6. Ich kann der Argumentation der Stadt bezüglich des wachsenden 
Wohnraumbedarfs nicht folgen. Allein aufgrund des immens hohen 
Leerstandes von über 10.000 Wohneinheiten und der weiteren nega-
tiven Entwicklung der Einwohnerzahl, ist diese Bebauung nicht ge-
rechtfertigt.  
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Nach Auskunft der Stadt, hier des Amtes für Bürgerservice (Regio-
nalisierte Bevölkerungsprognose vom 30.11.2011) hatte Halle im 
Jahr 2010 cirka 231.000 Einwohner, im Jahr 2015 wird mit 226.000 
Einwohnern und im Jahr 2025 mit lediglich 210.000 Einwohnern zu 
rechnen sein. Dieses Schrumpfen belegt auch das Statistische Lan-
desamt. Wobei hier noch von einem deutlicherem Einwohner-
schwund ausgegangen wird: Unter 200.000 Einwohner im Jahr 
2030. 
 
Auch hier ist die Stadtverwaltung Halle mit der Arithmetik überfor-
dert. So darf ich Herrn Löbner bei der Einwohnerinformationsveran-
staltung zitieren, der von einem „… langsameren Schrumpfen der 
Einwohnerzahl …“ und in seiner Interpretation vom Wachsen spricht. 
Ich bin erschüttert und hoffe nicht dass auch Ihr Zahlenverständnis 
ein solches ist. Ach ja, die schwarze Null im Haushalt. Nun lassen 
wir es gut sein, es haben vor Ihnen auch schon andre falsch gesagt.  
 
7. Eine Wohnungsbedarfsanalyse für ein solches, weiterreichendes 
Projekt fehlt ebenfalls, um es auf solide finanzielle Füße zu stellen. 
Nun, wirtschaften kann nur der, der auch bereits ist Verantwortung 
zu übernehmen. Das sehe ich hier nicht. Oder übernehmen Sie Ver-
antwortung? Das wäre einmal etwas Neues. Ich kann Sie nur be-
stärken, wenn Sie weiterhin hinter Ihrem Entschluss stehen. Und 
Dann geben Sie doch auch Ihren Namen dafür.  
 
8. Hier will ein städtisches Unternehmen von der Verantwortung der 
Einwohner gegenüber ihrem Stadtteil Dölau profitieren. Nur Dölauer 
wird man nicht per Dekret und auch nicht gegen Dölauer. Und wenn 
wir schon einmal bei der Integration sind: Integration ist keine Ein-
bahnstraße – hat auch ihre Kanzlerin gesagt. Auch die GWG – so es 
jemals dahin kommen sollte- muss auf die Nachbarn zugehen. Übri-
gens, auch da kann ich Ihren Mitarbeitern, Herr Stäglin loben, hat auf 
der Einwohnerinformationsveranstaltung am 02.09.2015 gesagt, „… 
das die GWG auf die Dölauer jetzt zugeht…“. Nun, Ich warte auf ei-
ne Einladung für mich und alle anderen Dölauer.  
 
9. Dennoch: Die Planung missachtet völlig die heutigen Faktoren für 
eine Wohnungswahl. Ausreichende Erhebungen sehen für junge 
Familien als auch Senioren eine zentrale Lage bzw. gute Anbindung 
an den Öffentlichen Nahverkehr/kurze Wege und gute Erreichbarkeit 
von Kindergarten, Schulen, Einkaufsmöglichkeiten, Ärztlicher Ver-
sorgung sowie Kunst und Kultur als ausschlaggebende Gründe für 
eine Wohnungswahl. Allein diesen Kriterien genügt diese Planung 
nicht.  
 
10. Betreutes Wohnen oder altengerechtes Wohnen, wie im Entwurf 
vorgesehen, muss festgestellt werden, ist als derartiges Gewerbe in 
Dölau ortsuntypisch. Zudem Schließt eine Baulast im Grundbuch für 
jedes Grundstück in Dölau eine gewerbliche Nutzung desselben aus. 
Hier fordere ich ebenfalls gleiches Recht und damit gleiche Pflichten 
für alle. Ich sehe mich daher in meinem Recht der Gleichbehandlung 
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massiv diskriminiert. Das werde ich nicht dulden.  
Damit fordere ich eine Ausweisung des Areals als reines Wohn-
gebiet und nicht als allgemeines Wohngebiet.  
 
Als Journalistin sehe ich es als meine Aufgabe an, eben jenen eine 
Stimme und damit eine Plattform zu geben, die sonst keine Stimme 
in der Gesellschaft haben und nicht gehört werden. Ich ertrage es 
nicht, wenn suggeriert wird, dass eine lebensferne Unterbringung 
von älteren Menschen und Menschen mit Behinderung, am Rand 
des Waldes etwas mit Integration zu tun hat und etwas Erstrebens-
wertes sei.  
 
11. Wer übernimmt hier die Verantwortung? Die Stadt, der Investor, 
der Planer? Lebensferner kann ein Entwurf nicht mehr sein. Warum? 
Die Integration von Behinderten und Senioren kann nur dort erfol-
gen, wo unter anderem eine sinnvolle Integration möglich ist. Eine 
entsprechende Infrastruktur muss vorhanden sein. Diese fehlt Dölau 
gänzlich. Die von der UN, der EU und der Bundesrepublik geforderte 
Inklusion ist damit unmöglich. Inklusion setzt entsprechende Konzep-
te mit Nachhaltigkeit sowie die Einhaltung von Kriterien voraus.  
 
Die Prinzipien Selbstbestimmung, Teilhabe und Inklusion verpflich-
ten dazu, gesellschaftliche Bedingungen zu schaffen, die niemanden 
ausschließen und die die Bedürfnisse von Menschen mit unter-
schiedlichen Behinderungen berücksichtigen.  
 
Diesen Anforderungen genügt die Planung nicht.  
 
Ich werde es also ab sofort als eine Aufgabe von mir sehen: dass 
sich die Stadt, der Investor, der Planer, sich ihrer Verantwortung stel-
len. Zur Erinnerung: Die meisten Senioren haben eine Behinderung. 
Auch die Integration von Familien mit behinderten Kindern ist am 
Ortsrand zynisch und gefährlich. Die Hort- oder Schulunterbringung 
in räumlicher Nähe im Rahmen der Inklusion unmöglich.  
 
12. Der Entwurf steht im Krassen Widerspruch zu den Belangen des 
Umwelteinschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege. 
Die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima 
und das Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die die Landschaft 
und die biologische Vielfalt sind im Entwurf und den Stellungnah-
men, die sich zudem nicht berücksichtigt. Die Belange des Hoch-
wasserschutzes werden mit der Missachtung eines funktionierenden 
hydrologischen Systems ignoriert.  
 
13. Die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-
Gebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes werden nicht be-
rücksichtigt. Hierbei zählt die Dölauer Heide zu den Natura-2000-
Gebieten für die besondere Schutz- und Erhaltungsziele definiert 
sind (FFH0122). Diese sehen die Erhaltung und Entwicklung von na-
turnahen und strukturreichen Beständen des Laubkraut-Eichen-
Hainbuchenwaldes sowie Waldrandstrukturen vor. Das beinhaltet 
auch die Entwicklung von breiten Walrändern, die als Pufferzone hier 
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auch zur Wohnbebauung vorgesehen sind. Vielmehr wird mit dem 
geplanten Bauvorhaben über die Bebauung im Innenbereich hinaus, 
deren grenze sich auf die Linie „Wohngebäude Am Waldrand 1a, 
ehemaliger Grundfläche des Heideschlösschens und Wohngebäude 
ehemals Dr. Zukunft, Heideweg 1, in den Außenbereich unzulässiger 
Weise eingegriffen. 
 
14. Die geplanten massiven Versiegelungen stehen im krassen Wi-
derspruch zu dem für das Natura-2000-gebiet „Dölauer Heide“ defi-
nierten Ziel der Wiederherstellung des natürlichen Grundwasserre-
gimes zur Sicherung des Standortbedingungen naturnaher grund-
wasserbeeinflussender Waldgesellschaften.  
 
15. Ich kann es nicht nachvollziehen: Bezüglich des Hechtgrabens 
sowie der angrenzenden Restaue haben Umweltverbände auf die 
Bedeutung des cirka fünf Kilometer langem Fließgewässers hinge-
wiesen, dem mehr Raum zurückzugeben werden muss, um Überflu-
tungsflächen und Entwicklungsraum für eine naturnahe Entwicklung 
von Flora und Fauna zu ermöglichen.  
 
Hier steht zu allem eine Frage: Darf ein Gewässer zweiter Ordnung 
als „Abfluss“ von auf Grundstücken anfallendem Regenwasser de-
gradiert werden. Der Hechtgraben ist ein natürliches Gewässer, was 
aus zwei Quellen gespeist wird und keine künstliche angelegtes Ab-
leitungssystem. 
 
Dieser Fakt wird mit dem geplanten Vorhaben ignoriert und die Flä-
che über alle Maße zubetoniert und zu alledem mit einem über 70 
Meter langen Tiefgaragenriegel massiv in den Grundwasserhaushalt 
eingreifen.  
 
Dessen Folgen wird sein: Mein bisher trockenes Grundstück ver-
nässt.  
 
Das ist für mich eine unzumutbare Belastung, die ich nicht gewillt bin 
hinzunehmen, da damit ein immenser Wertverlust meiner Immobilie 
bis zum Totalschaden und Unverkäuflichkeit einhergeht.  
 
Dafür werde ich die Verantwortlichen, auch Sie, Herr Oberbürger-
meister, zur Rechenschaft ziehen und meine Forderungen dahinge-
hend ausrichten.  
 
Hier sei erinnert an das Jahrtausendhochwasser im Sommer 2013 
dessen Ursache und die dramatischen Folgen unter anderem durch 
die wie im Planungsverfahren gezeigte Ignoranz bei der Betrachtung 
des gesamten hydrologischen Verbundes besteht. 
 
Ihr, Herr Dr. Wiegand, angefachter Aktionismus bei Bau des Dam-
mes an der Peripherie zu Halle-Neustadt bekommt mit dem vorlie-
genden Entwurf die Kurzsichtigkeit und Unkenntnis in Ihrem Handeln 
und im Handeln der zuständigen Behörden vorgeführt.  
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Der städtische Haushalt wird mit der Fehlplanung belastet. Als Bür-
ger werde ich damit direkt zur Kasse gebeten. Die Großzügigkeit der 
bauausführenden Firma auf Entschädigungsleistungen wird andern-
orts von mir bezahlt. Von mir als Hallenser. Nicht von Ihnen.  
 
Auch das möchte ich nicht und fordere die Auslöser der finanziellen 
Kurzsichtigkeit auf, den bereits entstandenen Schaden selbst zu tra-
gen. Und, haben Sie jetzt Mut sich zu bekennen?  
 
Für die, die es bislang noch nicht verstanden haben:  
Das Ganze ist immer mehr als die Summe aller Einzelteile.  
 
16. Mit der vorgelegten Planung wird der Hechtgraben als Biotop-
und Grünverbund sowie Kalt-und Frischluftbahn zwischen Dölauer 
Heide und Saaleaue und damit seiner ökologisch notwendigen land-
schaftlichen und räumlichen Verbindung zum Umland beraubt. (sie-
he Studien der MLU Halle-Wittenberg in Zusammenarbeit mit dem 
Planungsbüro TRIOPS, 1990er Jahre).  
 
Gerade jene frische Luft ist es, die ich für meine Gesundheit benöti-
ge, da ich nach dem Schönebecker Tanklastzugunfall in den 1990er 
Jahren, bei dem ich als Journalistin vor Ort war, an Bronchitis leide.  
 
Mit der geplanten, massiven Bebauung ist diese Frischluftzufuhr für 
mein Grundstück unterbunden. Das wird zu einer Verschlechterung 
meines Gesundheitszustandes führen, was ich nicht gewillt bin hin-
zunehmen.  
 
17. Gleichzeitig hat die massive Bebauung des Nachbargrundstücks 
für mich zur Folge dass eine erforderliche Belüftung meines Gebäu-
des nicht mehr möglich ist. Vermosung und Feuchtigkeit am Gebäu-
de führen zu massiven Bauschäden und damit zu einer finanziellen 
Belastung meinerseits bis hin zum Wertverlust der Immobilie.  
 
Das ist ein massiver Eingriff in meine Lebensplanung und Renten-
vorsorge. Auch das möchte ich nicht, Sie verstehen.  
 
18. Das Gebot der Rücksichtnahme im nachbarschaftlichen Interes-
se sehe ich des Weiteren bei den zu erwartenden Licht-und Schat-
tenverhältnissen schwer geschädigt. Allein bei der Besonnung mei-
nes Grundstücks ergibt sich für mich ein massiver Nachteil der Ge-
stalt, dass ich mit der Errichtung der Betonburg ab Mittag keine Son-
ne mehr habe.  
 
Das ist ebenfalls ein erheblicher Eingriff in meine Lebensplanung, 
die ich nicht gewillt bin hinzunehmen.  
 
19. Das Zielkriterium der Planungsvorgabe des sich "Einfügens" des 
geplanten Bauvorhabens wird kontrakariert. Höhe und Dichte der 
Bebauung verbunden mit der falschen Interpretation des Areals in 
der Planung als Ortskern, statt als Randlage (Außenbereich), führen 
zu massiven Verwerfungen im Ortsbild, zu massiven Nachteilen für 
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mein Haus, mein Grundstück, für mich.  
 
Allein bei der Betrachtung der Traufhöhen/Firsthöhen ergibt sich fol-
gender Widerspruch gegenüber dem Altbestand: 
Beispiel:  Am Waldrand 1a Firsthöhe 94,6 m NHN 
geplanter Neubau 2d Firsthöhe Variante 1: 102,2 m NHN  
(Überhöhung 7,6m) 
geplanter Neubau Variante 2: 99.95m NHN  
(Überhöhung 5,35 m) 
 
Am Waldrand 1c raumwirksame Traufhöhe: 95,5 m NHN  
(FH 99,6 m NHN) geplanter Neubau 2e Firsthöhe 
Var1+Var2: 102,2 m NHN (Überhöhung 6,8) 
 
Heideweg 1d raumwirksame Traufhöhe cirka 90 NHN 
Flurstück 268/2 ohne Bebauung geplanter Neubau 2c  
Firsthöhe Var1: 102,2 NHN (Überhöhung 12,0 m)  
Var 2: m NHN (Überhöhung 9,75 m) 
 
Heideweg 1c raumwirksame Traufhöhe: 93,4 m NHN 
(FH 97,1 m NHN)  
geplanter Neubau 2b Firsthöhe Var1+Var2: 102,2 m NHN  
(Überhöhung 8,8m) 
 
20. Die Bezugnahme auf die vorgenannten Höhen Am Waldrand 1b-
e ist nicht möglich, da diese das Resultat eines fehlerhaften Geneh-
migungsverfahrens der Stadtverwaltung sind. Die Gesprächsproto-
kolle liegen Ihnen aus meinen vorhergehenden Einwand bereits vor. 
Somit kann nur eine Bebauung mit maximal zwei Stockwerken erfol-
gen.  
 
Für mich als direkter Nachbar des geplanten Vorhabens ergeben 
sich damit wie bereits zuvor genannt, unzumutbare nachbarliche 
Nachteile und Einschränkungen.  
 
Einer Betonwand von bis zu 16 Meter Höhe, einer vorgelegten Auf-
schüttung an der Grundstückperipherie und einer Hinterlandbebau-
ung und Bebauung in zweiter Reihe und der damit verbundenen Zu-
wegung stellen in ihrer Auswirkungen nicht hinnehmbare Einschrän-
kungen meiner nachbarlichen Rechte dar  
 
22. Eine Aufschüttung, welche höher als die natürliche NHN der 
Flurstücke 282/2-4, 289 liegt, lehne ich aus vorgenannten Gründen 
ab. Stattdessen fordere ich, dass das vorhandene Gefälle von 3,20 
m den Bezugspunkt für eine Bebauung bilden muss. Ich fordere den 
Bezugspunkt NHN 87,0 am Hechtgraben (Flurstücksgrenze 283 / 
282/3) und NICHT NHN 90,2 am Waldparkplatz als Ausgangspunkt 
für die Planung einer Bebauung einzusetzen, da ich mit meinem 
Grund und Boden hinter dem Betonmassiv der geplanten Bebauung 
zu versinken drohe.  
 
22. Die Belange des Personenverkehrs und der Mobilität der Bevöl-
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kerung, einschließlich der öffentlichen Personenverkehrs und des 
nicht motorisierten Verkehrs werden mit der Planung gerade unter 
dem Aspekt einer besonderen Berücksichtigung einer auf Vermei-
dung und Verringerung von Verkehr ausgerichteten städtebaulichen 
Entwicklung nicht berücksichtigt und damit kontrakariert.  
 
Aus der vorliegenden Stellungnahme zum Verkehr aus dem Jahr 
2013 ist aber bereits zu diesem Zeitpunkt für die Straße „Am Wald-
rand“ festgehalten, dass die Lärmwerte über den jeweiligen gesetzli-
chen Vorgaben für die Tages- und Nachtzeiten liegen. Herr Ober-
bürgermeister, da muss ich Ihren Mitarbeitern, Herr Stäglin scharf 
kritisieren. Der hat sich in einem Interview gegenüber TV Halle nach 
der Einwohnerinformationsveranstaltung am 02.09.2015, dahinge-
hend geäußert, dass die Dölauer gegenüber dem richtigen Stadtver-
kehr wohl etwas nervös wären.  
 
Falsch, Herr Stäglin, sollten Sie hier nicht sofort tätig werden, um die 
Gesundheitsgefährdung der hier wohnenden Dölauer abzustellen, 
muss anderweitig miteinander gesprochen werden. Anscheinend 
vergisst die Stadtverwaltung auch die Lärmbelastung durch den 
Flugverkehr, wie die Hubschrauber für das KH Dölau und den Li-
nienverkehr für den Flughafen Leipzig, der keinem Gutachten vor-
kommt, warum? 
 
Herr Dr. Wiegand, hier ist auch für Sie Handlungsbedarf.  
In Zweierlei Hinsicht. 
Ich erwarte hier Ihre Antwort kurzfristig.  
 
23. Nun, dass die Stadt auch für den Stadtteil Dölau kein Verkehrs-
konzept hat, verwundert bei dem täglichen halleschen Verkehrscha-
os wenig.  
 
Es ist aber festzuhalten, dass bereits jetzt der Fahrzeugverkehr bei 
bis zu 3.000 Autos pro Tag und damit über der Belastungsgrenze 
(Zahl nach Zählplattenuntersuchung des Landesverwaltungsamtes 
Halle vom 05.12.2012) liegt.  
 
Die dem Entwurf zugrunde gelegten Zahlen von 
1.600Fahrzeugbewegungen am Tag sind falsch. Und sind auch hier 
verhalten Sie sich dem Anwohner gegenüber mehr als zynisch, ihm 
aufzutragen weitere Lasten mit dem Bauvorhaben hinzunehmen. 
Das ist politische Brandstiftung!!! 
 
Die Zufahrt zu den geplanten Vorhaben kann nur über die Straße 
„Am Waldrand“, den „Heideweg“ bzw. die Otto-Kanning-Straße erfol-
gen. Das gesamte Gebiet gilt als verkehrsberuhigte und ist eine 
Tempo-30-Zone. Durch in den Straßen einseitig parkenden Autos ist 
bereits jetzt ein Durchfluss von Fahrzeugen in Spitzenzeiten (mor-
gens 6-8 Uhr, nachmittags 15:30-17:30 Uhr) stark gestört.  
 
Die Verkehrsinfrastruktur ist mehr als ausgeschöpft und bedarf be-
reits jetzt ein Umdenken auf Nachhaltigkeit, um jetzt bestehende 
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Emissionen wie Lärm, Abgase und ein erhöhtes Gesundheits- und 
Unfallrisiko zu senken.  
 
24. Wenn zusätzlicher Einwohnerverkehr durch die Verdichtung der 
Flächenzahl in erheblichem Umfang (hoher Zahl neuer Wohnungen 
mit PKW-Stellplatz) hinzukommt, wird die derzeitige Situation zuge-
spitzt und meine Lebensqualität durch Lärm- und Abgasbelästigung 
sowie die Verkehrssicherheit im Wohnviertel nochmals herabgesetzt. 
 
Zudem reichen die geplanten Stellplätze auf dem Grundstück laut 
Bauplanungsunterlagen für zu erwartende Zweitautos pro Haushalt 
bzw. den Besucherverkehr nicht aus. Ausweichparkplätze sind am 
Straßenrand bereits jetzt nicht mehr vorhanden. Dabei darf der 
Waldparkplatz nicht in die Planung des Bauvorhabens mit einbezo-
gen werden (Planungserfordernis), allein schon aufgrund der zu er-
wartenden regelmäßigen Sperrungen des Platzes durch erhöhte 
Waldbrandgefahr.  
 
25. Dauerhaftes Parken im öffentlichen Raum ist insofern für mich 
nicht hinnehmbar da ich als Bauherr auf meinem Grundstück, die für 
mich erforderliche Anzahl an Pkw-Stellplätzen nachweisen musste. 
Ein Parken im öffentlichen Raum wurde mir untersagt. Ich bin daher 
in meinem Recht der Gleichbehandlung diskriminiert. Dagegen weh-
re ich mich. 
 
Hier würde mich interessieren, wie Sie, Herr Panian, die Neu-
Dölauer motivieren, auf dem GWG-Grundstück für Parkflächen zu 
löhnen. Und noch viel interessanter: Was ist, wenn die Neu-Dölauer 
auf das Schnäppchen verzichten und sich andere Stellflächen für 
den Pkw suchen?  
 
Auf Ihre Antwort bin ich gespannt.  
 
26. Herr Oberbürgermeister, ich habe große Angst, dass mit den be-
reits jetztüberlasteten öffentlichen Rettungswegen aufgrund des Ver-
kehrs (ruhender, nicht ruhender) und der Straßensituation (geringer 
als 4,50 Meter Breite, Kurvensituationen), nach dem Bauvorhaben 
eine Rettung in lebensbedrohlichen Situationen nicht mehr möglich 
ist. Damit wird das Leben von mir und meiner Familie gefährdet  
 
Davor habe ich große Sorge. Es belastet mich seelisch. Ich werde es 
aber nicht hinnehmen, dass ich um mein Leben und meine Gesund-
heit aufgrund eines Bauvorhabens in Nachbarschaft bangen muss.  
 
Hier ist anzumerken, dass „Um die Genesung eines Notfallpatienten 
zu gewährleisten, lebensrettende Sofortmaßnahmen möglichst zeit-
nah durchgeführt werden müssen. Die Erfolgschancen bei einer Re-
animation nach drei Minuten liegen bei 75%, nach zehn Minuten bei 
5%.“ 
 
Eine zeitgerechte Erreichbarkeit des geplanten Bauvorhabens und 
natürlich meines Wohnortes ist aufgrund der zuvor geschilderten 
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Sachverhalte bereits heute und erst recht nach einem eventuellen 
Bauvorhaben mit Rettungsmitteln unmöglich.  
 
Noch einmal zum Nachlesen:  
 
Sachsen-Anhalt 
Rettungsgesetz, § 7 Abs. 2 Hilfsfrist von nach Eingang der Meldung 
bis Ankunft am an einer Straße gelegenen Notfallort 90% in 12 Minu-
ten.  
 
27. Brandschutzregeln und Brandschutzgesetze werden im Entwurf 
ignoriert. Die Rettung mit entsprechenden Rettungsgerät und Mann-
schaftsstärke ist innerhalb der Frist unmöglich. Zudem verfügt die 
zuständige Feuerwehr nicht über das erforderliche Equipment wie 
Hubrettungswagen und die nötige Mannschaftsstärke. Fehlende 
Feuerwehrzufahrten, die geringe Fahrbahnbreite und Kurvensituati-
on sowie die nicht vorhandenen Aufstellflächen verschärfen die Situ-
ation und weisen lebensgefährdende Ignoranz auf. Hiermit gefährdet 
das Projekt des Weiteren mein Leben und meinen Besitz.  
 
Die damit verbundene ständige Sorge schränkt mich in meiner Le-
bensqualität und -welt massiv ein. Auch das bin ich nicht gewillt hin-
zunehmen.  
 
Eine Evakuierung oder Räumung meines Hauses und von mir und 
meiner Familie ist somit in erforderlicher Zeit unmöglich. Es ist damit 
festzustellen, dass es keine brandschutztechnische Konzeption des 
vorbeugenden beziehungsweise abwehrenden Brandschutzes für 
das gesamte Vorhaben im Zusammenhang mit der Nachbarschaft 
gibt  
 
Spätestens jetzt haben sich Investor und Planer jeglicher Glaubwür-
digkeit entzogen. Wer mit einer derartigen Ignoranz das Leben von 
Menschen gefährdet, darf alles andere, als Lebens- und Wohnkon-
zepte für Menschen entwerfen. Lassen Sie es mich so sagen: Das 
ist verantwortungslos. Daher: Stoppen Sie den Planungsirrsinn jetzt!  
 
28. Weiterhin sind die geplanten Ein-und Ausfahrten zur Tiefgarage 
an der Straße "Am Waldrand" auf einen derartigen kurzen Straßen-
abschnitt mi 90-Grad-Kurven für mich nicht einsehbar und bilden 
damit einen Unfallschwerpunkt.  
 
Zudem gehen mit den Tiefgarageneinfahrten Emissionen (Lärm, Ab-
gas, Unfallgefahr) für mich als Nachbar einher, deren damit verbun-
denen Einschränkungen meiner Rechte auf Schutz meiner Gesund-
heit vor Lärm und Abgas ich nicht hinnehme.  
 
Auch in diesem Zusammenhang haben die Planungen Nachbar-
schützende Vorschriften nicht berücksichtigt.  
 
Es ist auch hier mehr als zynisch, wenn eine Lärmschutzwand als 
Erstes die Nachbarschaft begründet und im Lärmgutachten dem mir 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
BO 03 
 
 
 
A 14 
 
 
 
 
 
A 14 
 
 
 
BO 03 
 
 
 
 
 
 
 
A 06 
 
 
 
 
V 08 
 
 
 
 
B 06 
 
 
 
 
B 06 
 
 
B 06 
 



Bebauungsplan Nr. 162 „Dölau, Wohngebiet am Heideweg“ 159  

  21.06.2016 

  
 

Abwägungs-
text(e) Nr. 

später gegenüberliegendem Haus Nr. 5 eine schwerere Vermietbar-
keit aufgrund des zu erwartenden Verkehrsstroms attestiert.  
 
Noch weniger hinnehmen kann ich ebenfalls die Bemerkung aus 
dem Gutachten, dass die Zufahrt extra so gewählt wurde, um die 
anderen GWG-Bauten vor Lärm zu schützen.  
 
Mir mutet man die Lärmbelastung zu? Wo leben wir denn? Hier gibt 
sich Ihre Planungsabteilung als Büttelträger des Investors zu erken-
nen.  
 
Nein, das werde ich nicht hinnehmen, auch da bin ich massiv in mei-
nen nachbarschaftlichen Rechten angegriffen, da sich meine Ruhe-
zone nach Westen (Garten) orientiert.  
 
Ich möchte daran erinnern, dass mir eine Erschließung meines 
Grundstücks von der südlichen Seite vom städtischen Bauamt ver-
wehrt wurde mit dem Hinweis, dass aufgrund der Straßen-respektive 
Kurvensituation eine gefahrenfreie Anbindung meines Grundstücks 
nicht möglich sei. Auch hier sehe ich mich in meinen Rechten auf 
Gleichbehandlung verletzt.  
 
29. Das Verkehrskonzept der Stadt Halle konzentriert sich beim öf-
fentlichen Nahverkehr auf den Ausbau des innenstädtischen Stra-
ßenbahnnetzes. Mit der Einstellung des S-Bahn-Verkehrs nach Hal-
le-Dölau existiert lediglich eine Busanbindung in den Stadtteil. Auch 
damit kommt das geplante Vorhaben den Auflagen einer Vermei-
dung und Verringerung von Verkehr ausgerichtet städtebaulichen 
Entwicklung nach dem Baugesetz (BauGB) und der städtebaulichen 
Planungen nicht nach. Siehe hierzu auch Stellungnahme und Ziele 
des Verkehrspolitischen Leitbildes der Stadt Halle von 1997, die in 
der Planung keinerlei Berücksichtigung finden. 
 
Bei der Planung sollen die Ergebnisse eines von der 
Stadt/Gemeinde beschlossenen städtebaulichen Entwicklungskon-
zeptes oder einer von ihr beschlossenen sonstigen Planung zugrun-
de gelegt werden. Bei der vorgelegten Planung werden diese vor-
handenen Konzepte kontrakariert. (Flächennutzungsplan der Stadt 
Halle, Bauleitplanung der Stadt Halle, Verkehrspolitisches Leitbild 
Stadt Halle, 1997).  
 
Zitat: “Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegan-
gen werden; dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen Inan-
spruchnahme von Flächen für bauliche Nutzung die Möglichkeiten … 
insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von Flächen. Nachver-
dichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen 
sowie Bodenversieglungen auf das notwendige Maß zu begrenze“ 
(Flächennutzungsplan der Stadt Halle, Bauleitplan der Stadt Halle).  
 
30. Es ist anzumerken, dass im Stadtgebiet Halle aufgrund eines 
hohen Leerstandes von Wohnungen noch großflächig abgerissen 
wird. Im Jahr 2002 existierte in dem von Investor GWG mit zuzu-
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rechnenden Stadtgebiet Halle–Neustadt ein Leerstand von mehr als 
einem Fünftel des Gesamtbestandes von damals 35.000 Wohnun-
gen. Bereits zu diesem Zeitpunkt gingen die Prognosen von einem 
weiteren Bevölkerungsrückgang auf cirka 44.000 Einwohner im Jahr 
2015 in Halle-Neustadt aus (Integriertes Stadtentwicklungskonzept 
der Stadt Halle/Saale aus dem Jahr 2007). Die damit einhergehen-
den Gebäudeabbrüche auch und vordergründig vom Investor GWG 
sollten das städtebauliche Leitbild für Halle-Neustadt schärfen. 
 
Es ist vielmehr festzustellen, dass die Abbrüche, die zudem zusätz-
lich noch mit öffentlichen Mitteln gefördert werden, nicht abgeschlos-
sen sind und weiterhin andauern.  
 
Mit der vorgelegten Planung wird nicht nur eine irreversible Verdich-
tung im Innenbereich des Areals vorgenommen, sondern auch der 
im Planungserfordernis beschriebene Außenbereich (Zitat, S.5: „der 
nicht eindeutigen Zuordnung der gesamten Grundstücksfläche zum 
Innenbereich) massiv versigelt. Das ist unzumutbar. Damit verstößt 
die Planung gegen den sparsamen und schonenden Umgang mit 
Boden. Zumal im von GWG dominierten Stadtteil Halle-Neustadt 
durch dem vom Investor vorgenommenen Abriss mehr als ausre-
chend Flächen zur Wiedernutzbarmachung zur Verfügung stehen.  
 
31. Ich empfinde es als Hohn, wenn wie im Umweltgutachten des 
vorgelegten Entwurfs empfohlen wird als Ausgleichsmaßnahme für 
die massive Versieglung eine Fläche von 1.800 Quadratmetern in 
Halle-Neustadt zu entsiegeln und zu begrünen. Dem Gedanken fol-
gend, würde sich der Investor GWG, der bereits auf öffentliche För-
dermittel für seinen Abriss zurückgreift, sich sein geplantes Bauvor-
haben nochmals von Steuerzahler finanzieren lässt. 
 
Damit bin ich direkt finanziell betroffen.  
 
Das werde ich aber nicht hinnehmen.  
 
32. Im Fazit ist festzuhalten, das mit dem geplanten Vorhaben für 
mich massive gesundheitsschädliche Auswirkungen verbunden sind, 
die sowohl in der Planung als auch den der Planung zugrunde lie-
genden Gutachten nicht bzw. nicht ausreichend berücksichtigt wor-
den.  
 
33. Mit der Ansiedlung von Gewerbe wie im Plan vorgesehen soll ei-
ne artfremde bauliche Nutzung im Wohngebiet vorgenommen wer-
den. Die damit verbundenen Immissionen wie u.a. erhöhtes Ver-
kehrsaufkommen führen für mich zu massiven Einschränkungen im 
nachbarschützenden Bereich.  
 
Auch der Ausweisung als allgemeines Wohngebiet widerspreche ich.  
 
34. Es ist davon auszugehen, dass sowohl im Zuge der Baurealisie-
rung als auch mit dem dann zu erwartenden abgeschlossenen Vor-
haben irreversible Schäden an meinem Sacheigentum entstehen. 
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Hier sind bereits zum jetzigen Zeitpunkt unter anderem als Gründe 
die fehlende hydrologische Gesamtdarstellung des Vorhabens zu 
sehen, die Schichtenwasser, Grundwasser und Oberflächenwasser 
in ihren Zusammenhängen falsch darstellen beziehungsweise igno-
rieren.  
 
Das bin ich nicht bereit hinzunehmen, dass mein Eigentum beschä-
digt bzw., davon muss ausgegangen werden: vernichtet wird.  
 
Zur entsprechenden rechtlichen Würdigung und zu Geltendmachung 
von Schadenersatzansprüchen gegen die Verwaltung, die Kommune 
und den Investor fordere ich hiermit ein Beweissicherungsverfahren 
für meinen Besitz und für die Einrichtung der Kommune um mich von 
den Kosten freizustellen. 
 
35. Die Abstandsflächen müssen eingehalten werden. Eine Baube-
lastung meines Grundstücks bin ich nicht bereit hinzunehmen, da 
diese ebenfalls zu einer Wertminderung meiner Immobilie führt.  
 
36. Es ist festzustellen, dass eine Bebauung des Areals mit dreige-
schossigen Bauten völlig ortsuntypisch ist. Das Gesamtbild der Orts-
lage von Dölau wird wie im Nachtigallenweg, Angerweg, Franz-
Mehring-Straße von maximal Zweieinhalbgeschossigkeit geprägt.  
 
37. Damit sind alle Ausnahmen (Überhöhung, Verdichtung, Ab-
standsflächen) zu unterlassen, da sie der Planerfordernis: (Zitat, S.5: 
„der nicht eindeutigen Zuordnung der gesamten Grundstücksflächen 
zum Innenbereich, als auch aufgrund des nicht gegebenen Einfü-
gens der vorgesehenen Bebauungstiefe im Sinne des §34 BauGB) 
nicht entsprechen. 
 
38. Ich fordere eine Bebauung des Grundstücks „Heideweg 2“ wie 
sie die Grundbücher der Anlieger und Nachbarn in ganz Dölau vor-
schreibt beziehungsweise ausweist. Originalauszug aus dem Grund-
buch/ Zweite Abteilung: Lasten und Beschränkungen „ Gewerbliche 
Bauten und Anlagen dürfen auf dem Grundstück nicht errichtet wer-
den, vielmehr muss der Charakter der Villenkolonie gewahrt bleiben. 
Auch dürfen auf den Grundstücken Kleinhaussiedlungen nicht errich-
tet werden. Für die Dölauer Hartsteinfabrik GmbH in Halle a. Saale, 
unter Bezugnahme auf die Bewilligung von 28. Novem-
ber/25.September 1922 eingetragen am 6. Dezember 1922 und mit 
dem belasteten Grundbesitz zur Mithaft hierher übertragen am 
05.05.1998.“  
 
39. Das Prinzip des gesellschaftlichen Konsens und des Grundge-
setzes, (nach Art. 14 Abs. 2 Grundgesetz gilt auch für dieses Vorha-
ben. Hier heißt es im Zitat: „Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch 
soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen“) mit Einräumung 
des Vorrangs von Einzelwohl vor Allgemeinwohl wird dieses Gesetzt 
bei der Planung ignoriert.  
 
40. Des Weiteren ist festzuhalten:  
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Die gesamte Durchführung des Planaufstellungsverfahrens wird ge-
rügt. Eine ernsthafte Bürgerbeteiligung ist nicht erfolgt. An der anbe-
raumten Bürgerversammlung konnten nicht alle Bürger teilnehmen, 
da sowohl das Amtsblatt nicht beziehungsweise zu spät in Dölau 
verteilt wurde als auch im Vorfeld der Planung einer Bürgerver-
sammlung ein viel zu kleiner Veranstaltungsraum (cirka 50 Plätze) 
für die cirka 4.000 Dölauer von der Stadt Halle ausgewählt wurde.  
 
Damit bin ich in meinem Recht der Beteiligung am Verfahren massiv 
eingeschränkt worden. Es war mir nicht möglich, der Bürgerver-
sammlung aufgrund der geschilderten Umstände zu folgen, um mit 
der erforderlichen Transparenz mit einer Beteiligung am Planungs-
prozess zu ermöglichen.  
 
Ich sehe mich hier in meinen Grundrechten als Bürger massiv ver-
letzt.  
 
Hintergrund: Die geschilderten Umstände führten dazu, dass nicht 
alle Bürger in den später mit cirka 100 dicht gedrängt stehenden 
Menschen in den Gemeinderaum passten. Andere hingegen (cirka 
weitere 150 Bürger) konnten an geöffneten Fenster und Flur den ge-
samten Ausführung nur ungenügend folgen.  
 
Die in die Sommermonate 2015 gelegte Ausschreibung des Vorha-
bens und die kurzfristige anberaumte Bürgerinformationsveranstal-
tung sind ebenfalls scharf zu kritisieren. Sie zeigen jedoch, dass die 
Stadt entgegen eigener Bekundung nicht gewillt ist, die Bürger am 
Verfahren zu beteiligen.  
 
Im Schluss dazu festzuhalten: Dass eine Transparenz bezüglich des 
Vorhabens als auch Beteiligungsmöglichkeit für mich als Bürger der 
Stadt Halle nicht hergestellt beziehungsweise ermöglicht wurde. 
Damit ist das Verfahren hinfällig. 
 
Sehr geehrter Herr Dr. Wiegand,  
 
ich fordere Sie hiermit auf, das Projekt B-Plan 162. Heideweg 2, 
06120 Halle/Saale, umgehend einzustellen, um den Steuerzahler mit 
den Planungsarbeiten nicht weiter finanziell zu belasten.  
Es ist festzustellen, dass eine Neuplanung nicht mehr mit dem der-
zeitigen Investor erfolgen kann, da der seine Glaubwürdigkeit verlo-
ren hat.  
 
Ich empfehle einen Architekturwettbewerb, der vorgenannte Kritik als 
Basis einschließt und sich zum Ziel setzt: Nachhaltiges, zukunftsori-
entiertes Bauen in Symbiose mit dem vorhandenen erhaltenswerten 
Ortsbild und der Natur zu fördern. 
 
Dafür erhalten Sie meine Zustimmung. Damit könnte die Saalestadt 
Halle nicht nur architektonisch werben.  
 
Herr Dr. Wiegand, ich fordere Sie hiermit auf, Ihrer Verantwortung 
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als Oberbürgermeister der Stadt Halle gegenüber Ihren Bürgern ge-
recht zu werden. Die Anzahl der Hinweises ist eine deutliche Antwort 
auf dem Planungswahnsinn nehmen Sie die Bürgerinnen und Bürger 
ernst.  
 
In Erwartung Ihrer substantiierten schriftlichen Antwort verbleibe ich.  
 
Mit freundlichen Grüßen  
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2.2.2.145 Stellungnahme Nr. 547 
 

 
Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgege-
ben: 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
M 01, E 03 
O 01 
E 05 
Ew 01- 06 
V 01 
V 03 
M 01 
E 05 



164 Bebauungsplan Nr. 162 „Dölau, Wohngebiet am Heideweg“ 

21.06.2016 

  
 

Abwägungs-
text(e) Nr. 

2.2.2.146 Stellungnahme Nr. 548 
 

 
Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgege-
ben: 
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2.2.2.147 Stellungnahme Nr. 549 
 

 
Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgege-
ben: 
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2.2.2.148 Stellungnahme Nr. 550 
 

 
Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgege-
ben: 
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2.2.2.149 Stellungnahme Nr. 551 
 

 
Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgege-
ben: 
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2.2.2.150 Stellungnahme Nr. 552 
 

  
Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abge-
geben: 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister,  
sehr geehrte Damen und Herren,  
hiermit erhebe ich fristgemäß Widerspruch gegen das oben genann-
te Bebauungsverfahren. Aufgrund der Anzahl der geplanten 
Wohneinheiten ist mit einer erheblich größeren Verkehrsbelastung 
zu rechnen, die meiner Meinung nach (auch unmittelbar am Wald) 
nicht hinnehmbar ist. Nicht nur von der Ruhe her wird die Wohnlage 
dadurch beeinträchtigt, sondern auch was die Parksituation anbe-
langt, kann ich mir als Anwohnerin vorstellen, wie katastrophal diese 
aussehen wird, wenn erst Besucher der Anwohner der neuen Wohn-
anlage die Umgebung zuparken. Unmittelbar am Wald möchten An-
wohner wie auch Besucher der Heide keine Autokolonnen und über-
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dimensionierten Bauten. Hier sollen Letztere doch Erholung finden. 
Das soll das FFH-Gebiet doch eigentlich gewährleisten. Das Bau-
vorhaben widerspricht einem sanften Übergang zum Wald. Die Pla-
nung widerspricht zudem dem verkehrspolitischen Leitbild der Stadt 
Halle.  
Die Immissionswerte liegen jetzt schon über den zulässigen Werten. 
Des Weiteren lehne ich es ab, dass im Aufstellungsbeschluss zum 
Bebauungsplan ein "Allgemeines Wohngebiet" geplant ist statt einem 
"Reinen Wohngebiet". Dies öffnet ja einem noch größeren Zustrom 
von Autos und Belastung der Ruhe Tür und Tor, wenn sich noch Lä-
den etc. ansiedeln können.  
An diesen Punkten muss gearbeitet werden. So wie der Bebauungs-
plan derzeit aussieht, ist er auf keinen Fall hinnehmbar! 
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2.2.2.151 Stellungnahme Nr. 553 
 

 
Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgege-
ben: 
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2.2.2.152 Stellungnahme Nr. 554 
 

 
Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgege-
ben: 
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2.2.2.153 Stellungnahme Nr. 555 
 

 
Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgege-
ben: 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 E 03 
 
 
R 02 
R 08, Ew 01 
 
A 10 
 
 
R 10 
 
 
 
 
E 02-04 
M 02 
V 13,  
Ew 02, N 03 
M 01, A 02 
 
N 03, N 04 
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R 06, N 03, 
 
 
 
O 01 
 
R 04 
 
M 01, E 01 
 
 
Ew 01-05 
 
Ew 10 
 
 
Ew 09 
 
 
 
V 06, A 14 
 
V 03 
 
 
 
 
 
 
V 16 
V 04 
 
B 02 
 
 
 
 
 
 
A 10, R 08 
 
 
 
B 06 
 
A 14 
 
 
E 05 
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2.2.2.154 Stellungnahme Nr. 556 
 

 
Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgege-
ben: 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
A 14, 15 
 
 
 
 
 
 
 
O 01,  
E 01, 03, 04 
A 25 
 
 
A 14  
 
R 02 
R 03 
R 02 
A 06, R 08 
 
B 06, B 03 
 
 
 
B 01 
B 03 
B 07 
 
 
W 02 
Ew 01- 06 
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N 01- 13 
R 08 
N 10 
 
G 01 
E 02 
M 03 
O 01 
E 03, 05 
M 01 
M 04 
M 02 
V 13 
 
N 03 
Ew 02 
V 08 
 
 
G 02 
 
 
 
A 03 
 
G 01 
W 04, V 01 
Ew 01 
M 02 
M 01, E 03 
 
W 04  
N 01-14, N18  
[s. hierzu An-
hang zu Nr. 536] 

W 04, V04 
 
Ew06, Ew03  
E 02  
 
R 10 
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Ew 01 
E 05 
R 03 
M 02  
M 04 
 
R 08 
 
BO 01 
N 02 
 
N 14 
A 14 
 
 
 
 
 
 
V 01, V 14 
V 06 
A 14 
V 11 
V 12, 13 
V 03 
A 18 
 
B 06, V 05 
 
 
 
 
BO 03 
 
 
 
N 02 
N 03 
A 14 
B 01 
Ew 01- 06 
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W 02 
A 03 
 
 
BO 03 
B 06, V 01 
A 15  
R 03 
N 01- 13 
 
 
 
 
Ew 01- 05 
R 01 
 
 
R 02 
 
 
 
N 03 
 
A 02 
 
 
 
N 03 
 
 
 
N 15 
 
 
BO 01 
B 03 
 
M 01, R 04 
B 06, O 01 
 
E 05 
A 14 
R 08 
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N 02 
B 03, 06 
BO 03 
 
E 01-05 
M 01 
 
BO 04 
 
W 02 
 
B 01- 02 
 
Ew 01- 06 
 
 
 
A 15 
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2.2.2.155 Stellungnahme Nr. 557 
 

 
Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgege-
ben: 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
E 03-05,A 08 
M 01, O 01 
 
R 03 
 
 
A 14 
 
E 02 
B 01, A 14 
 
Ew06, Ew05 
M 02 
V 01 
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V 03 
V 05 
V 12 
V 08 
N 02, 03 
N 01, 04 
 
 
R 03 
A 09  
E 05 
E 02 
A 03 
Ew 01, M 02 
 
W 04 
 
W 04 
 
N 14 

2.2.2.156 Stellungnahme Nr. 558 
 

 
Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgege-
ben: 

 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
A 01 
 
E 05 
O 01 
M 01, E 03 
 
N 01- 03 
Ew 01- 06 
 
A 19 
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2.2.2.157 Stellungnahme Nr. 559 
 

 
Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgege-
ben: 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
E 03 
 
 
R 02 
R 08, Ew 01 
 
A 10 
 
 
R 10 
 
 
 
 
E 02-04 
M 01 
V 13, N 03 
 
M 01, A 02 
 
N 03, N 04 
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R 06, N 03 
 
 
O 01, A 01 
R 04 
 
 
Ew 01 
 
Ew 10 
 
Ew 01-05 
 
 
 
 
V 01, 06 
V 03 
 
 
 
 
 
 
 
V 16 
 
W 04 
 
 
V 15 
A 03 
 
 
R08 
 
 
 
B 06 
 
A 14 
 
 
E 05 
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2.2.2.158 Stellungnahme Nr. 560 
 

 
Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgege-
ben: 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
R 01 
 
 
M 01 
 
E 05, O 01 
R 04 
 
 
 
M 02 
 
R 08, EW 01 
 
 
 
Ew 03 
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Ew 01 
 
 
 
Ew 01 
 
 
Ew 09 
 
 
 
 
 
 
 
 
R 06, W 04 
 
 
 
 
N 18 
 
 
A 26 
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2.2.2.159 Stellungnahme Nr. 561 
 

 
Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgege-
ben: 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
E 03, M 01 
 
 
 
 
 
 
A 10 
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A 11 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
E 01-05 
M 01 
 
 
 
 
R 04 
 
 
 
 
 
 
 
N 01 
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V 12 
 
 
V 03 
 
 
 
 
V 12 
 
 
 
 
 
 
 
 
V 01 
 
 
V 01 
 
 
 
 
 
 
V 04 
 
 
 
 
 
 
W 04 
 
 
 
 
A 01, A 02 
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R 07, A 01 
 
 
 
W 06 
 
A 02 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
E 01, 03 
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E 03, M 01 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
E 01 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
E 02 
 
 
 
E 01 
 
 
 
O 01 
E 01-05 
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A 01 
 
 
 
 
 
E 02 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ew 01-06 
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Ew 09 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ew 01, 02, 05, 
09 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
M 02, Ew 05,  
W 04 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ew 05 
 
 
 
Ew 06 
 
 
 
Ew 03 
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Ew 06 
 
 
 
 
Ew 04 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ew 06 
 
 
 
Ew 01 
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Ew 01, 02, 05 
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A 01 

 
V 01, Ew 01 
B 06 

 
O 01, M 01 

 
V 01 

 
 
R 02, 03  
 
 
 
W 06 
 

 
A 09 

 

2.2.2.160 Stellungnahme Nr. 562 
 

  
Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abge-
geben: 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
hiermit erhebe ich fristgemäß Widerspruch gegen das Bebauungs-
verfahren 162, Heideweg aus folgenden Gründen: 
1. Die Gutachten zur Ableitung von Regen- und Oberflächenwasser 
weisen ein „nicht ausreichend“ aus. Der Hechtgraben als einzige 
Entwässerungsmöglichkeit ist bereits jetzt ohne die geplante Ober-
flächenversiegelung hydrologisch überlastet, sodass es bereits 
mehrfach zum Übertritt des Baches kam. Die geplanten Rigolen für 
das Vorhaben stellen keine Lösung dar. 

 
2. Vielmehr dramatisiert sich die Lage noch durch den bis zu 90m 
langen Tiefgaragenriegel, welcher geplant ist und der zu unvorher-
sehbaren Beeinflussungen des Grundwasserstromes führen wird. 
Damit sind Vernässung und Überflutung angrenzender Grundstü-
cke und Anrainer des Hechtgrabens bereits vorprogrammiert. 

 
3. Des Weiteren möchte ich einwenden, dass bereits mit der derzei-
tigen Bebauung eine deutliche Überlastung der Zufahrtswege 
herrscht. Es mangelt an einem Verkehrskonzept für die zu erwar-
tenden stark ansteigenden Verkehrsströme in Ermangelung der Er-
reichbarkeit mit öffentlichen Verkehrsmitteln. Dölau ist im Übrigen 
(und grade nach dem Unwetter) in Ermangelung eines Radweges 

 
 
 
 
 
 
 
 
Ew 01, 06 
 
 
 
 
 
Ew 02 
 
 
 
 
 
V 01 
V 06 
 
 
 
V 09 
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nicht einmal mit dem Rad gut zu erreichen! 
 
Dölau ist ein Ortsteil mit dörflicher Geschichte, im Laufe der städti-
schen Entwicklung integriert. Doch man sollte nicht vergessen und 
ich bitte Sie zu beachten, ganz unabhängig von finanziellen Anreiz, 
dass Kultur geachtet werden muss und ein Verzug der Bevölkerung 
in Stadtrandgebiete mit den zugehörigen Problemen der Verstädte-
rung, des Transportes, nicht in Ihrem Sinne sein kann. 
 
Ich bitte Sie damit herzlichst, von diesem Vorhaben Abstand zu 
nehmen 

 
 
E 04 

2.2.2.161 Stellungnahme Nr. 563 
 

 
Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgege-
ben: 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
E 03 
 
 
N 04 
 
Ew 01- 04 
V 01 
 
 
 
Ew 01- 06 
 
 
 
 
 
 
 
 
V 01 
V 06 
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V 06 
 
 
 
 
V 09 
 
 
 
V 01 
 

2.2.2.162 Stellungnahme Nr. 564 
 

 
Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgege-
ben: 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ew 01- 06 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
W 04 
 
V 01 
 
B 06 
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V 06 
 
 
V 09 
 
 
R 06 
E 01-05 
W 06 

2.2.2.163 Stellungnahme Nr. 565 
 

 
Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgege-
ben: 

 

 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Ew 01, 02 
M 03 
 
 
A 03 
 
 
 
 
 
V 11 
V 12 
V 03 
 
 
V 01 
B 06 
 
M 01, O 01 
E 05, E 03 
 
V 04, A 03 
 
N 02 
N 03 
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2.2.2.164 Stellungnahme Nr. 566 
 

  
Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abge-
geben: 
 
Bereits im Oktober 2013 hatten wir uns als jahrzehntelange Einwoh-
ner von Dölau beim Fachbereich Planen, Abt. Stadtplanung, zu ei-
nem schriftlichen Widerspruch gegen den o. g. Bebauungsplan ver-
anlasst gesehen. Diesen Widerspruch möchten wir nach der neuerli-
chen Veröffentlichung der überarbeiteten Unterlagen wiederholen.  
Die Überarbeitung weist zwar eine deutliche Verbesserung hinsicht-
lich der beanstandeten Größen und Bauformen auf, unsere Einwen-
dungen gegen eine solche für die vorgegebenen Dölauer Verhältnis-
se weit überdimensionierten Planung und das fehlende Verständnis 
für die Notwendigkeit des Vorhabens bleiben jedoch bestehen. 
Vor allem die geplante städtebauliche Verdichtung unmittelbar am 
FFH-Gebiet der Heide ist weiterhin zu beanstanden, die den Willen 
zu einer harmonischen und attraktiven Gestaltung des Ortsrandes 
vermissen lässt.  
Auch bei der Einschätzung der Verkehrslage sollte nicht so sehr von 
der gegenüber dem vorherigen Entwurf zu erwartenden Reduzierung 
der Garagenplätze und des Verkehrsaufkommens ausgegangen 
werden, sondern von den entsprechenden Zunahmen gemessen an 
der heute schon bestehenden Situation.  
Wie sollen die in der Beschlussvorlage vom 12. 05. 2015 als not-
wendig genannten "externen Ausgleichsmaßnahmen an anderer 
Stelle in Stadtgebiet" aussehen? Wann und wo werden sie exakt be-
nannt? Es ist schwer vorstellbar, dass sie den vor Ort für unsere 
Dölauer Mitbürger und die Stadt entstehenden Schaden mildern 
könnten,  
Wir bitten darum, dass die geplanten Maßnahmen weiter kritisch hin-
terfragt und Im Interesse der ortsansässigen Bevölkerung gestaltet 
werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
M 01 
 
 
 
A 11 
 
 
N 03 
N 01 
 
V 01 
 
 
 
N 02 
 
 
N 06 
 
 
 
 
R 03 



Bebauungsplan Nr. 162 „Dölau, Wohngebiet am Heideweg“ 197  

  21.06.2016 

  
 

Abwägungs-
text(e) Nr. 

2.2.2.165 Stellungnahme Nr. 567 
 

 
Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgege-
ben: 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
A 05 
W 01 
 
 
A 17  
 
 
 
 
 
A 09 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
W 02 
 
E 01, 05 
 
M 01 
V 01 
 
Ew 01, 05 
B 07 
BO 03 
M 01 
 
 
 
A 09 
E 05 
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9. Geplante Arztpraxis verursacht permanente Belastung; die vorgese-
henen Stellplätze rechen gerade für das Personal  
 
10. Die Schmutzwasserentsorgung stößt bereits jetzt an Grenzen, bei 
Starkregen hat es bereits jetzt die Gully Deckel herausgedrückt! 
 
11. Das Grundwasser wird steigen, wir fürchten Wasserschäden an un-
serem Haus Bj.1936 
 
12. Auf der Bürgerversammlung hatte man Gefühl, das die Vertreter der 
Stadt außer Herrn Johannamann Mitarbeiter der GWG sind. Die Unter-
suchungen haben ein positives Ergebnis für die GWG zu haben, nicht 
einmal wurden die Ziele der GWG in Frage gestellt! 
 
13. Stellplätze Tiefgarage. 
Mit 1,5 Plätzen pro WE zu wenig und wie wird garantiert dass die Mieter 
diese auch beanspruchen? 

 

 
 
V 11 
 
Ew 01, 09 
 
 
Ew 05 
 
 
Ew 01- 06 
 
R 02 
 
 
 
V 12, V 17  
 
 

2.2.2.166 Stellungnahme Nr. 568 
 

  
Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abge-
geben: 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
hiermit erheben wir fristgemäß Widerspruch gegen das oben ge-
nannte Bebauungsverfahren aus folgenden Gründen:  
 
• Dieses Projekt lässt keinen sanften Übergang der Ortsbebauung 

zur Dölauer Heide erkennen. Stattdessen entsteht eine überdimen-
sionierte Bebauung, die einer Trabantenstadt gleich kommt. 

 
• Zur Problematik des Innen- und Außenbereiches wurde keine Lö-

sung dargestellt. 
 
• Mit der geplanten Hinterlandbebauung entsteht ein Präzedenzfall, 

der zu einer weiteren Verdichtung in Dölau und in anderen ver-
gleichbaren Stadtrandlagen führt. 

 
• Ein Übergang zur Dölauer Heide ist nicht gegeben und der Kom-

plex Tiefgarage stört die Grundwasserströme, die für die Dölauer 
Heide sehr wichtig sind. 

 
• Die Auswirkungen des Projektes auf das Naturschutzgebiet 

„Dölauer Heide“ und das angrenzende FFH-Gebiet bleiben auf der 
Strecke. 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
N 01 
O 01 
 
 
A 02 
 
 
E 02 
 
 
 
N 01, E 
w 02, 04, 05 
 
 
 
N 02  
N 03 
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2.2.2.167 Stellungnahme Nr. 569 
 

 
Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgege-
ben: 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
E 05 
B 06, N 04 
 
A 09 
 
 
A 14 
V 01 
V 03 
V 11 
 
 
E 01, 05 
M 01, O 01 
 
 
R 04 
 
 
Ew 01-02, 04 
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2.2.2.168 Stellungnahme Nr. 570 
 

 
Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgege-
ben: 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
E 05 
B 06, N 04 
 
A 09 
 
 
A 14 
V 01 
V 03 
V 11 
 
 
E 01, 05 
M 01, O 01 
 
 
R 04 
 
 
Ew 01-02, 04 
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2.2.2.169 Stellungnahme Nr. 571 
 

 
Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abgege-
ben: 

 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
E 01 
A 09 
 
 
A 20 
 
 
V 01 
V 03, Ew 01 
E 07 
R 02 
A 17 
 
 
 
 
 
V 05 
V 11 
V 03 
 
 
 
 
Ew 01-06 
 
 
 
 
 
 
 
 
R 02 
R 03 
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2.2.2.170 Stellungnahme Nr. 572 
 

  
Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abge-
geben: 
 
Hier meine Einwände zum Bebauungsplan Nr. 162.  
Als Dölauer fühle ich mich direkt betroffen, die Bebauung in der im-
mer noch geplanten Dimension, entlang der Dölauer Heide ist Städ-
tebaulich nicht vertretbar. Die Wohn -und Lebensqualität,  
natürlich auch der Erholungswert der angrenzenden Grundstücke 
sinkt beträchtlich. Hier wird mit der Nachbarschaft nicht fürsorglich 
umgegangen sondern nur die Profitgier der GWG unterstützt. Ich  
stelle diesen Bebauungsplan grundsätzlich in Frage und schlage 
stattessen eine Ortstypische Bebauung wie in der Edmund-Hussel-
Str. vor.  
 
Wir Dölauer in unmittelbarer Nähe werden dann mit dem Lärm, 
Schmutz, Abgasen und den zu erwartenden Belästigungen, den 
Parkplatzproblem Tags und auch nachts allein gelassen. Im  
Besonderen spreche ich hier die geplante Allgemeinarztpraxis an, 
bei der schon mal 5 Parkplätze für das Personal und noch endspre-
chende Parkmöglichkeiten in der Planung nicht berücksichtigt  
wurden. Derzeit werden die Parkmöglichkeiten an der Straße und 
verbotenerweise auch auf dem Fußweg von Gästen des Waldhotels 
benutzt.  
Für den laufenden Verkehr ist es jetzt schon schwierig und gefährlich 
hier entlangzufahren.  
 
Bewusst wird dieser ruhige abgelegene Stadtteil mit der hohen 
Wohn-und Lebensqualität am Waldrand unwiderruflich zerstört. Der 
Charakter des sogenannten Ortkernes wird durch Neubaublöcke 
(klein Neustadt) wie sie nirgends in Dölau zu finden sind verändert. 
Die Wohnbebauung in Dölau sind meist Einfamilienhäuser und 
Zweigeschossige Mehrfamilienhäuser mit Gärten, dass Projekt der 
GWG übersteigt die jetzige Bevölkerungsdichte bei weitem. Städte-
baulich kann dies nicht vertretbar sein. Eine derart dichte Bebauung 
mit Ortsuntypischer Architektur sollte nicht genehmigt werden, wo 
schon die Großen Häuser in der Straße Am Waldrand soweit mir be-
kannt ist durch fehlerhafte Planungen entstanden sind.  
Rings um den Hechtgraben gibt es bei Starkregen überflutete Gärten 
und Keller dieses Problem ist der Stadtverwaltung bekannt, trotzdem 
soll noch mehr Regenwasser eingeleitet werden. Wann wird dieses 
bekannte Problem endlich gelöst, dies sollte vor so einer großen 
Planung erledigt sein oder zumindest Parallel durchgeführt werden. 
Das Problem Grundwasser und Oberflächenwasser ist nicht ausrei-
chend in der jetzigen Planung berücksichtigt, untersucht, als Dölauer 
befürchte Ich eine weitere Vernässung der Grundstücke und Garten-
anlagen. Selbst in diesem trockenen Winter, Frühjahr, Sommer 2015 
habe ich große stehende Wasserlöcher auf dem Grundstück der 
GWG gesehen, dies zeugt von extremer Vernässung.  
 

 
 
 
 
 
 
 
E 05 
 
B 06, N 04 
 
 
A 09 
 
 
A 14 
 
 
V 01 
V03 
V11 
 
 
 
 
 
 
 
E 05, E 01 
M 01 
 
 
 
 
 
 
R 04 
 
 
 
 
 
 
Ew 01-02, 04 
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Bitte überdenken Sie dieses Projekt im Ganzen! Brauchen wir über-
haupt Neubauten, auch in Dölau gibt es Leerstand. 
 

 
A 11 

2.2.2.171 Stellungnahme Nr. 573 
 

  
Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abge-
geben: 
 
• Problematisch Grund- und Schichtenwasser: ich erinnere an die Si-

tuation in Januar 2011 und danach, starke Verwässerung im in Fol-
ge zwei niederschlagreichen Jahre und Winter- diese Witterungssi-
tuation wird es wieder geben! Die Landesregierung hat das überre-
gionale Problem erkannt und will dagegen vorgehen. Will Halle hier 
dagegen handeln? Eine Drainage um die Neubauten löst nicht die 
hydrogeologischen Probleme im Ort. Noch nicht mal bestehende 
Entwässerungsgräben werden ordentlich gepflegt- ich empfehle ei-
nen Spaziergang im Kirchweg 

• einfach zu groß für Dölau 
• die Grundschule stößt schon jetzt an ihre baulichen Grenzen  
• die Kinder müssen ihr Mittagessen im Klassenraum einnehmen- 

das ist unwürdig 
• Immer mehr Einwohner und Verkehr kann der Stadtteil nicht ver-

kraften  
 

 
 
 
 
Ew 01- 06 
 
 
 
 
 
 
 
 
E 03 
I 01 
 
 
V 01 
 

2.2.2.172 Stellungnahme Nr. 574 
 

  
Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abge-
geben: 
 
Sehr geehrter Herr Dr. Wiegand,  
mit diesem Schreiben nehmen wir im Rahmen der derzeit laufenden 
zweiten öffentlichen Beteiligungsphase im Bauleitplanverfahren für 
den angepassten Bebauungsplan Nr. 162 auf Basis der veröffentlich-
ten Unterlagen wie folgt Stellung:  
Grundsätzlich ist es zu begrüßen, dass mit dem jetzt vorliegenden 
überarbeiteten Entwurf zum Bebauungsplan 162 eine Anpassung 
bzw. Abschmelzung des geplanten Bauvorhabens erfolgt ist und 
damit eine Reihe recht erheblicher Planungsfehler des ersten Ent-
wurfs -wenn auch nicht vollständig aber doch zumindest im Ansatz -
korrigiert wurden. Dennoch bestehen weiterhin Zweifel, dass das 
geplante Bauvorhaben von seiner Art und Weise her sowie in dem 
geplanten Umfang die Anforderungen an bestehende Rahmenbe-
dingungen erfüllt und eine ausreichende Prüfung der damit einher-
gehenden Folgen bzw. Auswirkungen stattgefunden hat. Wir möch-
ten uns deshalb ersparen, nochmals ausführlich auf die einzelnen 
Mängel des Projektes einzugehen und verweisen in diesem Zusam-
menhang auf die Ausführungen [der Stellungnahme. Nr. 560], mit 
denen wir uns vollinhaltlich identifizieren.  
Zur Vereinfachung sei nochmals auf folgende Schwerpunkte hinge-
wiesen:  
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• Das Projekt stellt auch in der abgeschmolzenen Form keinen 

sanften Übergang von der Heide zu der ortsüblichen Bebauung 
dar.  

 
• Das Projekt berücksichtigt nicht die derzeitigen schwierigen Ver-

kehrsverhältnisse, insbesondere den ruhenden Verkehr.  
 
• Das Projekt gibt keine eindeutige Aussage über Folgemaßnah-

men durch Überlastung und deren Finanzierung 
 
• Das Projekt berücksichtigt nicht die entstehenden Mehrbelastun-

gen des Abwasserkanals und des Hechtgrabens durch Abwasser 
bzw. Regenwasser. Als Anlieger der Straße Am Waldrand möch-
te ich feststellen, dass bereits jetzt bei Starkregen die Kanalde-
ckel ausgehoben werden und die Straße mit Abwasser überflutet 
wird. Gleichfalls überflutet der Hechtgraben an derartigen Tagen 
immer wieder Grundstücke.  

 
Als langjährige Dölauer und Bürger der Stadt Halle erwarten wir, 
dass in erster Linie die Interessen der Bürger respektiert und diese 
über die Profitinteressen von Investoren gestellt werden. Wir gehen 
davon aus, dass Sie die angesprochenen Schwerpunkte eingehend 
überprüfen lassen und uns über das Ergebnis dieser Prüfung unter-
richten.  
Mit frdl. Grüßen  
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2.2.2.173 Stellungnahme Nr. 575 
 

  
Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abge-
geben: 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
(…) 
 
Namens und im Auftrag unserer Mandanten bringen wir folgende  
 

Bedenken 
 
Gegen den Entwurf des Bebauungsplans Nr. 162 „Dölau, Wohnge-
biet am Heideweg“ vor: 
 
1. Nach dem Entwurf des Bebauungsplanes soll für einen Bereich 
zwischen Heideweg und Am Waldrand ein allgemeines Wohngebiet 
nach §4 BauNVO festgesetzt werden. Nach dem Entwurf der Be-
bauungsplanbegründung sind sechs Mehrfamilienhäuser mit 39 
Mietwohnungen und eine Arztpraxis geplant.  
 
Um dieses Nutzungskonzept umzusetzen, bedarf es nicht der Fest-
setzung eines allgemeinen Wohngebiets. Dem Nutzungskonzept ge-
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recht wird eher die Festsetzung eines reinen Wohngebiets. Eine 
Arztpraxis ist dort nach § 13 BauNVO ohne weiteres zulässig. Die 
Festsetzung eines reinen Wohngebiets wird auch der Umgebung 
eher gerecht. Nach dem Entwurf der Bebauungsplanbegründung 
entspricht der Umgebungsbereich an der Straße Am Waldrand oh-
nehin einem reinen Wohngebiet. Gleiches gilt auch für die Bebauung 
am Heideweg, die durch Wohnungen und einzelne freiberufliche 
Nutzungen geprägt ist. Auch dies entspricht von seinem Charakter 
her einem reinen Wohngebiet im Sinne von § 3 BauNVO. Die Fest-
setzung eines reinen Wohngebiets würde sich daher von der Art der 
Nutzung eher in den Bereich zwischen dem Heideweg im Süden und 
der Straße Am Waldrand im Osten und Norden einfügen als ein all-
gemeines Wohngebiet, in dem auch andere Nutzungen mit einem 
größeren Störpotenzial als im reinen Wohngebiet zulässig sind.  
Wir regen daher an, statt eines allgemeinen Wohngebietes ein rei-
nes Wohngebiet nach § 3 BauNVO festzusetzen.  
 
2. Der Entwurf des Bebauungsplans sieht eine Bebauung mit einer 
Höhe von 9,8 m vor. Zudem werden für die Baukörper überbaubare 
Grundstücksflächen festgesetzt. Sie lassen eine "Hinterlandbebau-
ung" in zweiter Reihe zum Heideweg zu.  
Diese Bebauung passt sich nicht in die Umgebung ein. Sie ist ent-
lang des Heidewegs und entlang der Straße Am Waldrand durch 
Ein-und Mehrfamilienhäuser geprägt, die überwiegend ein-bis zwei-
geschossig sind und Satteldächer aufweisen. Die Traufhöhe beträgt 
höchstens 7,9 m. Überwiegend liegt sie deutlich unter diesem Wert. 
Die Festsetzungen des Bebauungsplanentwurfes zur Gebäudehöhe 
führen zu einer dreigeschossigen Bebauung mit Flachdach. Die 
Traufhöhe der Gebäude in der Umgebung wird deutlich überschrit-
ten. Nach den Maßstäben aus § 34 Abs. 1 BauGB fügt sich diese 
Bebauung nach dem Maß der baulichen Nutzung nicht in die Eigen-
art der näheren Umgebung ein. Abzustellen ist dabei auf die (absolu-
te) Größe nach Grundfläche, Geschosszahl und Höhe, bei offener 
Bebauung zusätzlich auch auf ihr Verhältnis zur umgebenden Frei-
fläche (zuletzt: BVerwG, BauR 2014, 1126). Gerade was die Zahl 
der Geschosse anbelangt, geht die nach dem Entwurf des Bebau-
ungsplans zulässige Bebauung über das hinaus, was sich aus der 
Wohnbebauung in seiner Umgebung her ergibt. Hinzu kommt, dass 
damit auch die ortstypische Art und Weise der Wohnbebauung au-
ßer Acht gelassen wird.  
Wir regen daher an, die Festsetzungen zur Gebäudehöhe zu über-
arbeiten und auf das Maß der Traufhöhe aus der Umgebungsbebau-
ung zu reduzieren.  
 
3. Die großzügig ausgewiesenen überbaubaren Grundstücksflächen 
und die gleichzeitig zugelassene Hinterlandbebauung führen zu ei-
ner möglichen Dichte der Bebauung, die mit dem dörflichen Charak-
ter von Dölau nicht vereinbar ist. Nach dem Nutzungskonzept sind 
39 Mietwohnungen in den Gebäuden geplant. Bei 1,5 Stellplätzen je 
Wohneinheit folgen daraus 59 notwendige Stellplätze. Bei 2,5 Be-
wohnern je Wohneinheit ist im Plangebiet mit knapp 100 Bewohnern 
auf einer Fläche von 8.000 m2 zu rechnen. Diese Dichte der Bebau-
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ung steht in krassem Gegensatz zu der vorhandenen Wohnbebau-
ung. Dies wird u.a. durch die im Bebauungsplanentwurf vorgesehene 
Hinterlandbebauung in zweiter Reihe zum Heideweg bewirkt, die für 
den Ortsteil Dölau ebenfalls absolut untypisch ist. Sie bringt die übli-
chen Konflikte einer Hinterlandbebauung mit sich, nämlich eine zu 
hohe Dichte der Bebauung und dadurch bedingte Immissionskonflik-
te sowie einen im Verhältnis zur Umgebungsbebauung geringen 
Grünanteil.  
Wir regen daher an, auch auf die Hinterlandbebauung zu verzichten 
und die beiden Baufenster in zweiter Reihe zum Heideweg aufzuge-
ben und dort Pflanzgebotsflächen festzusetzen.  
 
4. Die geplante Bebauung wird gerade im Verhältnis zu unseren 
Mandanten zu einem Immissionskonflikt führen. Unsere Mandanten 
haben auf dem Grundstück Heideweg 1 a ein Einfamilienwohnhaus 
errichtet. Sie haben diese Wohnbebauung auf die im Süden gelege-
ne Ruhezone ausgerichtet, die damals und heute als Außenbe-
reichsinsel einzustufen ist, die einer Bebauung nicht zugänglich war.  
Diese Situation wird durch die geplante Hinterlandbebauung und die 
hohe Dichte mit insgesamt 39 Wohneinheiten und 59 Stellplätzen in-
nerhalb und außerhalb einer Tiefgarage grundlegend umgestaltet. 
Hinzu kommt, dass nach dem Gestaltungsplan die Zufahrt zur Tief-
garage von Westen im Bereich zwischen dem Garagenbaufenster 
und dem Baufenster für die Hinterlandbebauung vorgesehen ist. 
Damit wird der gesamte Zu-und Abfahrtsverkehr zu den 59 Stellplät-
zen an der Grenze zum Grundstück unserer Mandanten konzentriert. 
Die Ruhezone wird erheblich unter den Lärmimmissionen leiden, die 
vom Zu-und Abfahrtsverkehr ausgehen. Dabei sind nicht so sehr die 
nach TA Lärm berechneten Beurteilungspegel maßgebend. Sie wer-
den jeweils über einen längeren Zeitraum gemittelt und geben des-
halb die Störwirkung der Geräusche des Zu-und Abfahrtsverkehrs 
nicht zutreffend wieder. Sie wird geprägt durch einzelne Fahrten mit 
einem Wirkpegel, der ganz deutlich über den gemittelten Beurtei-
lungspegel liegt. Ihre Störwirkung kommt deshalb im Beurteilungs-
pegel nicht hinreichend zum Ausdruck. Maßgebend sind vielmehr die 
Spitzenpegel, die bei der schalltechnischen Beurteilung zu Unrecht 
nicht berücksichtigt wurden.  
Die im Gestaltungsplan gewählte Zufahrt zur Tiefgarage führt dazu, 
dass der damit verbundene Lärm in den Innenbereich der Wohnbe-
bauung und die vorhandene Ruhezone hineingetragen wird. Um dies 
zu vermeiden, regen wir an, die Zufahrt zur Tiefgarage vom Heide-
weg aus vorzusehen. Dies entspricht auch eher der Orientierung der 
Bebauung zum Heideweg hin. Wir regen weiter an, entlang der Stra-
ße Am Waldrand im Osten des Plangebiets ein Zu-und Ausfahrts-
verbot festzusetzen. Dies dient gleichzeitig der Verkehrssicherheit. 
Die im Gestaltungsplan vorgesehene Zu-und Ausfahrt weist nur ei-
nen geringen Abstand zu der nach Nordosten abknickenden  
 
Kurve der Straße Am Waldrand auf. Dies führt dazu, dass die Zu-
und Abfahrt an der im Gestaltungsplan vorgesehenen Stelle unüber-
sichtlich ist. Der von Norden zufließende Verkehr wird erst spät er-
kannt. Dies kann zu Gefährdungen der Sicherheit des Straßenver-
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kehrs führen. Dies gilt umso mehr, als die Straße Am Waldrand deut-
lich stärker belastet ist als dies nach der schalltechnischen Untersu-
chung vom 13.03.2015 unterstellt wird. Auch im Interesse der Ver-
kehrssicherheit ist daher ein Zu-und Abfahrtsverbot entlang der östli-
chen Grenze des Plangebiets geboten.  
5. Die Aussagen der schalltechnischen Untersuchung beruhen auf 
der Annahme, dass die Straße Am Waldrand mit 1.597 Kfz am Tag 
belastet ist. Dieser Wert ist deutlich zu gering angesetzt. Im Juli 2012 
wurde auf Veranlassung unserer Mandanten vom Landesverwal-
tungsamt eine Verkehrszählung durchgeführt. Unseren Mandanten 
wurde mitgeteilt, dass sie zu dem Ergebnis geführt hat, dass die Be-
lastung bei 3.000 Kfz/Tag liegt. Die der schalltechnischen Untersu-
chung zugrundeliegenden Daten können daher nicht zutreffend sein. 
Die Erhebungen im November 2012 sind offenbar an nicht repräsen-
tativen Tagen durchgeführt worden, an denen der Verkehr aufgrund 
von schlechtem Wetter deutlich geringer als im Normalfall war.  
6. Die Oberflächenentwässerung des Plangebiets soll über den 
Hechtgraben erfolgen. Zu diesem Zweck muss das Regenwasser 
vor Ort gesammelt und gedrosselt dem Hechtgraben zugeführt wer-
den. Im Entwurf der Bebauungsplanbegründung heißt es, die maxi-
male Abflussmenge dürfe die durch den früheren Bestand gegebe-
nen Einleitmengen nicht überschreiten.  
 
Dies ist in keiner Weise gesichert. Insbesondere fehlt es an einer 
hydraulischen Berechnung, mit der der Nachweis geführt wird, dass 
diese Form der Oberflächenwasserentsorgung tatsächlich funktions-
fähig ist. Aufgrund des hohen Grundwasserstandes scheidet eine 
Versickerung vor Ort aus. Sie kommt als Alternative nicht in Be-
tracht. Zur Ermittlung des Abwägungsmaterials gehört daher eine 
Berechnung, mit der der Nachweis geführt wird, dass die Einleitung 
in den Hechtgraben die Abflussmenge von 20 I/s nicht überschreitet. 
Ohne eine solche Berechnung ist das Abwägungsmaterial unvoll-
ständig im Sinne von § 2 Abs. 3 BauGB.  
7. Im Entwurf der Bebauungsplanbegründung wird festgestellt, dass 
Grund- und Schichtenwasser sehr oberflächennah ansteht. In das 
Grundwasser wird durch die geplante Tiefgarage eingegriffen. Dies 
wird zu Veränderungen im Grundwasserfluss kommen. Welche 
Auswirkungen dies auf die umgebenden Grundstücke haben wird, 
wurde bislang nicht ausreichend untersucht. Es liegt nur eine "Kurz-
stellungnahme" des Baugrundbüros vom 27.02.2015 vor, in der lapi-
dar festgestellt wird, es sei von keiner weiteren negativen Beeinflus-
sung der Schichtenwassersituation auszugehen. Gleichzeitig wird 
jedoch ausdrücklich darauf hingewiesen, die Stellungnahme sei nicht 
als "hydrogeologische Stellungnahme" zu verstehen. Dies " lässt nur 
den Schluss zu, dass der Stellungnahme keine gesicherten hydro-
geologischen Erkenntnisse zugrunde liegen.  
Für den Bebauungsplan gilt das Gebot der Konfliktbewältigung. Der 
durch die Tiefgarage und den Eingriff in das Grund- und Schichten-
wasser verbundenen Eingriff muss der Bebauungsplan deshalb eine 
Lösung finden. Dazu ist es unabdingbar, das Abwägungsmaterial 
vorab zutreffend zusammenzustellen und die hydrogeologische Situ-
ation ausführlich zu untersuchen, um die mit der Tiefgarage verbun-
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denen Eingriffe in das Grund- und Schichtenwasser und ihre Auswir-
kungen auf die benachbarten Grundstücke hinreichend zu erfassen.  
Die mit dem Oberflächenwasser, dem Schichtenwasser und dem 
Grundwasser einhergehenden Probleme müssen im Bebauungs-
planverfahren geregelt werden. Dies gilt auch für die Auswirkungen 
auf die Nachbarschaft. Aus dem einzuholenden hydrogeologischen 
Gutachten sind deshalb die entsprechenden Konsequenzen zu zie-
hen.  
8. Angesichts der möglichen negativen Folgen der Bebauung auf 
Schichten- und Grundwasser und die daraus erfolgenden Konse-
quenzen für die Nachbargrundstücke ist es dringend geboten, vor 
Beginn der Bauarbeiten den vorhandenen Zustand der benachbarten 
Grundstücke im Rahmen einer Beweissicherung festzuhalten. Unse-
re Mandanten regen an, dazu Regelungen zwischen der Stadt Halle 
und dem Vorhabenträger im Rahmen eines Städtebaulichen Vertra-
ges zugunsten der benachbarten Grundstückseigentümer zu treffen.  
Mit freundlichen Grüßen  
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2.2.2.174 Stellungnahme Nr. 576 
 

  
Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abge-
geben: 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
zum überarbeiteten Entwurf habe ich folgende Anmerkung zu ma-
chen: 
(1) Es ist zu begrüßen, dass die Gebäudehöhe um ein Stockwerk 
reduziert wurde. Allerdings die geplante Hinterlandbebauung immer 
noch ortsuntypisch. Sollte sich diese Art der Bebauung durchsetzen 
(die Größe der Grundstücke ließe das oftmals zu) würde sich die Le-
bensqualität aufgrund der Verdichtung in der ganzen Ortslage 
Dölaus verschlechtern. Daher sollte auf Gebäude abseits der Stra-
ßenfront verzichtet werden. 
(2) Das Gebäude auf der Ecke Am Waldrand/Heideweg besitzt zu 
Dölauer Heide hin kein abgestuftes oberes Geschoss. Dieser Über-
gang zum Wald hin wirkt zu schroff, der Blockcharakter wird betont, 
wenn man aus Richtung Sandbergweg aus der Heide kommt. 
(3) Bei der Umsetzung der beiden Zufahrten muss unbedingt darauf 
geachtet werden dass die Gehwege bereits vom Grundstück aus 
einsehbar sind und PKW-Fahrer nicht erst auf den Gehweg fahren 
müssen, um nach Fußgängern und Rad fahrenden Kindern zu se-
hen. Insbesondere ist sicherzustellen, dass keine Schallschutzwän-
de, Mauer, Hecken u. ä. die Sicht behindern. Um ein ungebremstes 
Herausfahren aus den Ausfahrten zu verhindern, sollten die Ausfahr-
ten an den Grundstücksgrenzen mit Fahrbahnerhebungen versehen 
werden, die zum Abbremsen zwingen. Ausfahrten (z.B. Tiefgarage in 
der Otto-Kanning-Str.) sin ein Risiko für den Schulweg.  
(4) Der verbesserte Stellplatzschlüssel ist zu begrüßen. Allerdings 
müssen auf dem Gelände noch unkompliziert erreichbare oberirdi-
sche Parkplätze für Nutzergruppen geschaffen werden, die nur kurz-
zeitig in der Wohnanlage zu tun haben: Besucher, Hausmeisterser-
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vice, häusliche Pflegekräfte, Handwerker. Die Erfahrung aus der 
Nachbarschaft zeigen, dass diese ihre PKW auf den Gehwegen ab-
stellen. Der Gehweg an der Straße „Am Waldrand“ ist besonders 
sensibel, da er nur einseitig vorhanden und zudem schmal ist. Dieser 
Gehweg ist für Schulkinder aus der genannten Straße der einzige 
mögliche Schulweg. Ist er an dieser Stelle verstellt, so müssen die 
Kinder auf die Straße ausweichen, was aufgrund der Kurven eine 
erhöhte Gefährdung darstellt. Auch die Tatsache, dass es dort ein 
Parkverbot gibt, animiert zum Parken auf dem Gehweg. Dieses 
Problem tritt auch immer wieder am benachbarten Gebäudekomplex 
auf (um die Häuser Am Waldrand 1 b-d)  
(5) Die hydrologische Stellungnahme (Baugrundbüro Klein vom 
27.02.2015) ist nicht überzeugend. Es handelt sich nur um eine Ex-
pertenmeinung und kein Gutachten/ keine hydrologische Stellung-
nahme, worauf im Brief auch explizit hingewiesen wird. Warum wur-
de der Ausschluss „negativer“ Auswirkungen in diesem Schreiben in 
Anführungszeichengesetzt? Es sollte ein richtiges hydrologisches 
Gutachten werden in dem die möglichen Auswirkungen der geplan-
ten Bebauung auf die Grundwasserströme untersucht werden.  
(6) Es ist bedauerlich, dass die auf der Bürgerversammlung erwähn-
te hydrodynamische Berechnung für den Hechtgraben und den Ab-
wasserkanal in der Straße „Am Waldrand“ nicht im Zusammenhang 
mit dem Bebauungsplan behandelt wird. Dabei sollte vorher klar 
sein, wie sich das erhöhte Schmutzwasseraufkommen auf die Ge-
samtkapazität des Abwasserkanals auswirkt. Bei Starkregen reichen 
die Kapazitäten jetzt schon nicht aus, so dass ein Abwas-
ser/Regenwassergemisch aus dem Kanal austritt, die Straße Über-
flutet und in den tiefsten gelegenen Grundstücken in der Straße „Am 
Waldrand“ eindringt.  
(7) Es soll geprüft werden, ob die künstlichen Ausweichquartiere für 
Fledermäuse in der Dölauer Heide nicht dem Sturm im Juli 2015 
zum Opfer gefallen sind.  
(8) Es ist nirgendwo eine Aussage darüber zu finden, ob die geplan-
te Bebauung in einer Frischluftschneise für die Stadt Halle liegt. Dies 
sollte geprüft werden. 
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2.2.2.175 Stellungnahme Nr. 577 
 

  
Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abge-
geben: 
 
Hinweise/Anregungen/Anmerkungen: 
Aus den neuen Planungsunterlagen gehen Änderungen den Zufahr-
ten der Tiefgarage hervor, die ich hier kritisch anmerken möchte. 
Besonders die geplante Zufahrt zur Straße „Am Waldrand“ stellt eine 
Gefahr für meine Kinder auf dem Schulweg dar. Es werden Carports 
direkt daneben gebaut und die Zufahrt wurde näher zum Nachbar-
grundstück verlegt. Für Kinder aus Richtung Nachbargrundstück ist 
die Ausfahrt nicht einsehbar, ebenfalls können herausfahrenden Au-
tofahrer auch bei niedriger Geschwindigkeit den Fußweg nicht richtig 
einsehen. Somit wird die Zufahrt besonders am Morgen, wenn alle 
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zur Arbeit/Schule müssen zu zusätzlichen Gefahrenquelle. In diesem 
Zusammenhang ist auch das Fällen der nur noch wenige vorhanden 
Bäume, die sich genau dort befinden, zu sehen. Neben der Eiche 
stellen die Linden die wertvollsten Bäume dieses Grundstücks dar. 
Einige Bäume sind bei Pflegearbeiten ja bereits gefällt worden. Im 
Bebauungsplan werden nur Bäume im Bereich gepflanzt, der so o-
der so nicht bebaut werden darf. Die Art der Bäume ist nicht zu ent-
nehmen, deshalb lässt sich nicht abschätzen, wie wertvoll diese 
sind.  
Da von Ihnen keine Zahlen zur Verkehrszählung veröffentlicht wer-
den, die eine Berechnung eine Belastung der Straßen „Heideweg“, 
„Am Waldrand“ zu Hauptspitzenzeiten zulässt, muss davon ausge-
gangen werden, dass die Straßen überlastet sind bzw. werden. Hin-
zu kommt, dass es keine Entwicklungen zur Verkehrsberuhigung, 
sprich Einhaltung der 30er Zone gibt. Auf der Straße „Am Waldrand“ 
im Bereich zu Waldstraße wird schon heute die Geschwindigkeit 
häufig überschritten. Hier müssten tragfähige Konzepte entwickelt 
und umgesetzt werden (Umgang mit Durchgangsverkehr, wechsel-
seitiges Parken zur Geschwindigkeitseinhaltung…). Des Weiteren 
liegt kein hydrologisches Gutachten vor, schon in diesem Jahr reich-
ten die Kapazitäten in Regenspitzenzeiten nicht aus. Wie wir alle 
wissen, werden extreme Wetterereignisse zunehmen. Die Straße 
„Am Waldrand“ wird mit der zusätzlichen Versieglung der Flächen 
des Grundstückes zum Abwasserkanal.  
Zuletzt sein noch angefügt, dass im neuen Plan bereits eine ortstypi-
sche Bebauung erreicht wurde, diese jedoch nicht der durchschnittli-
chen ortstypischen Höhe entspricht. Das Orientieren am höchsten 
Gebäude der näheren Umgebung ist abzulehnen.  
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2.2.2.176 Stellungnahme Nr. 578 
 

  
Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abge-
geben: 
 
Gartenanlage Heideweg 
 

 
 
 

 
B 04 

2.2.2.177 Stellungnahme Nr. 579 
 

  
Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abge-
geben: 
 
Gartenanlage Heideweg 
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Abwägungs-
text(e) Nr. 

2.2.2.178 Stellungnahme Nr. 580 
 

  
Die o.g. Person hat eine Stellungnahme mit folgendem Inhalt abge-
geben: 
 
Sehr geehrter Herr Dr. Wiegand,  
heute wende ich mich als "besorgter" Bürger meines Stadtteils Halle-
Dölau an Sie.  
Prinzipiell haben wir nichts gegen die geplanten Neubauten der 
GWG. Allerdings scheint uns die Abwasser- und Oberflächenwas-
serplanung unzureichend. Ähnliches gilt für die Verkehrsplanung 
,,Am Waldrand", "Heideweg" und "Otto-Kanning-Straße". Eigentlich 
sollen dies verkehrsberuhigte Anliegerstraßen sein.  
Seit Jahren entwickeln sie sich zu Abkürzungs-und Schnellstraßen 
für Durchgangsverkehr zwischen "Salzmünder Straße" und "Wald-
straße".   
Z.B. haben heute Morgen wieder > als 10 Schwerlaster in der Zeit 
von 6.00 Uhr bis 7:30 Uhr die Straße belebt.  
Das kann in der Zukunft nur noch schlecht werden (siehe Positionie-
rung in der Anlage).  
Ich hoffe, dass diese Stellungnahmen Gehör und Beachtung finden 
und verbleibe mit freundlichen Grüßen 
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